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Heinrich Kreft

Das ,,asiatische Wunder* in der Krise

Die politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung
im asiatisch-pazifischen Raum

Obwohl das 21. Jahrhundert noch nicht einmal
begonnen hat, war in den vergangenen Jahren
immer wieder die Rede vom kommenden asia-
tisch-pazifischen Jahrhundert. Auch die groBe
Mehrheit der Asienexperten ging davon aus, daf3
sich das beeindruckende ostasiatische Wirtschafts-
wachstum in einigen Landern zwar abschwichen,
aber prinzipiell fortsetzen wiirde'. Am 2. Juli 1997
platzte mit dem Beginn der Wihrungskrise in
Bangkok dieser Traum vom pazifischen Zeitalter.
Ostasien ist seither der Schauplatz der grofiten
Krise seit dem Ende des Kalten Krieges, die fiir
einige die groBte Bedrohung des Wohlstandes
weltweit seit den Erdolpreiskrisen der siebziger
Jahre oder gar seit der Weltwirtschaftskrise in den
dreiBiger Jahren darstellt®.

I. Das ostasiatische
Wirtschaftswunder

Die meisten Lander im pazifischen Teil Asiens
(Ostasien) mit den beiden Subregionen Nordost-
asien (,,Ferner Osten*) und Siidostasien haben in
den vergangenen Jahrzehnten eine wirtschaftliche
und gesellschaftliche Entwicklung erlebt, die in
der Geschichte der Weltwirtschaft einmalig ist.
Hoffnungslos zuriickgebliebene Entwicklungslian-
der’ entwickelten sich in kurzer Zeit dank hohen
Wachstums auf der Basis fortlaufenden Struktur-
wandels zu industriellen Schwellenldndern, die zu
ernsthaften Konkurrenten der etablierten Indu-
strie- und Handelsstaaten wurden. Den Anfang
machten die sogenannten ,kleinen Tiger” Nord-

1 Vgl. Werner Draguhn (Hrsg.). Das Asiatisch-Pazifische
Jahrhundert. Mythos — Bedrohung — Chance? Mitteilungen
des Instituts fiir Asienkunde 292, Hamburg 1998. Der Sam-
melband enthilt die Mitte 1997 iiberarbeiteten Beitrige einer
Tagung mit der deutschen Wirtschaft vom November 1996.

2 Vgl u. a. What to do about Asia (cover story), in: Business
Week vom 26. Januar 1998, S. 14-23.

3 So die Diagnose des renommierten Nationalokonomen
Gunnar Myrdal in seinem weltbekannten Werk , Asian
Drama*.

ostasiens (Siidkorea, Taiwan, Hongkong, Singa-
pur), gefolgt von den ,,neuen Tigern™ Siidostasiens
(Thailand. Indonesien, Malaysia). Diese Lander
sind seit Mitte der siebziger Jahre mit durch-
schnittlich jahrlich sieben und seit Beginn der
neunziger mit neun Prozent Wirtschaftswachstum
deutlich schneller gewachsen als jede andere Lan-
dergruppe der Welt. IThnen gelang eine Verviel-
fachung ihres realen Pro-Kopf-Einkommens in
Rekordtempo: Siidkorea und Singapur um
700 Prozent zwischen 1965 und 1995, Taiwan und
Hongkong im selben Zeitraum um 400 Prozent
sowie Indonesien, Malaysia und Thailand um iiber
300 Prozent. In den achtziger Jahren wurden auch
die siidlichen Kiistenregionen Chinas mit einer
Bevolkerung von mehr als 250 Millionen Men-
schen von der Wirtschaftsdynamik Ostasiens
erfal3t. i

Angesichts dieser beeindruckenden Entwicklung
wurde intensive Ursachenforschung betrieben, um
aus dieser erfolgreichen nachholenden Entwick-
lung Lehren fiir andere Weltregionen zu ziehen. In
threm 1993 vorgestellten Untersuchungsbericht
. The East Asian Miracle* kommt die Weltbank zu
dem Ergebnis, dal die Menschen Ostasiens das
Wunder bewirkt hitten einfach durch intensiveres
Lernen, hirteres Arbeiten und konsequenteres
Sparen als die Menschen in anderen Weltregionen.
Das Wirtschaftsmodell bestehe aus der simplen
Anwendung orthodoxer westlicher Wirtschafts-
prinzipien: auBenwirtschaftliche Offnung fiir Han-
del und Direktinvestitionen verbunden mit ,,good
governance™ mit kleinen, ausgeglichenen staatli-
chen Haushalten und einer konservativen Geldpo-
litik als Grundlage fiir geringe Inflation und hohe
Sparraten®,

Das Wachstum hat zu einem starken Urbanisie-
rungsprozef3 der einstigen Agrargesellschaften
gefiihrt. In Malaysia ist die landwirtschaftliche

4 Vgl. World Bank, The East Asian Miracle. Economic
Growth and Public Policy, Oxford 1993. Zu ganz dhnlichen
Ergebnissen kommt die Asiatische Entwicklungsbank in ihrer
Studie ..Emerging Asia: Changes and Challenges”, Manila
1997.
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Schaubild: Ostasien in Kennzahlen
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Quellen: World Bank, World Development Report 1997: World Bank, World Development Indicators 1997; Asia Paci-
fic Economics Group, Asia Pacific Profiles 1998 (Financial Times Finance Asia Pacific, Singapur 1998), Far
Eastern Economic Review. 14. Mai 1998. S. 41.
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Beschiftigung auf 21 Prozent (1960: 63 Prozent),
auf den Philippinen auf 46 Prozent (64 Prozent),
in Indonesien auf 51 (75 Prozent) und in Thailand
auf 57 Prozent (84 Prozent) zuriickgegangen.
Parallel dazu ist es zu einer starken ,,Durchkapi-
talisierung” der Gesellschaften (Steigerung des
Anteils der Lohnempfinger an der Gesamtbevol-
kerung) gekommen.

Die wirtschaftliche Entwicklung hat zu einem
gewaltigen Riickgang der Armut gefiithrt, der sei-
nesgleichen in der Weltgeschichte sucht. Lebten
Mitte der sechziger Jahre in Indonesien 60 Prozent
der Bevolkerung (d.h. 60 der 100 Millionen)
unterhalb der offiziellen Armutsgrenze, sank der
Anteil bis 1997 auf etwa 10 Prozent, d. h. auf etwa
20 der auf iber 200 Millionen angewachsenen
Bevolkerung. Ahnlich eindrucksvoll ist die Ent-
wicklung in der VR China, wo die Zahl der Armen
binnen 15 Jahren von knapp 300 auf unter
100 Millionen Menschen gesenkt werden konnte.
Lediglich auf den Philippinen, in Myanmar
- (Birma) sowie in Indochina (Vietnam, Laos, Kam-
bodscha) lag der Anteil der Armen an der
Gesamtbevolkerung bei iiber 20 Prozent. Auch
das Einkommensgefille zwischen dem einkom-
mensstarksten und dem einkommensschwichsten
Fiinftel der einzelnen ostasiatischen Gesellschaf-
ten ist — mit Ausnahme Malaysias und der Philip-
pinen — deutlich geringer aus als in anderen Teilen
der Welt, insbesondere Lateinamerika. Das relativ
geringere Einkommensgefille und die Einkom-
mensstabilitdt dank sicherer Beschiftigungsver-
hiltnisse und niedriger Inflation haben eine
stadtische* Mittelschicht entstehen lassen, die zur
treibenden Kraft der Wirtschaftsdynamik und
auch der gesellschaftlichen Transformation in
Richtung Demokratisierung geworden ist.

II. Die ostasiatische
Herausforderung

1. Dynamo der Weltwirtschaft

Entfielen 1950 lediglich 17 Prozent des weltweit
erwirtschafteten Sozialprodukts auf Asien, stieg
dieser Anteil bis 1997 auf 40 Prozent. Ahnlich dra-
matisch entwickelte sich der Anteil der Region am
Welthandel. Von 1990 bis 1994 flossen 50 Prozent
des in Entwicklungslander investierten Kapitals in
Hohe von 1049 Milliarden Dollar allein in die
Hochwachstumsldander Ostasiens.

5

Spitestens seit Mitte der achtziger Jahre sind im
ostasiatisch-pazifischen Raum deutliche Integrati-
onstendenzen zu einer neuen Weltwirtschaftsre-
gion mit eigenstindigen Konturen zu erkennen bei
gleichzeitigen Regionalisierungs- und Globalisie-
rungstendenzen, die sich gegenseitig verstarken.
Fiir die meisten ostasiatischen Lander wurde der
innerregionale Wirtschaftsaustausch zur starksten
einzelnen Wachstumsquelle, die uberragende
Bedeutung Nordamerikas als Absatzmarkt nahm
seit Beginn der neunziger Jahre deutlich ab. Insbe-
sondere die japanische Wirtschaft expandierte
stark in den ostasiatischen Nachbarstaaten, so dal3
vielfach von einem Wiederaufleben einer von
Japan gefiihrten ostasiatischen Wohlstandssphére
mit friedlichen Mitteln die Rede war’. Es wurde
zum Allgemeingut, daB Unternehmen. die sich
weltweit behaupten wollten, in der Triade — in den
drei groBen Teilmirkten der Weltwirtschaft: Nord-
amerika, Europa und Ostasien — prasent sein miif3-
ten®. Die Bundesregierung reagierte auf die schwa-
che Stellung der deutschen Wirtschaft in der
Region 1993 durch die Verabschiedung -eines
~Asienkonzepts”, die fithrenden Verbiande der
deutschen Wirtschaft riefen im gleichen Jahr einen
Asien-Pazifik-Ausschuf3 ins Leben. Die EU folgte
1994 mit einer eigenen Asienstrategie, um diesen
Riickstand aufzuholen.

2. .,Asiatische Werte** und ,.asiatische
Demokratie*

Begriindet durch diesen wirtschaftlichen Erfolg
verbreitete sich in der Region die Uberzeugung,
daB sich die Zukunftszentren der Welt nach meh-
reren Jahrhunderten des westlichen Zwischen-
spiels wieder nach Ostasien verlagern wiirden.
Ausdruck dieses neuen SelbstbewuBtseins wurde
die Diskussion um asiatische Werte™ und die
Uberlegenheit des asiatischen Wirtschafts- und
Gesellschaftsmodells. Die Exponenten auf asiati-
scher Seite, der malaysische Premierminister
Mohamad Mahathir und Singapurs fritherer
Regierungschef und jetzige ,.Senior Minister Lee
Kuan Yew, reklamierten seit den achtziger Jahren
ein durch wirtschaftliche Prosperitit und Dynamik
sowie politische Stabilitat gekennzeichnetes alter-
natives asiatisches Zivilisationsmodell, das den bis
dahin wirtschaftlich und politisch einzig erfolgrei-
chen westlichen Demokratien nicht nur ebenbiir-
tig, sondern — aufgrund abhanden gekommener
wirtschaftlicher Dynamik und ,,dekadenter” sozia-
ler Auswiichse in den USA und Westeuropa -

5 Vgl Heinrich Kreft, Japans Verflechtung mit Ost- und
Siidostasien, in: AuBlenpolitik, (1996) 1. S. 71-81.
6 Vgl Kenichi Omae, Triad Power, New York 1985,
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tberlegen sei. Das Ensemble von Wertvorstellun-
gen wie Zusammenhalt der Familie, Flei, hohes
Bildungsethos, Sparsamkeit und vor allem Vorrang
der Gemeinschaft vor der Freiheit des Indivi-
duums wurde als genuin asiatisch in Anspruch
genommen und als ursdchlich fiir hohes Wirt-
schaftswachstum und politische Stabilitit in den
zumeist autoritdr regierten , Tigerstaaten™ angese-
hen. Das gelegentlich auftrumpfende Auftreten
Lees und Mahathirs entsprang aber nicht nur die-
sem neuen SelbstbewufBitsein, sondern mindestens
in gleichem MaBe einer defensiven ideologischen
Abwehrhaltung gegeniiber Forderungen nach
mehr Demokratie und Pluralismus von seiten des
Westens, aber auch in Ostasien (Siidkorea, Thai-
land) selbst.

Nach dem US-Politologen Clark D. Neher lassen
sich fiir Ostasien fiinf Spezifika diagnostizieren,
die bis heute — je nach Land in unterschiedlicher
Starke — priagenden Einfluf3 auf Politik und Gesell-
schaft ausiiben: wechselseitige Loyalitatsverhalt-
nisse; eine stark personalisierte Herrschaft auf-
grund eines Bediirfnisses nach charismatischer
Fihrung; eine enge Verknlipfung von Macht und
moralisch legitimierter Herrschaftsausiibung: ein
starker, keine autonomen Interessenorganisatio-
nen duldender Staat mit ausgepragter Interven-
tionsneigung und die Herrschaft einer dominanten
Partei’. Klientelistische bzw. personalisierte Bezie-
hungen prigen die japanische Demokratie ebenso
wie die siiddkoreanische und taiwanesische. Korpo-
ratistische Strukturen lassen sich in allen Staaten
finden. Fast iiberall scheint eine bestimmte Partei
mehr oder weniger deutlich alle anderen zu domi-
nieren. Allerdings stehen die ostasiatischen Gesell-
schaften unter einem enormen Modernisierungs-
druck, von dem insbesondere diese ..asiatischen
Spezifika®* betroffen sind. In Japan mulite die
Liberaldemokratische Partei (LDP) 1993 nach
drei Jahrzehnten praktischer Alleinherrschaft der
vereinigten Opposition weichen®. Sie konnte die
Macht und ihre Vorherrschaft zwar inzwischen
zuriickgewinnen, dennoch hat die japanische
Demokratie seit Beginn der neunziger Jahre einen
Modernisierungsschub erlebt, der sich insbeson-
dere durch hohere Anforderungen an Transparenz
und Rechenschaftspflichtigkeit der Parteipolitik
auszeichnet. Auch Taiwan und Siidkorea haben
sich inzwischen zu funktionierenden Demokratien
entwickelt. Mit Kim Dae Jung, einem von den

7 Vgl Clark D. Neher, Asian Style Democracy, in: Asian
Survey, 34 (1994) 11, S. 940-961.

8 Vgl Heinrich Kreft, Der innenpolitische Reformprozel3
in Japan, in: Verfassung und Recht in Ubersee, (1996) 4.
S. 453-464.
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Militirdiktatoren seines Landes jahrzehntelang
verfolgten Dissidenten, hat im Februar 1998 zum
ersten Mal in der siidkoreanischen Geschichte ein
Kandidat der Opposition nach einem Wabhlsieg das
Amt des Prisidenten iibernommen. Der Ubergang
von der Militardiktatur zur Demokratie ist in Siid-
korea bemerkenswerterweise ohne groBlere Ver-
werfungen gelungen.

Trotz der nicht zu leugnenden Demokratisierung
insbesondere in den wirtschaftlich fortgeschritte-
nen Lindern laBt sich auch nicht bestreiten, dal
politische Machtausiibung in Asien nach wie vor
einem hohen normativen Anspruch unterliegt. Die
Modernisierung der letzten Jahre hat jedoch dazu
gefiihrt, daBl in zunehmendem MaBe offentliche
Kontrollinstanzen entstehen, die das traditionelle
Asien nicht kannte und die das gesamte Verstdnd-
nis von Macht dem Konkurrenzprinzip der Demo-
kratie angleichen. Die sogenannte asiatische
Demokratie™ funktioniert nicht wesentlich anders
als die westliche. Die aus westlicher Sicht als unde-
mokratisch geltenden Seiten der asiatischen Kul-
tur (u. a. der fehlende Respekt vor den individuel-
len Menschenrechten) stehen unter erheblichem
Modernisierungsdruck”.

III. Die ostasiatische Krise

Die Krise in Ostasien, die Anfang Juli 1997 als
Wihrungskrise in Thailand begann, sich zur
Finanz- und Wirtschaftskrise ausweitete und dann
nahezu ganz Ostasien erfa3te, hinterldf3t tiefe Spu-
ren in der Region. Die wirtschaftlichen, innen-
und auBenpolitischen sowie gesellschaftlichen
Auswirkungen sind gewaltig'’. Die Krise ist
sowohl eine fundamentale Krise des ,.asiatischen
Systems™ angesichts der Herausforderungen der
Globalisierung und Liberalisierung als auch die
Folge gravierender mikrodkonomischer Fehlent-
wicklungen mit makrookonomischen Konsequen-
zen. Die Krise ist das Ergebnis mehrerer Faktoren.
Sie hat erhebliche ordnungspolitische Defizite auf-
gedeckt: mangelnde Rechtsstaatlichkeit, Korrup-
tion und Vetternwirtschaft, staatliche Eingriffe in

9 Vgl. Gunter Schubert, Das ostasiatische Wirtschafts-
wunder und die Frage der Demokratie: Modernisierung ohne
Verwestlichung?, in: Werner Draguhn/Giinter Schucher
(Hrsg.). Das neue SelbstbewuBtsein in Asien: eine Heraus-
forderung?. Mitteilungen des Instituts fiir Asienkunde 257,
Hamburg 1995, S, 28-42.

10 Zunichst wurde von vielen Beobachtern nur ein , Stot-
tern des Wachstumsmotors* konstatiert, so z. B. in: Capital,
.Kleine Tiger mit Schluckauf* vom August 1997, S. 87-97.



die Mairkte, Abschottung der Politik von der
Gesellschaft, aber auch wachsende Umweltzersto-
rung und Wohlstandsgefille. Zu den strukturellen
Schwiichen gehoren auch schwach ausgeprigte
~Corporate-governance™-Strukturen (z. B. weitge-
hend fehlendes Rechnungs- und Priifungswesen),
mangelnde Transparenz hinsichtlich der Finanz-
lage der Unternehmen und in deren Beziehungen
zu staatlichen Stellen, mangelnde Ordnungs- und
Aufsichtsstrukturen im Finanzsektor. eine Tendenz
zur Uberschuldung und der viel zu hohe Fremd-
mittelanteil im Unternehmenssektor sowie die
Tatsache, dal auch Finanzinstitute mit einem
hohen Anteil an Problemkrediten ihre Geschifts-
tatigkeit fortsetzen konnten. Diese Strukturdefi-
zite haben einerseits wesentlich zur Verschirfung
der Krise beigetragen, und ihre Beseitigung ist
wichtig fiir deren Losung, andererseits existieren
diese Probleme seit vielen Jahren, ohne dabei das
Hochwachstum und den starken Anstieg des
Lebensstandards der vergangenen dreiBlig Jahre
beeintriachtigt oder gar verhindert zu haben.

Ausgelost wurde die Krise durch eine Reihe von
Ungleichgewichten, die in jiingerer Zeit entstan-
den sind. sowie durch zu stark am Dollar orien-
tierte Wechselkurspolitiken. Die Ursachen fiir
diese Ungleichgewichte gehen bis in das Jahr 1994
zuriick, als China seine Wihrung um 40 Prozent
abwertete und der japanische Yen zwischen
Anfang 1995 und Ende 1996 25 Prozent seines
Wertes gegeniiber dem Dollar verlor. Siidkorea
und die Lédnder Siidostasiens, deren Wihrungen
durch die Beibehaltung der Kopplung an den Dol-
lar aufgewertet wurden (auch gegeniiber der DM
und den mit ihr verbundenen Wihrungen), verlo-
ren ithre Wettbewerbsfahigkeit, was zu hohen Lei-
stungsbilanzdefiziten fithrte. In Thailand betrug
das Defizit 1996 fast acht Prozent des Bruttoin-

landsprodukts (BIP). Dort kam es im Sommer

1997 zur Krise, als Zweifel an der Fortsetzung des
Wirtschaftsbooms aufkamen. Was als Ausloser die
Abwirtsspirale in Gang setzte, die nacheinander
Indonesien, Malaysia und die Philippinen erfaf3te,

ist nicht eindeutig zu klaren. Im Oktober 1997 griff

die Finanzkrise auf Nordostasien iiber und erfal3te
Hongkong, Siidkorea und vortibergehend Taiwan.

Die rasche Ausdehnung der Krise in Ostasien ist
auch eine Folge der in den vergangenen zwel
Dekaden rapide gewachsenen Verflechtung der
regionalen Volkswirtschaften vor allem durch
japanisches Kapital (Japan ist Ostasiens grofiter
Handelspartner und Investor) und auslandschine-
sische Netzwerke.

2

1. Wirtschaftliche Auswirkungen

Die Auswirkungen der Krise auf die betroffenen
Lander sind betrichtlich. Bis Ende 1997 verloren
die Borsen der fiinf am stirksten betroffenen Staa-
ten drei Fiinftel thres Dollarwertes. Binnen sechs
Monaten wurde Kapital in einer Groenordnung
von 600 Milliarden Dollar vernichtet. Seitdem
steckt das Bankensystem iiberall in Ostasien in
einer tiefen Krise, die Immobilienmaérkte kollabie-
ren und tiberall schrumpft die Wirtschaft.

Lag das durchschnittliche Wachstum der ostasiati-
schen Volkswirtschaften auBerhalb Chinas 1997
noch zwischen sechs und neun Prozent, so wurde
in Prognosen fir 1998 nur noch von null bis fiinf
Prozent ausgegangen. Siidkoreas Wirtschaft ist im
ersten Halbjahr 1998 um knapp vier Prozent
geschrumpft — das schlechteste Wirtschaftsergeb-
ni$ seit der Erfassung der 6konomischen Entwick-
lung des Landes im Jahre 1960. Indonesiens Brut-
toinlandsprodukt ist im selben Zeitraum um {iber
12 Prozent zuriickgegangen, weltweit der drama-
tischste Wirtschaftskollaps seit 50 Jahren. Fiir das
gesamte Jahr wird ein Riickgang von 13 Prozent
erwartet, der erste Riickgang iiberhaupt in Indone-
sien seit 1963. In der Auto- und Elektronikindu-
strie ist die Produktion in der ersten Halfte des
Jahres um 55 Prozent zuriickgegangen, die der
Bauindustrie um etwa 37 Prozent. Fiir Thailand
erwartet der Internationale Wéahrungsfonds (IWF)
fiir 1998 eine Kontraktion der Wirtschaft von acht
bis zehn Prozent (Riickgang des BIP). War Malay-
sias Wirtschaft im Jahr 1997 noch um stolze
7.6 Prozent gewachsen, gerit das Land in diesem
Jahr in die Rezession. Nach einem Riickgang des
BIP im ersten Halbjahr um 4,8 Prozent wird fiir
1998 ein Riickgang der Wirtschaftsleistung um 2,5
bis 6 Prozent befiirchtet. Die Finanzturbulenzen
schlagen inzwischen massiv auf die reale Wirt-
schaft durch. Zinsen und Importpreise sind explo-
diert. Der Absturz der Wechselkurse — 80 Prozent
bei Indonesiens Rupiah, 36 Prozent beim thaildn-
dischen Baht und 40 Prozent beim koreanischen
Won - hat die bereits hohe Auslandsverschuldung
in lokaler Wihrung dramatisch steigen lassen und
Tausende von Firmen in die Zahlungsunfihigkeit
getricben. Ein Rekord an Firmenpleiten und ein
wachsendes Heer von Arbeitslosen sind die Folge.

In den Krisenstaaten betragt die im Boom aufge-
tirmte Verschuldung 230 Prozent des BIP. Faule
Kredite, Kapitalflucht und abstiirzende Borsen-
kurse haben das Fundament der Banken erodiert,
die sich immer mehr als Brennpunkt der Krise
erweisen. Thailand hat die Aufraumarbeiten in
diesem Bereich bisher am weitesten vorangetrie-
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ben. Uber 50 Finanzierungsgesellschaften wurden
liquidiert, mehrere Privatbanken in staatliche
Obhut genommen. Die Beteiligungsgrenze fiir aus-
landische Investoren wurde von 25 auf 100 Pro-
zent angehoben, allerdings zunachst nur fiir zehn
Jahre. Solche Entwicklungen lassen Malaysias Pre-
mierminister Mahathir vor einer neuen Welle der
Kolonisierung warnen'’.

Die Exporte der Krisenlidnder sind trotz der star-
ken Abwertungen vor allem wegen des vielfach
hohen Importanteils an den Exportgiitern nicht in
erwartetem Umfang angewachsen. Aufgrund der
andauernden Krise des Finanzsektors ist zudem
die Moglichkeit der Aufnahme von Krediten
erheblich erschwert worden (..credit crunch*). Die
Binnenwirtschaft leidet nachhaltig unter dem
Kaufkraftmangel der Konsumenten.

Der IWF hat seit Beginn der Krise mit rund
21 Milliarden Dollar erhebliche Finanzmittel fiir
die Krisenldnder bereitgestellt, die sich noch deut-
lich erhéhen, wenn alle zur Unterstiitzung der
IWF-Programme eingegangenen Verpflichtungen
eingelost werden (rd. 115 Milliarden US-Dollar).
Gleichwohl reichen diese Betrige bei weitem nicht
an die Hohe der Kapitalstrome heran. die die
Krise ausgelost haben. Verordnete der IWF zu
Beginn der Krise noch seine klassischen Anpas-
sungsprogramme — strikte Ausgabendisziplin des
Staates und hohe Zinsen —, zeigt er sich angesichts
verheerender Konjunkturzahlen und zunehmender
sozialer Auswirkungen inzwischen erheblich fle-
xibler. Thailand und Indonesien konnten inzwi-
schen groBere Ausgabenprogramme auflegen. um
die Wirtschaft wieder anzukurbeln und die sozia-
len Folgen der Krise abzufedern.

2. Politische Auswirkungen

Die innenpolitischen Folgen in den Krisenstaaten
und der gesamten siidost- und ostasiatischen
Region sind bereits gravierend. In Indonesien
mubBte Prisident Suharto nach 32 Jahren aufgrund
massiven oOffentlichen Drucks zuriicktreten. Er
hatte anfangs den Ernst der Lage verkannt und
durch seine defensive und auf Verschleppung von
wirtschaftlichen und politischen Reformen ausge-
richtete Politik wesentlich zu seinem eigenen
Riicktritt bzw. Sturz beigetragen. Sein Nachfolger
Jusuf Habibie hat zwar unmittelbar nach Amts-
antritt insbesondere im politischen Bereich mutig
Reformen eingeleitet, die innenpolitische Lage
bleibt aber schon aufgrund der katastrophalen

11 Vgl. Premier Mahathir auf der Suche nach Siindenbok-
ken, in: Handelsblatt vom 28./29. August 1998, S. 11.
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Wirtschaftslage sehr instabil. In den noch jungen
Demokratien Thailand, wo die Krise bereits im
November 1997 zu einem Regierungswechsel
fithrte, und Stidkorea, wo der Oppositionskandidat
Kim Dae Jung seinen Wahlsieg u.a. auch der
Krise zu verdanken hat, ist die verfassungsmibfige
Ordnung vorerst nicht in Gefahr. Allerdings schla-
gen die Wihrungsturbulenzen und die Finanzkrise
erst jetzt voll auf die Realwirtschaft durch, so dal}
sich die Stabilitit der demokratischen Institutio-
nen erst noch erweisen mub.

3. Gesellschaftliche Auswirkungen

In Ost- und Siidostasien werden jedoch neben den
unmittelbaren innenpolitischen Verwerfungen die
mittel- bis langfristigen gesellschaftlichen Verin-
derungen noch folgenschwerer sein. Zeiten wirt-
schaftlicher und sozialer Konvulsionen sind auch
Zeiten tiefgreifender politischer und gesellschaftli-
cher Veranderungen. Im gesamten asiatisch-pazifi-
schen Raum gibt es zur Zeit Anzeichen von Xeno-
phobie und iibersteigertem Nationalismus, zumeist
in der Form von Antiamerikanismus, da die USA
als treibende Kraft hinter dem Internationalen
Wihrungsfonds und seinen harten wirtschaftlichen
und sozialen Auflagen gesehen werden. Die innen-
politischen Entwickiungen in der Region seit der
Jahresmitte 1997 lassen den Ruf nach mehr Demo-
kratie, Pluralismus und Rechtsstaatlichkeit lauter
werden'. In Thailand, Indonesien, Korea und
anderen Staaten werden die alten Oligarchien fiir
den allgemeinen Niedergang verantwortlich
gemacht. Der jahrzehntelang bestehende still-
schweigende Gesellschaftsvertrag — Korruption
und Nepotismus hinzunehmen, solange die politi-
schen Eliten fiir ein hohes Wirtschaftswachstum
sorgen — existiert nicht mehr. In Thailand wurde
bereits vor Ausbruch der Krise ein Verfassungsre-
formprozel3 eingeleitet. Treibende Kraft waren
dabei die in den letzten Jahrzehnten im Zuge der
Industrialisierung neu entstandenen Mittelschich-
ten, die die gesellschaftliche Dominanz der tradi-
tionellen Eliten, das heif3t Biirokratie und Militér,
zunehmend in Frage stellen. Die neue Verfassung
wurde im September 1997 dank erheblichem
offentlichem Druck angenommen. In Indonesien
war der durch die Krise verursachte vehemente
wirtschaftliche und soziale Niedergang der Auslo-
ser fiir den Ausbruch der seit lingerem angestau-
ten Unzufriedenheit mit der ,Neuen Ordnung*
Suhartos. Ob sich Prisident Habibie als Mitglied
des alten Establishments und die ihn stiitzenden

12 Diesbeziiglich eher pessimistisch sind Paul Dibb/David
D. Hale/Peter Prince, The Strategic Implications of Asia’s
Economic Crisis, in: Survival, 40 (1998) 2, S. 17.



- Militirs lange werden halten konnen, diirfte nicht
nur von ihren politischen Reformanstrengungen
und der wirtschaftlichen Lage, sondern auch
davon abhidngen. wie schnell sich politische und
personelle Alternativen herausbilden, die in der
indonesischen Innenpolitik noch bis vor kurzem
ganzlich undenkbar waren.

Die sozialen Folgen der Krise sind tiberall sicht-
bar. Zuerst hat sie jene Bevolkerungsgruppen
erfafit, deren Existenz am wenigsten gesichert war:
Frauen, ausldndische Arbeitnehmer aus den drme-
ren Landern und Beschiftigte in kleinen und mitt-
leren Unternehmen ohne soziale Absicherung
oder Arbeitsplatzgarantien. Auch Asiens Mittel-
schicht, eine der Triebfedern des von der Krise
abrupt beendeten Booms, steht vor ihrer rasanten
Dezimierung. Rekordhohe Zinsen, steigende
Preise, zunehmende Verschuldung und vor allem
Arbeitslosigkeit sind die Ursachen. Die Kaufkraft
der ehemaligen Aufsteiger ist drastisch gesunken.
Viele sind wieder dort gelandet. wo sie zu Beginn
des langen Booms angefangen hatten. oder fallen
sogar in die Armut zuriick. In Hongkong und
Thailand sind die Immobilienpreise innerhalb kiir-
zester Zeit so stark eingebrochen, daB3 fiir Hun-
derttausende von Menschen die verbleibende Kre-
ditschuld nun groBer ist als der Marktwert der
erworbenen Wohnungen und Hauser.

Lag die durchschnittliche offizielle Arbeitslosig-
keit in den betroffenen Liandern 1997 bei
4.3 Prozent, diirfte sie sich bis 1999 verdoppeln.
Durchschnittlich iiber neunzig Firmenpleiten tég-
lich haben die Arbeitslosenzahl in Stidkorea auf
das Dreifache seit Ausbruch der Krise explodieren
lassen. In Thailand, wo es bis zum vergangenen
Jahr kaum Arbeitslosigkeit gab, werden bis Jahres-
ende drei bis vier Millionen Arbeitslose erwartet'.
In Indonesien stieg die Arbeitslosenzahl auf tber
40 Millionen. Mittlerweile lebt wieder etwa die
Hélfte von Indonesiens iiber 200 Millionen Ein-
wohner unterhalb der Armutsgrenze. Zwanzig
Millionen Kinder laufen Gefahr, von der Schule
genommen zu werden. Thren Eltern fehlt das Geld
fiir die Biicher und die Schuluniform, die Kinder
werden als Mitverdiener gebraucht. In Thailand
sollen 300000 Kinder aus dem Schulsystem . ver-
schwunden* sein und verbotenerweise auf Reisfel-
dern oder in kleinen Fabriken arbeiten. Damit
gerit mit der erfolgreichen Alphabetisierung eine
wesentliche Errungenschaft der letzten Jahrzehnte
in Gefahr, was sich zudem als schwere Hypothek
13 Vgl. Markus Girtner, Der Reichtum der Rolex-Klasse
schmilzt. Die Wirtschaftskrise bringt auch das Ende der Mit-
telschicht, in: Handelsblatt vom 12. August 1998, S, 10.
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fiir die Zukunft erweisen konnte, wenn fiir den
nichsten Wirtschaftsaufschwung gut ausgebildete
Facharbeiter benotigt werden'.

Bisher durch das Wirtschaftswachstum iiberdeckte
ethnische (Indonesien, Malaysia) und religiose
Spannungen (Indonesien) brechen wieder auf. In
Indonesien haben wihrend der Unruhen im ver-
gangenen Mai, die zum Sturz Suhartos fiihrten,
Tausende ethnischer Chinesen ithr Hab und Gut
verloren, einige gar ihr Leben.

4. AuBen- und sicherheitspolitische Auswirkungen

Auch die auBlen- und sicherheitspolitischen Aus-
wirkungen der Krise sind beachtlich, insbesondere
die Folgen fiir die Bezichungen der nationalen
Akteure untereinander und das geopolitische
Gleichgewicht in Ost- und Siidostasien insgesamt.

Grundsitzlich fiihrt das Ansteigen des wirtschaft-
lichen und sozialen Konfliktpotentials in nahezu
allen Staaten der Region auch zu einer Zunahme
der Gefahr zwischenstaatlicher Konflikte. Bedroh-
liche Szenarien, die nicht nur fiir Befiirchtungen in
der Region selbst, sondern auch in den USA und
Europa stehen, werden allenthalben entworfen.
Vom Siidchinesischen Meer iber Taiwan bis zur
koreanischen Halbinsel gibt es eine ganze Reihe
von Spannungsgebieten. Withrend sich die meisten
Krisenstaaten gezwungen sehen, ihre Verteidi-
gungsausgaben drastisch zu kiirzen, wird die GroB-
macht China die Modernisierung der Volksbe-
freiungsarmee vorerst fortsetzen konnen. Die
Sicherung der Rohstoffversorgung (u.a. Erdol,
Nahrungsmittel) wird mit wachsender Industrie-
produktion und groBerem Wohlstand fiir China
immer wichtiger. In Korea ist der Zusammenbruch
des Nordens mittelfristig unausweichlich. Ein
durch die Finanz- und Wirtschaftskrise erheblich
geschwichtes Siidkorea ist jedoch heute noch weni-
ger als zuvor in der Lage, den Kollaps des Nordens
und die sich daran voraussichtlich anschlieBende
Vereinigung finanziell zu bewiltigen.

Die Gemeinschaft Siidostasiatischer Staaten -
ASEAN - ist durch die Krise deutlich ge-
schwicht'. Mit Indonesien steht ihr Schwerge-
wicht und Foderator vor einer ungewissen politi-
schen und wirtschaftlichen Zukunft. Vietnam und
Laos verlassen den wirtschaftlichen Reformkurs,

14 Vgl Erhard Haubold, Arme in Asien zahlen schreckli-
chen Preis, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 24. Juli
1998, 8. 9.

15 Dieses ist auch die Einschitzung ostasiatischer Fiih-
rungskrifte in einer Umfrage der Far Eastern Economic Re-
view (27. August 1998, 8. 32). 95 Prozent waren der Meinung,
dall ASEAN in der Krise nicht aktiv genug gewesen ist.
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der sie stiarker in die Gemeinschaft integriert
hitte. Die Solidaritiat innerhalb der ASEAN hat
bereits fiir alle Welt sichtbar ihre Grenzen
erreicht. Das Projekt zur Schaffung einer Freihan-
delszone (AFTA) bis 2003 erscheint gefihrdet.
Die Riickkehr von Millionen Gastarbeitern und
die Flucht von Zehntausenden von Indonesiern
nach Malaysia (und Singapur) konnten sehr
schnell zu zwischenstaatlichen Spannungen fithren.
Bestehende Territorialkonflikte zwischen den
ASEAN-Staaten konnten wieder virulent werden.

Andererseits konnte mittelfristig ein  Machtzu-
wachs und verstarkter Druck Chinas im Stidchine-
sischen Meer (und auf dem siidostasiatischen Fest-
land) zu einer stirkeren Zusammenarbeit der
ASEAN-Staaten fiithren. Thailand und die Philip-
pinen haben inzwischen den Vorschlag einer akti-
veren ASEAN eingebracht, die — wenn notig —
auch zu inneren Angelegenheiten einzelner Mit-
glieder Stellung nimmt — eine vollige Abkehr vom
bisherigen Prinzip der Nichteinmischung.

IV. Die Schliisselakteure fiir
die Entwicklung Ostasiens

Die Zukunft Ostasiens wird im wesentlichen von
drei Akteuren und deren Beziehungen untereinan-
der bestimmt: den USA, Japan und China.

1. USA

Die USA sind der wichtigste Faktor fiir die Ent-
wicklung in Ostasien. Die Vereinigten Staaten
unterschitzten die Krise anfianglich als lokales
Ereignis. Folgerichtig beteiligten sie sich im Gegen-
satz zu Japan und China nicht mit einem bilateralen
Beitrag am 17.2 Milliarden Dollar IWF-Struktur-
anpassungsprogramm fiir Thailand. Dies dnderte
sich erst, als auch Indonesien und Siidkorea nicht
mehr ohne die Hilfe des IWF auskamen und die
regionale Krise bedrohliche Folgen fiir die gesamte
Weltwirtschaft annahm. In Thailand reagierte die
offentliche Meinung enttduscht auf die anfangliche
Zurtickhaltung des alten Verbiindeten USA. In
Stidkorea setzte die offentliche Meinung die USA
mit dem I'WF und seinen harten und unpopuldren
wirtschaftlichen und sozialen Anpassungsmalinah-
men gleich. In Indonesien verfolgte Prisident
Suharto durch seinen hinhaltenden Widerstand
gegen die Auflagen des IWF unter anderem auch
das Ziel, antiwestliche Ressentiments und Unter-
stiitzung fiir sein Regime zu mobilisieren. In ganz
Ost- und Siidostasien hatten Verschworungstheo-
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rien Konjunktur, denen zu Folge die USA die neu
heranwachsenden wirtschaftlichen Konkurrenten
im westlichen Pazifik mit Hilfe von Devisenspeku-
lanten wie George Soros ruinieren wollten.

Trotz des noch nicht absehbaren Endes der Krise,
des kurzfristigen Prestigeverlusts und nationalisti-
scher Gegenreaktionen in der Region werden die
USA voraussichtlich mittelfristig zu den Gewin-
nern gehoren. Sie profitieren von der gewachsenen
UngewiBheit in der Region und der wieder zuneh-
menden Bedeutung des amerikanischen Marktes
fur die ostasiatischen Volkswirtschaften. Die kon-
sequente Implementierung der IWF-Programme
diirfte zu der von den USA seit langem angestreb-
ten wirtschaftlichen Liberalisierung und politi-
schen Offnung beitragen. Dariiber hinaus werden
auch die dargelegten mittelfristigen Auswirkungen
auf die gesellschaftlichen Verhiltnisse in den Kri-
senlandern tendenziell zu einer ,,Verwestlichung™
fiihren. Durch die malBgeblich von Washington
mitbestimmte Politik des IWF — und das, wenn
auch spite, direkte Engagement der Supermacht —
wurde erneut die Unverzichtbarkeit der USA als
Krisenmanager sowie politische und 6konomische
Fiithrungsmacht unter Beweis gestellt. Die Vorstel-
lung, die Wirtschaftsmacht Japan oder gar andere
aufstrebende Staaten in Ost- und Sudostasien
konnten allein oder gemeinsam das Krisenmana-
gement tibernehmen, hat sich als unhaltbar erwie-
sen.

2. Japan

Japans politische Stellung in der Region beruht
vornehmlich auf seiner Wirtschaftskraft und der
damit verbundenen — allerdings zumeist unausge-
sprochenen — Vorbildfunktion fiir die alten und
neuen . Tigerstaaten“'®. Japan hat jahrzehntelang
vor allem durch seine massiven Direktinvestitio-
nen, seine Entwicklungshilfe und durch seine
Funktion als Exportmarkt zu der beeindruckenden
wirtschaftlichen Entwicklung der . Tigerstaaten®
beigetragen. Wirtschaftlich seit langem eine Super-
macht, fillt Japans politischer Status unter ande-
rem aufgrund seiner unbereinigten Kriegsvergan-
genheit dagegen deutlich ab. Versuche, dem Land
ein sichtbareres politisches Profil in der Region zu
geben, wiren sowohl in Japan selbst als auch in
den von ihm im Zweiten Weltkrieg okkupierten
Lindern auf groBe Widerstinde gestoBen'’. Aus

16 - Man denke etwa an die ,,Look East Policy™ des malaysi-
schen Premierministers Mahathir.

17 Im Januar 1997 sondierte Premierminister Ryutaro
Hashimoto die Moglichkeit regelmélBiger bilateraler poli-
tischer Konsultationen mit den ASEAN-Staaten, ohne die
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diesem Grund wurden auch mogliche Emanzipati-
onsbemiihungen gegeniiber den USA stets zugun-
sten einer Verstirkung der bilateralen Allianz
hintangestellt.

Japan wurde im Laufe der Krise aufgrund seiner
eigenen konjunkturellen und strukturellen Pro-
bleme selbst immer mehr Teil der wirtschaftli-
chen Turbulenzen als Teil ihrer Losung. Der
Glanz des ,,Modells Japan™ mit seiner charakteri-
stischen engen Verbindung zwischen Politik,
Biirokratie und Groffunternehmen ist nicht nur
im Land der aufgehenden Sonne selbst verblafit,
sondern vor allem auch in Korea definitiv
gescheitert. Siidostasien, das sich in seiner Wirt-
schaftspolitik ebenfalls an dem groB3en Nachbarn
orientierte, - sieht sich gezwungen, die eigenen
Volkswirtschaften nach Rezepten des IWF zu
liberalisieren und zu oOffnen. Aufgrund seines
wirtschaftlichen Gewichts und des hohen Ver-
flechtungsgrads mit den Volkswirtschaften der
Region kommt der Uberwindung der Struktur-
probleme Japans weltwirtschaftliche Bedeutung
zu. Japans Anteil am AufBenhandel mit den Kri-
senlindern ist doppelt so hoch wie der der USA
oder der EU. Es gibt allerdings erst seit Juni d. J.
— aufgrund massiven Drucks der USA - Anzei-
chen dafiir, daB3 die politische Fiihrung des Lan-
des bereit ist, die notwendigen tiefgreifenden
Reformen ziigig einzuleiten. Der Riicktritt Pre-
mierminister Hashimotos nach der Niederlage
seiner Partei bei den Oberhauswahlen am 12. Jul
konnte allerdings zu einer erneuten Verzogerung
der Reformen fithren. Seinem Nachfolger Obuchi
bleibt nicht viel Zeit, das Abrutschen der japani-
schen Wirtschaft in die Rezession abzuwenden.
Bleiben die dringend gebotenen Reformen aus,
konnte Japan fiir lange Zeit der zwar wohlha-
bende, aber krankelnde alte Mann Ostasiens blei-
ben und an wirtschaftlichem und politischem Ein-
fluB gegeniiber den USA und auch China
verlieren. Andererseits verfiigt das Land als rei-
ches Industrie- und grofites Gldubigerland der
Welt (iiber 200 Mrd, Dollar Deyisenreserven;
eine Billion Dollar Nettoauslandsvermogen) tiber
potentiell groBe Selbstheilungskrifte, so dal3 es
politisch und erst recht als Wirtschaftsfaktor
nicht vorschnell abgeschrieben werden sollte.

3. China

Die GroBmacht China hat durch den bisherigen
Verzicht auf eine Abwertung seiner Wihrung die

Einbeziehung anderer Dialogpartner wie beim ASEAN Re-
gional Forum (ARF). Die Reaktionen waren eher zuriick-
haltend.
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Rolle eines Stabilitdtsankers iibernommen und
damit in der Region, aber auch international an
Statur und Einflul gewonnen. Die Abwertung des
Yuan/Renminbi wiirde die Wahrungen der Krisen-
lander erneut unter erheblichen Druck bringen
und vermutlich eine weitere wirtschaftlich ruintse
Abwertungsspirale in weiten Teilen Ost- und Siid-
ostasiens zur Folge haben. Dariiber hinaus hat sich
China auch bilateral an der IWF-Hilfe fiir Thai-
land beteiligt. Diese Leistungen werden sowohl in
der Region als auch von den USA honoriert,
zumal die Volksrepublik mit ihrer verantwortungs-
vollen Wihrungspolitik eine deutliche Schwi-
chung ihrer internationalen Wettbewerbsfiahigkeit
in Kauf genommen hat. In Stidkorea, Indonesien,
Thailand und anderen stidostasiatischen Staaten
wird die chinesische Wihrungspolitik als wertvolle
Hilfe bei der Bewiltigung der Krise angesehen,
durch die sich das Reich der Mitte zukiinftig noch
mehr Gehor fiir seine Anliegen in anderen Fragen
der internationalen Politik verschaffen wird'®. Fiir
die USA ist der chinesische Verzicht auf eine
Abwertung hochwillkommen, da diese zu einem
weiteren Anwachsen des amerikanischen Handels-
defizits mit China fiihren wiirde, was insbesondere
vor den bevorstehenden KongreSwahlen im
November innenpolitisch brisant wire. Allerdings
muf} auch aus 6konomischer Sicht bezweifelt wer-
den, daB China durch eine Abwertung und die sich
daran anschlieBende Abwertung anderer Wihrun-
gen viel zu gewinnen hitte.

Aus Sicht des Westens ist die Einbeziehung Chinas
als verantwortungsbewuliter Akteur in das inter-
nationale System zu begriiBen'®. Angesichts der
wirtschaftlichen und politischen Schwiche Indone-
siens, Siidkoreas und Japans wird Chinas Rolle als
wichtiger Partner und zugleich Widerpart der
USA in Ostasien immer deutlicher. Ob China
diese Positionsgewinne festigen oder weiter aus-
bauen kann, hingt im wesentlichen davon ab, ob
es der Fithrung in Peking gelingt, die gewaltigen
internen Probleme zu losen. China ist trotz des
beeindruckenden Wirtschaftswachstums bis heute
ein armes Entwicklungsland. Es leidet — neben sei-
nen durch eine ineffiziente sozialistische Verwal-
tungswirtschaft verursachten Problemen, wie
unrentable und personell liberbesetzte Staatsbe-
triebe und Behorden — im Prinzip an den gleichen
Defiziten wie die Krisenlidnder. das heif3t vor allem

18 ,China has now credit, which it never had in this part of
the world”, so Tharnthong Thongsanad, stellvertretende
Vorsitzende des AulBlenpolitischen Ausschusses im thaildndi-
schen Parlament.

19 Vgl. Heinrich Kreft, China im Konzert der GroBmachte,
in: Internationale Politik. (1997) 6, S.35-40.
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an einem iiberschuldeten, institutionell schwachen
Finanzsystem und wachsender Korruption. Noch
ist nicht auszuschlieBen, daB die Asienkrise China
ebenso hart treffen wird wie Thailand, Indonesien
und Siidkorea®. Ein Erfolg der Wirtschaftsrefor-
men ist in hohem MaBe wiinschenswert, denn ihr
MiBerfolg hétte voraussichtlich noch erheblich
gravierendere Folgen fiir die wirtschaftliche und
politische Stabilitat der Region und damit fir die
Weltwirtschaft und die internationale Sicherheit
als die derzeitige Krise.

V. Fazit und Perspektiven

Die ostasiatische Krise ist vor allem eine Krise der
politischen Okonomie des asiatischen Entwick-
lungswegs. Gelingt deren grundlegende Reformie-
rung, diirfte eine Fortsetzung der hohen Wirt-
schaftsdynamik langfristig gesichert sein. Die
Ingredienzien des bisherigen Erfolgs — hohe Spar-
raten, hohe Bildungsinvestitionen, relativ egalitdre
Einkommensverteilung, niedrige Steuern und
Exportorientierung — sind nach wie vor vorhan-
den®'. Die Krise hat deutlich gemacht, daB vor

20 Vgl. Nicholas R. Lardy, China and the Asian Contagion,
in: Foreign Affairs, (Juli/Aug. 1998), S. 78 -88.

21 Auch Steven Radelet, Jeffrey Sachs, Asia’s Remergence,
in: Foreign Affairs, (Nov./Dez. 1997), S. 44-59, duBlern sich
optimistisch iiber die eigentlich heilsamen Wirkungen der
Krise, haben aber offensichtlich die Schwere der Aus-
wirkungen unterschétzt.
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dem Hintergrund der Globalisierung der Weltwirt-
schaft eine tiefere Marktintegration, eine rigorose
Markttransparenz und effizientes Management
nicht nur auf der staatlichen, sondern vor allem
auch auf der Unternehmensebene notig sind.

Das Wirtschaftswunder der vergangenen drei
Dekaden war kein Mythos, sondern Realitit. Zer-
stort wurde durch die aktuelle Krise aber der
Mythos der Uberlegenheit autoritirer Entwick-
lungsstaaten gegeniiber Demokratien. Das Hoch-
wachstum der Vergangenheit ist nicht wegen, son-
dern trotz der autoritiren politischen und
gesellschaftlichen Strukturen erzielt worden. Der
Zusammenhang zwischen stabiler Demokratie und
nachhaltiger Entwicklung gilt auch fiir Ostasien.
Der steigende Bildungsgrad und die zunehmende
Ausdifferenzierung seiner Gesellschaften machen
die Forderung nach Rechtsstaatlichkeit und politi-
scher Partizipation immer dringlicher. Die Re-
formerfolge von Chuan Leekpai in Thailand und
Kim Dae Jung in Siidkorea machen deutlich, daf3
demokratische und verantwortliche Regierungen
auf der Basis von Rechtsstaatlichkeit eine wichtige
Vorbedingung fiir die nachhaltige Erholung Ost-
asiens sind”. Diese Erholung ist notwendig, um
die politische und wirtschaftliche Stabilitdt der
Region zu sichern, was aufgrund des inzwischen
erreichten Gewichts Ostasiens in der Welt von glo-
baler Bedeutung ist.

22 Vgl. Shalendra D. Sharmna, Asia’s Economic Crisis and
the IMF, in: Survival, 40 (1998) 2, S. 27-52.
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Manfred Pohl
Japan und die Zukunft der ASEAN-Staaten

[. Vorbemerkungen

Es wiirde den Rahmen dieses Beitrags sprengen,
die Beziehungen Japans zu allen Nachbarstaaten
in der asiatisch-pazifischen Region zu behandeln;
allein die Darstellung der bilateralen Bezichungen
Japans zu China, RuBland oder Siidkorea/Nordko-
rea wiirde jeweils eigene Beitrdge erfordern. An
dieser Stelle sollen deshalb die japanischen Bezie-
hungen zu drei Staaten der Association of South-
East Asian Nations (ASEAN) im Vordergrund
stehen: Thailand, Indonesien und Malaysia; hinzu
kommt Myanmar (bis 1989 Birma). Sie weisen
eine Reihe von Charakteristika auf, die als wesent-
liche Elemente auch der iibrigen bilateralen Bezie-
hungen Japans zu asiatischen Lindern gelten kon-
nen. Die vier Lander reprasentieren zugleich die
beiden unterschiedlichen Losungskonzepte fiir die
Asienkrise: Indonesien und Thailand haben sich
den harten Rezepten des Internationalen Wiih-
rungsfonds (IWF) unterworfen und streben eine
weitgehende Offnung zum Weltmarkt an, Malay-
sia hat sich unter Ministerprasident Mahathir fir
Kapitalkontrolle, Dirigismus und Abkapselung
entschieden, in Myanmar geht es vorrangig um das
Uberleben der Militdrregierung.

Die siidostasiatische Subregion ist fiir die japani-

sche AuBenwirtschaft von zentraler Bedeutung,
die ASEAN-Lénder im besonderen spielen sowohl
als Absatz- wie auch als Beschaffungsmirkte und
als Ziellander japanischer Direktinvestitionen seit
den achtziger Jahren eine Schlisselrolle fiir die
Wirtschaft Japans in der asiatisch-pazifischen
Gesamtregion. Stidostasien ist ebenfalls fir die
japanische Sicherheitspolitik ein Kernbereich:
Japan hat ein vitales Interesse an der wirtschaftli-
chen und sozialen Stabilitdt der stidostasiatischen
Liander. Die Interessen der japanischen Regierung
und der japanischen Wirtschaft treffen sich hier:
Offentliche Entwicklungshilfe und private Direkt-
investitionen tragen gemeinsam zu einer solchen
Stabilisierung bei.

In negativer Hinsicht hat das starke japanische
- Wirtschaftsengagement in Siidostasien aber auch
zu wechselseitigen Abhidngigkeiten gefiihrt, die
der gegenwirtigen sogenannten , Asienkrise”, bei
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der es sich um eine Finanz- und Wirtschaftskrise
handelt, mit Blick auf Japan zusatzliche Brisanz
verleihen. Die japanischen Geschiftsbanken, die
ohnehin mit . faulen” Krediten japanischer Schuld-
ner zu kdmpfen haben, werden inzwischen auch
durch nicht einbringbare Kredite an siidostasiati-
sche Partner belastet.

Die asiatische Wihrungskrise ist aus japanischer
Sicht geprigt durch eine Kombination dreier Fak-
toren, die in unterschiedlicher Stiarke fir alle
betroffenen suidostasiatischen Liander gelten, in
besonderem MaBe aber fiir Thailand, das hier kurz
als Beispiel betrachtet werden soll. Drei Faktoren
seien genannt:

1. Ein gewaltiges Defizit in der Bilanz der laufen-
den Posten hatte 1996 bereits 8,2 Prozent des thai-
lindischen Bruttoinlandsprodukts (BIP) erreicht;
dieses Defizit driickte auf Dauer auf die tiberbe-
wertete Wihrung Thailands.

2. Die thailindische Regierung hatte de facto den
Baht an den US-Dollar gekoppelt; als der Dollar
deutlich aufgewertet wurde, zog der Baht nach,
und die thailindische Exportwirtschaft wurde
durch Verlust an Wettbewerbsfihigkeit schwer
geschadigt. Auf der anderen Seite loste die Yen-
Schwiiche, verbunden mit dem starken Baht, eine
Welle japanischer Importe nach Thainland aus,
obwohl Waren aus Japan bereits seit Jahren mehr
als ein Drittel aller thaildndischen Importe aus-
machten. Der starke Baht lieB das thaildndische
Handelsbilanzdefizit weiter anschwellen.

3. Der dritte Faktor war ein starkes Anwachsen
des Zustroms kurzfristigen Kapitals aus dem Aus-
land. Thailand hatte seit langem groBe Mengen
auslidndischen Kapitals in Form von Direktinvesti-
tionen und mittel- bzw. langfristigen Krediten
angezogen'. Zusitzlich zu diesem KapitalfluB} ver-
starkten sich aber seit Beginn der neunziger Jahre
der Zuflu3 von kurzfristigem Kapital und die Port-
folio-Investitionen (Wertpapierfonds) als Reak-
tion auf die Liberalisierung der Kapital- und
Wertpapiermirkte Thailands: die Griindung der
Bangkok International Banking Facility, ein Off-

I Vgl. Kagami Mitsuhiro, , Ajia saisei, Nippon shudo de*®

(Wiederbelebung in Asien — eine Fuhrungsrolle fiir Japan),
in: Nihon keizai shimbun vom 19. August 1997,
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shore-Markt, im Jahre 1993 fiihrte zu einem Ein-
stromen niedrig verzinster Dollars.

Der Zufluf3 ausldndischen Kapitals hatte zweifel-
los auch Vorteile: Dadurch wurde das Defizit in
der Bilanz der laufenden Posten ausgeglichen bzw.
tiberdeckt, und die thailindischen Devisenreser-
ven erhohten sich. Zugleich aber wurde der infla-
tiondre Druck auf die thailandische Wihrung
durch Erhohung der Geldmenge verstiarkt. Ein
betrachtlicher Teil des auslandischen Kapitals flof3
in hoch spekulative Sektoren wie Immobilien und
schuf damit eine ,,bubble economy™ ganz dhnlich
der japanischen Wirtschaftsblase der spiten achtzi-
ger Jahre. Besonders seit 1995/96 haben Spekulan-
ten die unterentwickelten und nicht ausreichend
transparenten Finanzmarkte fiir kurzfristige Ge-
winne genutzt’. Die Krise stellt sich als ein Versa-
gen der Mirkte dar, das ausgelost wurde durch
chaotische Zustidnde, die sich aus riicksichtslosen
Hazard-Spielen und dem Zusammenbruch ethi-
scher Standards angesichts der Verlockungen
schneller und leichter Gewinne erklidren’.

II. Negative Nebeneffekte traditio-
neller Industrialisierungsstrategien

Seit den sechziger Jahren hatten sich alle ost- und
siidostasiatischen Lander fiir exportinduzierte Ent-
wicklungsstrategien entschieden. Das Ziel war ein
moglichst schneller Ubergang von Rohstoff-Liefe-
ranten zu Exporteuren von industriellen Fertigwa-

2 Vgl [Teiryt m aru ‘en,gen“doru’no chiseigaku® (Geo-
politik in der Stromung von Yen. Yuan und Dollar), in: Eko-
nomisuto vom 23. September 1997, S.46-49 (zit. fortan:
Geopolitik).

3 Vgl M. Kagami (Anm. 1). Aus japanischer Sicht hat die
thaildndische Wahrungskrise viele Gemeinsamkeiten mit der
mexikanischen Krise von 1994: Die Wihrungen beider Lin-
der waren zu stark geworden, diese Erstarkung wiederum
fithrte zu einem wachsenden Defizit in der Bilanz der lau-
fenden Posten, das durch Zustrom kurzfristigen Kapitals
tiberdeckt wurde. In beiden Lindern loste die Liberalisierung
der Kapital- und Wertpapiermirkte eine Welle von aus-
landischem Kapital aus; ein ,emerging market” wurde ge-
schaffen, dessen Unausgereiftheit spekulative Angriffe er-
moglichte; die Folge war ein noch groBeres Chaos. Der
direkte Ausloser der Mexiko-Krise aber war das Urteil der
Mirkte, daB3 Mexiko nicht in der Lage sein wiirde, die riesigen
Mengen von kurzfristigen Regierungsanleihen in US-Dollars
zu bedienen, die Mexiko aufgelegt hatte. Mit anderen Wor-
ten: Es handelte sich um ein Versagen der mexikanischen
Regierung. In Thailand dagegen wurde die Krise durch eine
spekulative ,Blase™ ausgeldst, die aus dem Zustrom umfang-
reicher privater Mittel tiber die Offshore-Mirkte in Sektoren
wie Immobilien entstand. In dieser Hinsicht dhnelt die thai-
lindische Krise verbliiffend dem Platzen der japanischen
,.bubble economy*. i
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ren. Sie zogen auslidndisches Kapital an, bauten
arbeitskrifteintensive Industrien auf und nutzten
die niedrigen Arbeitskosten als komparativen Vor- |
teil. Auf diesem Wege konnten diese Lander die

Exporte von Fertigwaren erheblich steigern: 1996

bestanden 83 Prozent aller thaildndischen und

philippinischen Exporte und 80 Prozent der

malaysischen Ausfuhren aus Fertigwaren.

Aber fiir die Produktion der wichtigsten Giiter wie
PCs, Diskettenlaufwerke, Halbleiter und dhnliche
Erzeugnisse muliten diese Lander Teile und Kom-
ponenten aus den Stammlédndern der transnationa-
len Unternehmen importieren, die ihre Produkte
in der Region fertigen lieBen. Das fiihrte zu einer
ungesunden Wechselwirkung oder Zwangskoppe-
lung von Exporten und Importen: Ohne Zuliefe-
rungen (Importe) konnten die Exporte nicht
gesteigert werden. Die Wertschopfung der trans-
nationalen Unternehmen in den Standortlindern
steigerte dort zwar die Einnahme harter Devisen,
trug aber wenig zur Reduzierung der Handelsbi-
lanzdefizite bei. Dariiber hinaus fiihrt eine Indu-
strialisierungsstrategie, die auf ausldndische Inve-
stitionen setzt, fast unvermeidlich zu Defiziten in
der Einkommens- und Dienstleistungsbilanz durch
den AbfluB von Gewinniiberweisungen sowie
durch Zahlungen fiir Technologie-Lizenzen und
Royalties (Vergiitung fiir die Nutzung von Paten-
ten). So verzeichnet Malaysia zwar einen
Handelsbilanziiberschuf3, aber die Riickiiberwei-
sung von Gewinnen hat sich auBBerordentlich nega-
tiv auf die Einkommens- und Dienstleistungs-
bilanz ausgewirkt; daraus folgte ein chronisches
Defizit in der Bilanz der laufenden Posten.

Im Jahre 1985 kamen die sieben fithrenden Indu-
strienationen (G 7) im New Yorker ,,Plaza*-Hotel
iiberein, den japanischen Yen in seiner Paritit
durch die internationalen Devisenmirkte festlegen
zu lassen; zuvor war der Yen durch die japanische
Regierung gegeniiber dem US-Dollar kiinstlich
niedrig gehalten worden; jetzt schnellte die Bewer-
tung gegeniiber dem Dollar steil in die Hohe und
erreichte zeitweise eine Paritat von 100 Yen fiir
einem US-Dollar, was zu schweren Belastungen
fiir die japanische Exportwirtschaft fiihrte. Seit
dem Plaza-Abkommen zeichnete sich auch eine
Verinderung in den Produktionsstrukturen siid-
ostasiatischer Lander ab. Nach diesem Abkommen
wurden nicht nur der Yen, sondern auch der
koreanische Won und der New Taiwan-Dollar
gegeniiber dem US-Dollar aufgewertet, und
Unternehmen aus Japan, Siidkorea, Taiwan und
Singapur verstirkten massiv ihre Direktinvesti-
tionen in der Region, besonders in den ASEAN-
Staaten und in China. Die Produktionsstruktur in
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der Region war seither verstarkt durch horizontale
Arbeitsteilung geprigt; es entwickelten sich glo-
bale Zentren der Fertigung von wenigen Waren-
gruppen und Produkten wie Haushaltsgeriten
oder Halbleitern und elektronischen Erzeugnissen.
Damit wurden all diese Linder verwundbar fiir
konjunkturelle Schwankungen auf den wichtigsten
Absatzmarkten in den Industrieldndern. Ein 1996
zu verzeichnender dramatischer Absatzeinbruch
bei Halbleitern und anderen elektronischen
Erzeugnissen fiihrte dann auch zu riesigen Uber-
kapazititen und hohen Lagerbestinden in der
Region.

SchlieBlich darf der verdnderte Lohnkostenfaktor
nicht tibersehen werden. Hauptgrund fiir die mas-
siven Investitionen von Unternehmen aus Japan,
Stidkorea oder Singapur waren die gestiegenen
Lohnkosten in diesen Lindern. Inzwischen aber
sind auch in Malaysia, auf den Philippinen oder in
Thailand die Lohne gestiegen; diese haben ihren
komparativen Vorteil niedriger Arbeitskosten
schon fast an Ldnder wie China, Vietnam oder
Indien verloren.

Seit 1990 hat sich der FluB3 von Handel und Inve-
stittionen dramatisch verdndert: Die sogenannten
~ASEAN-Four* (Indonesien, Thailand, Malaysia,
Philippinen) hatten zwischen 1985 und 1995 einen
anteiligen Riickgang von Importen aus den USA
um 2,0 Prozentpunkte (von 16,1 Prozent auf
14,1 Prozent) zu verzeichnen, wihrend der Anteil
von Importen aus den NIE (Newly Industrializing
Economies: Hongkong, Singapur, Siidkorea, Tai-
wan) um 4,5 Prozentpunkte (von 21,0 Prozent auf
25.5 Prozent) anstieg: ithr Anteil von Importen
aus Japan stieg um 43 Prozentpunkte (von
23.3 Prozent auf 27,6 Prozent). Noch auffallender
ist der Anteil der NIE als Investitionsquelle: Bis
1993 waren japanische Unternechmen mit Abstand
die groBten Kapitalgeber fiir die ASEAN, 1993/94
aber rangierten Neuinvestitionen aus den NIEs
weit vor Investitionen japanischer Unternehmen.
Im Jahre 1995 kam es zu einem Gleichstand;
Unternehmen aus Japan und den NIEs investier-
ten jeweils 11,1 Milliarden US-Dollar (USA:
6,7 Milliarden US-Dollar)’. Das bedeutet, seit
1991 haben die NIEs Japan als wichtigsten Abneh-
mer von Exporten der ASEAN-Four ersetzt, und
damit nehmen die ASEAN-Staaten insgesamt
mehr Devisen aus den NIEs ein als aus jeder ande-
ren Quelle’.

4 Vgl. Geopolitik (Anm. 2), S. 47.

5 Vgl Misperception and Truth about Economies of Asia
and Japan, Press Release, Ministry of Foreign Affairs in Japan
vom 17. April 1998 (zit. fortan: Misperception). Es bleibt na-
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Auf lange Sicht aber ist es eher unwahrscheinlich,
daf3 die Wihrungskrise der wirtschaftlichen Ent-
wicklung in der Region einen schweren Schlag ver-
setzen wird; verglichen mit den tibrigen Entwick-
lungslidndern verfiigen die asiatischen Lander tiber
robuste makrookonomische Grundlagen, zeichnen
sich durch ein hohes Bildungsniveau, durch hohe
Sparraten und eine vergleichsweise grofie politi-
sche Stabilitit aus. Andererseits ist die Phase des
.Wirtschaftswachstums auf der Uberholspur
wohl endgiiltig voriiber, die jahrlichen Wachstums-
raten diirften bei bescheidenen, aber soliden vier
bis fiinf Prozent liegen”.

Chancen fur die zukiinftige Entwicklung vor allem
der .kleinen Tiger” und jener Staaten, die ihnen
nacheifern, liegen in der Revision ihrer Entwick-
lungsstrategien, die zu sehr von Auslandskapital
abhingig waren. Die industrielle Basis mull ver-
breitert werden, so daf mehr Teile und Kompo-
nenten in diesen Lindern selbst gefertigt werden
konnen. Notwendig ist es auch, die Binnennach-
frage zu stimulieren, um die einseitige Abhédngig-
keit von auslindischen Mirkten aufzuweichen.
Schlieflich wird auch die Liberalisierung des in-
traregionalen Handels und der Investitionen un-
vermeidlich sein, hier kommt der angestrebten
ASEAN Free Trade Area (AFTA) zentrale Be-
deutung zu.

Japan muf} dabei eine Schliisselrolle spielen. Von
rund 70 Milliarden US-Dollar Auslandskapital,
das z. B. 1996 nach Thailand flo, waren 53 Pro-
zent Kredite japanischer Banken; Japan muf} also
in wohlverstandenem Eigeninteresse eine Fiih-
rungsrolle bei der Losung der gegenwirtigen Krise
iibernehmen. Die meisten Lander der Region wer-
den wahrscheinlich von der Bindung ihrer Wah-
rungen an den US-Dollar abriicken und sie stédrker
an die Wihrungen ihrer wichtigsten regionalen
Handelspartner koppeln: das wiirde eine groBere
Rolle fiir den Yen bedeuten.

Zur Sicherung reibungsfreier Kooperation mit den
Liandern der Region sollte Japan seinen Markt
weiter offnen, energisch die Deregulierungsmal-
nahmen vorantreiben und die Importe aus der
Region steigern, ganz dhnlich wie die USA
Mexiko durch die NAFTA (North American Free
Trade Agreement) unterstiitzten. Zwar sind Japans
Importe gestiegen, aber es bestehen z. B. mit

tiirlich das Problem, dal3 die meisten Warenstrome, die diesen
Trend ausgelost haben, zu einem erheblichen Teil aus | intra-
company-trade” bestehen, die keinen eigentlichen Wert-
schopfungsprozefl einschlieBen.

6 Vgl ebd.,S. 4.
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Malaysia, den Philippinen und Thailand immer
noch hohe Handelsbilanziiberschiisse.

Die japanische Regierung wird sich verstirkt den
Technologietransfer durch o6ffentliche Entwick-
lungshilfe zum Ziel setzen miissen, da private
japanische Unternehmen nur in geringem Male
Technologie transferieren. Japans Unternehmen
begriinden diesen mangelnden Transfer damit,
daB3 es unmoglich sei, japanische Management-
prinzipien wie Unternehmensloyalitit, Entschei-
dungen von unten nach oben usw. zu iibertragen;
dennoch ist das nicht vollig unvorstellbar: Ameri-
kanische Autohersteller haben in der Region
erfolgreich eine Mischung aus amerikanischen
und japanischen Produktionstechnologien einge-
fiithrt. Der Grund fir die restriktive Haltung japa-
nischer Unternehmen beim Technologietransfer
ist wohl eher die Sorge vor neuen leistungsfihigen
Konkurrenten; die Entwicklung Stidkoreas ist hier
ein warnendes Beispiel. Aus der Riickschau sind
viele japanische Unternehmensvertreter der An-
sicht, daB in Stidkorea ein zu intensiver Technolo-
gietransfer betrieben wurde.

II1. Japans HilfsmaBBnahmen

Es gehort in jlingster Zeit zu den immer wieder
vorgebrachten Kritikpunkten, daff Japan sich den
Herausforderungen der Asienkrise nicht stelle und
seiner Aufgabe als Lokomotive der benachbarten
Wirtschaften nicht gerecht werde. Hier sind einige
Korrekturen notig:

Japan hat seit Ausbruch der Asienkrise die weitaus
groffiten Mittel aller Geberlinder zur Verfiigung
gestellt, allein 37 Milliarden US-Dollar auf bilate-
raler Basis.

Uber die ODA (Official Development Assistance)
hat Japan — verglichen mit den USA — das 14fache
an Mitteln fiir asiatische Lander bereitgestellt.

Japanische Unternehmen haben durch groBange-
legte Investitionen zur Schaffung von Arbeitsplat-
zen, zur Verbesserung der Industriestruktur und
zum Technologietransfer beigetragen; japanische
Investitionen in Asien belaufen sich jetzt auf zirka
78 Milliarden US-Dollar und liegen damit deutlich
iber denen aus den USA.

In der japanischen Offentlichkeit hat besonders
die Auffassung Verdrgerung ausgelost, daB die
japanische Politik zumindest teilweise fiir die

7 Vgl.ebd,S. 7.
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Wihrungskrise verantwortlich sei. Alle internatio- |
nalen Wihrungsorganisationen sind sich jedoch |
dariiber einig, da} die Krise in erster Linie durch
ein Wechselkurssystem ausgelost wurde, das sich |
an den US-Dollar gekoppelt hatte, durch wach-
sende Defizite in der Bilanz der laufenden Posten, '
durch den schnellen Zustrom von kurzfristigem
Kapital, das von privaten Unternehmen nachge-
fragt worden war und in hoch spekulative Berei-
che (Immobilien) investiert wurde; es trug damit
nicht dazu bei, die Produktion zu steigern®. Die
japanische Regierung war bereit, ihre Verantwor-
tung fiir die Krise zu akzeptieren, rief aber
zugleich die internationalen Organisationen auf,
konzertiert zur Losung der Krise beizutragen. Fol-
gende MaBnahmen sollen aus japanischer Sicht
international Anwendung finden:

— Steigerung der ODA im Bereich der unmittel-
baren humanitidren Hilfe;

— Unterstiitzung der Ausweitung der Exporte
asiatischer Linder, z. B. durch die Bereitstel-
lung von Versicherungen fiir Importe und
Exporte;

— Hilfe bei der Stabilisierung von Wechselkursen;

~ Verhinderung von protektionistischen MalBnah-
men besonders in den USA und den europii-
schen Landern.

IV. Negative Auswirkungen japani-
scher Investitionen in Stidostasien

Japanische Unternehmen in der ASEAN mublten
im ersten Quartal 1998 Umsatzriickgdnge von
26,7 Prozent gegeniiber dem Vergleichszeitraum
1997 hinnehmen, japanische Unternechmen in
den NIEs verzeichneten Umsatzeinbu3en von
7.9 Prozent’. Nach Angaben der JETRO (Japan
External Trade Organization) waren auch die japa-
nischen Exporte in asiatische Linder 1997 insge-
samt riicklaufig. Wahrend die USA mit 6,6 Prozent
und die EU mit 3,8 Prozent Zuwichse verzeichnen
konnten, sanken die japanischen Exporte gegen-
tiber 1996 um 1,9 Prozent. Diese Angaben sind in
dem jdhrlichen Wei3buch der JETRO enthalten,
die zugleich fiinf Punkte als Politikempfehlungen
fiir ein stabiles weltwirtschaftliches Wachstum vor-
legte:

8 Vgl ebd., S 9.
9 Vgl. Nikkei Weekly vom 3. August 1998.
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Damit die asiatischen Linder ihre Wirtschaft und
den Handel stabilisieren konnen, miissen die wich-
tigsten Partnerldnder und Regionen (USA, EU,
Japan) ihre Einfuhren erhohen und bewuBt ihre
Funktion als ,,Abnehmerlidnder* (absorber) wahr-
nehmen; dabei ist die wirtschaftliche Erholung
Japans von zentraler Bedeutung. Exporte sind
gegenwartig die einzige Moglichkeit fir die siid-
ostasiatischen Lander, ihre Krise zu tiberwinden
und fiir 1998 Wachstum zu generieren. Aber
Japans Importe aus der Region nehmen zur Zeit
deutlich ab. Indonesien ist zu mehr als 30 Prozent
seiner Ausfuhren vom japanischen Markt abhin-
gig, und auch Hongkong setzt noch fiinf Prozent
seiner Exporte in Japan ab'’.

Um eine Wiederholung der Krise zu vermeiden,
der sich die asiatischen Lander gegenwirtig gegen-
tibersehen, muf3 das internationale Finanzsystem
neuen Regeln unterworfen werden, ein akkurates
Verstindnis fiir kurzfristige private Kapitalfliisse
ist erforderlich.

Die asiatischen Lander haben von den Vorteilen
des freien Handels und freier Investitionen profi-
tiert, sie miissen jetzt der Versuchung widerstehen,
zu protektionistischen Ma3nahmen zu greifen. Die
hochentwickelten Industrieldinder ihrerseits miis-
sen vermeiden, importbeschrankende MafBnahmen
wie Anti-Dumping-Abgaben auf billige ostasiati-
sche Exporte zu verhingen. Die Einfiihrung des
Euro wird dazu beitragen, die Konzentration auf
den US-Dollar zu beenden, und zur Stabilisierung
der internationalen Devisenmirkte beitragen; es
ist auch notwendig, die Internationalisierung des
Yen voranzutreiben. Im Interesse weiterer welt-
weiter Liberalisierungstendenzen muB} die ndchste
Gesprachsrunde der World Trade Organisation
(WTO), die im Jahr 2000 beginnt, unbedingt zu
einem Erfolg werden''.

Japanische Unternehmen der verarbeitenden
Industrie bauen zunehmend Personal in ihren siid-
ostasiatischen Niederlassungen ab. Die Wirt-
schaftskrise zwingt diese Unternehmen, von dem
Grundsatz traditionellen japanischen Manage-
ment-Stils Abschied zu nehmen, auch in Krisenzei-
ten keine Mitarbeiter freizusetzen. Einige Bei-
spiele sollen den Trend verdeutlichen, der sich
schon seit 1997 abzeichnete:

Trotz der Pline, verstiarkt Fahrzeuge aus seiner
thaildndischen Produktion nach Japan zu expor-

10 Vgl. Asian Wall Street Journal (AWSJ) vom 16. De-
zember 1997; Xinhua News Agency (XNA) vom 21. De-
zember 1997.

11 Vgl. AWSJ vom 13. August 1998.
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tieren, sah sich Nissan gezwungen, in seinem
Joint Venture Siam Nissan Automobile Co. von
3500 Mitarbeitern durch Kiindigung und vorgezo-
genen Ruhestand 200 abzubauen. Nissan erwar-
tete aufgrund der Krise in Thailand einen Umsatz-
riickgang von 22 Prozent. Kiindigungen sind in
Thailand selten, auch Nissan hat sich fiir Kompen-
sationsmodelle entschieden; Arbeitnehmer, die
freiwillig gingen, erhielten acht Monatslohne, die
iibrigen sieben als Entschadigung'?.

MMC Sittipol Co. (48 Prozent Mitsubishi,
52 Prozent thaildndische Partner) hat seit April
1997 die Produktion von Picup-LKWs fiir den thai-
lindischen Markt halbiert, das Werk fiir die
Limousinen-Fertigung wurde im Juni fiir zwei
Wochen geschlossen. 100 Zeitarbeiter wurden frei-
gesetzt und Vollzeitkrifte von den Béndern in
dem Werk in Bangkok auf andere Tatigkeiten
umgesetzt; 64 Vollzeitkrifte, die mit ihrer neuen
Beschiftigung nicht einverstanden waren, kiindig-
ten daraufhin. MMC Sittipol will keine Vollzeit-
krifie entlassen, die freigesetzten Mitarbeiter
waren Beschiftigte eines Subkontraktunterneh-
mens, das Arbeitskrifte fiir die Automobilindu-
strie zur Verfiigung stellt’.

Die Wirtschaftskrise in Thailand hat mehrere dort
ansidssige japanische Unternehmen dazu bewogen,
Leistungen fiir ihre Beschiftigten zu kiirzen. Dar-
aufhin kam es zu Streiks, die von den Belegschaf-
ten begonnen wurden, ohne den vorgeschriebenen
Verhandlungsprozef3 mit dem Arbeitgeber zu
absolvieren. Drei japanische Unternchmen sahen
sich 1997 gezwungen, eine Petition an den thaildn-
dischen Arbeitsminister zu richten und ihn aufzu-
fordern, dafiir zu sorgen, dalB3 die Gewerkschaften
im Rahmen der Gesetze handeln, wenn es zu
einem Konflikt kommt'.

Hitachi Ltd. hat 1998 in Singapur 363 Arbeiter
entlassen, ca. 20 Prozent der gesamten Belegschaft

12 Vgl ebd. vom 3. Juni 1997.

13 Vgl ebd. vom 9. Juni 1997.

14 Die drei japanischen Unternehmen waren Sanyo Semin-
conductor (Thailand) Co., TDK (Thailand) Co. und Honda
Cars Manufacturing (Thailand) Co. Die Beschwerde kam
fiinf Monate, nachdem Arbeiter das Werk von Sanyo Uni-
versal Electric PCL niedergebrannt hatten. Die Aus-
schreitungen begannen, als Sanyo den Jahresbonus von
5.75 Monatslohnen auf vier Monatslohne gekiirzt hatte. Im
Friithjahr 1996 war es in einem Montagewerk fiir Motorrdader
von Suzuki zu gewalttdtigen Ausschreitungen gekommen;
Arbeiter verlangten Lohnerhéhungen und bessere Arbeits-
bedingungen, es kam zu Sachschaden, und 150 japanische
Manager wurden einige Tage gefangengehalten. Beide Zwi-
schenfille haben in Japan das Vertrauen in harmonische Ar-
beitsbeziechungen in Thailand beschadigt. Vgl. ebd. vom
28. Mai 1997.
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in einem Unternehmen, das Kathodenréhren fiir
PC-Monitore herstellt. Die Entlassungen erfolgten
nach einem Riickgang der Auslastung um 40 Pro-
zent. Auch Sony Corp. hat rund ein Drittel seiner
Belegschaft (296 Mitarbeiter) in seinem singapuri-
schen Werk entlassen, in dem optische Bauteile fiir
CD-Spieler gefertigt werden. In Indonesien hat
Mitsubishi Electric Corp. 120 Zeitarbeitnehmern
und 100 Vollbeschiftigten gekiindigt, eine Kiirzung
um 40 Prozent: hier handelt es sich um ein Gemein-
schaftsunternehmen mit Lippo, das Kiihlschrinke
und Klimagerdte produziert. Das Unternehmen
will jetzt den Export steigern, nachdem der indone-
sische Binnenmarkt um 20 Prozent abgerutscht
war.

In Thailand bauen vor allem Autohersteller ihr Per-
sonal ab; so hat Mazda kiirzlich sein Joint Venture
mit einem thaildandischen Partner geschlossen und
550 Arbeiter entlassen. Asahi Glass Co. (Bauver-
glasung und Autoscheiben) hat 150 Mitarbeiter,
die Hailfte seiner reguldren Belegschaft, durch
Abfindungsprogramme abgebaut'®. Wenn sich der
Trend zum Personalabbau in japanischen Unter-
nehmen fortsetzt, diirften negative Auswirkungen
auf die ohnehin labilen Arbeitsmérkte in Sitidost-
asien nicht ausbleiben.

Die oben genannten Forderungen der japanischen
Regierung (reprisentiert durch die halbstaatliche
JETRO) klingen auf den ersten Blick zweifellos
iiberzeugend, gédbe es da nicht die Forderung nach
Aufhebung ,.protektionistischer Maflnahmen*, die
eher an Japan zu stellen wire als an die USA und
Europa'® — sonst hitte es die Forderungen nach
Marktoffnung in Japan aus stidostasiatischen Lén-
dern nicht gegeben. Japan will des weiteren die
Personalentwicklung in den Partnerlandern voran-
treiben, indem mehr Trainees akzeptiert werden —
dies gilt insbesondere fiir Entwicklungslinder.
SchlieBlich will Japan technische Hilfe leisten, um
die Finanzsektoren in Entwicklungslindern umzu-
strukturieren.

Solche MaBnahmen dienen nur der Soforthilfe, die
ASEAN und ihre Partner benotigen aber eine
grundsatzliche Losung der Krise, die weiter reicht
als der augenblickliche Ausweg. Gegenwirtig ist in
Asien nicht an ein Losungskonzept zu denken, das
auch nur entfernt dem Konzept der gemeinsamen
europdischen Wihrung dhneln wiirde; aber die
Schaffung eines Fonds zur Stabilisierung der regio-
nalen Wahrungen wire durchaus denkbar. Bisher
aber haben sich die Regierungen der ASEAN

15 Vgl. Nikkei Weekly vom 3. August 1998,
16 Vgl. Misperception (Anm. 5), S. 7.
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mehr mit Fragen des Freihandels und der Liberali-
sierung von Investitionen beschiftigt; der Losung
des Problems gegenseitiger Wihrungsstabilisie-
rung sind sie nicht nihergekommen'.

Japan hat aggressiv auf die Vorwiirfe reagiert,
nicht ausreichend zur Losung der Asienkrise bei-
getragen zu haben, und in der Tat sieht die bishe-
rige Hilfe Japans eindrucksvoll aus.

1. Der traditionelle Partner: Thailand

Fiir Thailand wurden vier Milliarden US-Dollar
tiber den International Monetary Fond (IMF) auf
bilateraler Basis zur Verfiigung gestellt, keine
Hilfe seitens der USA und der EU, wie japani-
sche Quellen vermerken'®. Nach Mitteilung des
thailandischen Finanzministers wird die staatliche
japanische Exim-Bank 1998/99 weitere Yen-Kre-
dite im Wert von zirka 600 Millionen US-Dollar
ausreichen, um die thailindischen Exporte zu
stairken. Die Kredite werden durch die Exim-
Bank in Zusammenarbeit mit kommerziellen
thailandischen Banken verteilt. Der thaildndische
Finanzminister hatte sich bei seinem Besuch in
Tokyo 1998 auch bemiiht, japanische Banken
dazu zu bewegen, die Riickzahlung von dem Pri-
vatsektor Thailands gewihrten Krediten zu stun-
den; die Auslandsschulden Thailands belaufen
sich auf 72 Milliarden US-Dollar, rund die Hilfte
davon werden von japanischen Banken gehalten.
Die thailindische Regierung hatte weiter ver-
sucht, die japanische Seite dazu zu bringen, Dol-
lar-Kredite in Yen-Kredite umzuwandeln; dies
wirde die Kosten fiir thaildndische Schuldner
deutlich reduzieren, denn Yen-Kredite werden
niedriger verzinst. Die schwere Wahlniederlage
Ryutaro Hashimotos (s. u.) war fiir Thailand ein
harter Schlag, die Ernennung Keizo Obuchis zu
seinem Nachfolger eine bittere Enttduschung.
Der neue japanische Regierungschef traf seine
Kollegen aus der ASEAN erstmals auf einem
informellen  Treffen der  ARF-Mitglieder
(ASEAN Regional Forum): die Pléine, die er zur
Belebung der japanischen Wirtschaft vorlegte,
tiberzeugten die ASEAN-Fiihrung nicht. Der tra-
ditionelle Partner Japans, das Konigreich Thai-
land, das schon seit der Jahrhundertwende gute
Kontakte zu Japan pflegt, war in seiner Kritik
vielleicht am unverbliimtesten: Der Sprecher des
thaildndischen AuBenministeriums bezeichnete
Obuchi als einen Politiker, der im ,biirokrati-
schen System" Japans grol geworden sei, und
duflerte Zweifel, ob Obuchi grundlegende Refor-

17 Vgl M. Kagami (Anm. 1).
18 Vgl. Misperception (Anm. 5), S. 14.
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men werde durchsetzen konnen. Alle ARF-Mit-
gliedstaaten driangten Japan, die eigene Krise in
den Griff zu bekommen'".

2. Japan im Zwiespalt: Die ASEAN und
das Militirregime in Myanmar (Birma)

Die grundsitzlich positive Haltung der meisten
ASEAN-Staaten gegeniiber Myanmar belastet die
japanische Stdostasien-Politik immer von neuem.
Japan fand sich gegeniiber der burmesischen Mili-
tarregierung des SLORC (State Law and Order
Restoration Council) in einer heiklen Lage: Einer-
seits warf (und wirft) die japanische Regierung
den Generilen in Rangoon/Yangon immer wieder
Menschenrechtsverletzungen vor - insbesondere
mit Blick auf die Oppositionsfiithrerin Aung San
Suu Kyi —, andererseits muf} sie akzeptieren, daf
die Mehrheit der ASEAN-Staaten eine Mitglied-
schaft Myanmars zumindest nicht kategorisch
ablehnte. Japan unterstiitzte die Bemithungen der
ASEAN um einen kritischen Dialog mit den Mili-
tars in Myanmar, aber es konnte 1997 seine Wirt-
schaftshilfe fiir das Land noch nicht wieder in vol-
lem Umfang aufnehmen, weil damit gegen die
Vergaberichtlinien fiir ODA-Leistungen (nicht an
Linder mit Menschenrechtsverletzungen) versto-
Ben wiirde.

Deshalb sagte der ehemalige japanische Regie-
rungschef Hashimoto wihrend seiner ASEAN-
Reise 1997 hinsichtlich der Aufnahme Myanmars
in die ASEAN in Indonesien seinem Gesprichs-
partner Suharto, die Mitgliedschaft Myanmars
diirfe nicht ..Unterdriickung” in dem Land ver-
decken, vielmehr sollte das Aufnahmeverfahren
so ablaufen, daB die innere Situation Myanmar
verbessert wird. Grundsitzlich aber unterstiitze
Japan sowohl die Aufnahme Myanmars als auch
die von Kambodscha und Laos. Suharto versi-
cherte, dafl die ASEAN bei der Aufnahme Myan-
mars die Weltmeinung beriicksichtigen werde:
Myanmar konnte von den Erfahrungen Indone-
siens profitieren, meinte der damalige indonesi-
sche Prisident”. Vor zehn Jahren hatte Japan
nach den Massakern der burmesischen Militérfiih-
rung an prodemokratischen Demonstranten die
Wirtschaftshilfe an Rangoon eingefroren, im
August 1998 hatte es den Anschein, als wolle die
japanische Regierung diese Hilfe wieder aufneh-
men. Beobachter in der Region, aber auch die

19 Vgl. Kyodo News Agency (Kyodo, engl.) vom 26. Juli
1998, in: Summaries of World Broadcast (SWB) vom 28. Juli
1998.

20 Vgl. Asahi shimbun vom 11. Januar 1997; Nikkei Weekly
vom 11. Januar 1997.
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US-Fiithrung sind tiberzeugt, daB Japan im mogli-
chen Dialog mit der Militarfithrung in Myanmar
eine Schliisselrolle zukommt. Der internationale
Druck auf die Militars in Rangoon/Yangon kann
nur wirkungsvoll fortgesetzt werden, wenn Japan
sich an diesen DruckmaBnahmen beteiligt. Nur
unter japanischem Druck konnten die Generiile
schlieBlich bereit sein, mit der Oppositionsfiih-
rerin Aung San Suu Kyi konstruktive Verhandlun-
gen zu fithren. Offiziell hat Japan bisher nur
~humanitire® Hilfe an Burma geleistet, es gab
jedoch Irritationen unter Verfechtern demokrati-
scher Entwicklungen in Burma, als Tokyo unter
diese humanitare Hilfe auch finanzielle Unterstiit-
zung fiir Reparaturarbeiten am Flughafen von
Rangoon rechnete. Bisher ist die japanische
Regierung meist den Vorgaben aus Washington
gefolgt, es gibt jedoch starke Wirtschaftsinteres-
sen in Tokyo, die Druck auf die Regierung aus-
tiben, nicht mehr der US-Linie zu folgen, sondern
Geld nach Burma zu pumpen?'.

Das japanische AuBBenministerium hat die Vollmit-
gliedschaft von Myanmar, Laos und Kambodscha
in der ASEAN begriiit; zugleich wurde betont,
daB Japan die Demokratisierung in Myanmar
~ermutigen™ wolle. Japan werde es aber nicht dul-
den, wenn Myanmar die ASEAN-Mitgliedschaft
nutze, um die Unterdriickung seines Volkes zu ver-
tuschen. Der damalige Ministerprisident Hashi-
moto warnte, dafl Japan darauf achten werde, dal3
Myanmar die Mitgliedschaft nicht als Sanktionie-
rung der Siinden der Militirregierung wertet.
Anders als die USA und die EU hat Japan Boy-
kottmaBnahmen abgelehnt und stets einen Dialog
zwischen dem SLORC (seit November 1997 umbe-
nannt in State Peace and Development Council
[SPDC]) und der National League for Democracy
von Aung San Suu Kyi befiirwortet. Japan will sich
nach Auskunft des Aullenministeriums fiir bessere
Bezichungen zwischen den USA und Myanmar
einsetzen™.

Die japanische Regierung hat Myanmar in Aus-
sicht gestellt, die Entwicklungshilfe (ODA) wieder
aufzunehmen, wenn erkennbare Fortschritte bei
der Demokratisierung festgestellt werden. Japan
hatte im September 1988 die ODA-Hilfe ausge-
setzt, nachdem der SLORC die Macht iibernom-
men hatte. Im Februar 1989 wurden die Zahlun-
gen fiir laufende Projekte wieder aufgenommen,
aber neue Wirtschaftshilfe wurde nicht gewihrt.
Die Botschaft iiber die mogliche Wiederaufnahme
der ODA-Hilfe wurde den burmesischen Gene-

21 Vgl South China Morning Post vom 5. August 998,
22 Vel Kyodo vom 31. Mai 97, in: SWB vom 2. Juni 1997.
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rilen als Wunsch des Regierungschefs Hashimoto
vom Leiter der Abteilung fiir auBenpolitische Fra-
gen im Biiro des japanischen Ministerprasidenten
tiberbracht. Inzwischen hat sich die japanische
Regierung bereit erklart, Myanmar zwei Milliar-
den Yen als Umschuldungshilfe zu gewihren,
nachdem Myanmar im Mai 1997 einen Kredit von
zwei Milliarden Yen zuriickgezahlt hatte®.

3. Japan und das ,,Familienunternehmen
Suharto*': Verstarkte Hilfe fiir Indonesien

Innerhalb des Jahreszeitraums 1997/98 erlebten
die ASEAN-Staaten, Indonesien und Japan tief-
greifende Umbriiche: Indonesiens Prisident Su-
harto trat zuriick, die indonesische Wirtschafts-
krise verschérfte sich dramatisch, und in Japan trat
eine neue Regierung ihr Amt an. Noch 1997 hatte
der damalige japanische Regierungschef Hashi-
moto fiinf ASEAN-Linder besucht. Zwei proble-
matische Themenkreise standen im Mittelpunkt
der Unterredungen Hashimotos mit dem indone-
sischen Prisidenten Suharto: das indonesische
~Nationalauto® und die Aufnahme Myanmars in
die ASEAN, die von Suharto zusammen mit
Malaysias Regierungschef Mahathir nachdriicklich
betrieben wurde. Das Myanmar-Problem wurde
zwischen 1997 und 1998 weitgehend im Sinne der
ASEAN-Staaten von Japan behandelt; die tibrigen
Probleme besonders mit Indonesien wurden durch
die Abdankung Suhartos gelost bzw. in den Hin-
tergrund gedrangt.

Gegeniiber dem damaligen Prisidenten Suharto
versicherte Hashimoto, daf} seine Regierung keine
offiziellen Kontakte mit dem Fiihrer der Unabhén-
gigkeitsbewegung fiir Ost-Timor und Nobelpreis-
trager Jose Ramos-Horta habe, man , verstiinde in
Japan die indonesische Position®. Zugleich aber
beeilte sich die japanische Seite zu betonen, daf3
die Regierung in Tokyo die Annexion Ost-Timors
durch Indonesien nicht anerkenne. Ein Sprecher
des japanischen AuBenministeriums betonte je-
doch, die japanische Regierung werde mit dem
Problem in dem BewuBtsein umgehen, dali Ost-
Timor gegenwirtig unter indonesischer Verwal-
tungskontrolle sei. Weder Regierungschef Hashi-
moto noch AuBenminister lkeda wiirden mit
Ramos-Horta zusammentreffen. Hinsichtlich des
indonesischen . Nationalautos®™ dringte Hashi-
moto den indonesischen Prasidenten, diesen
Wagen nur im Einklang mit den WTO-Richtlinien

23 Vgl International Herald Tribune vom 15. Juni 1997;
Kyodo vom 12. Juni 1997, in: SWB vom 14. Juni 1997; TV
Myanmar, burm., vom 2. Juni 1997, in: SWB vom 11. Juni
1997.
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zu produzieren, die jetzigen Produktionsbedingun-
gen seien diskriminierend gegeniiber anderen
Anbietern. Das ,Nationalauto™ diirfte der Vergan-
genheit angehoren: Die Produktion dieses Klein-
wagens, der gegeniiber ausldndischen (i. a. japani-
schen) Fahrzeugen steuerlich massiv begiinstigt
werden sollte, ist untrennbar mit der Familie
Suharto verbunden: Das einzige Unternehmen,
das 1hn fertigen sollte, gehorte einem Sohn Suhar-
tos. Die siidkoreanische Partnerfirma KIA ist in
grof3en finanziellen Schwierigkeiten.

Auch in Indonesien gibt es chemalige sogenannte
. Irosterinnen®”, Zwangsprostituierte der kaiserli-
chen japanischen Armee. Die . Asiatische Frie-
densstiftung fiir Frauen™, die Entschidigungen fiir
koreanische und philippinische Zwangsprostitu-
ierte auszahlen wird, soll sich nach den Vorstellun-
gen der japanischen Regierung auch um die indo-
nesischen Opfer kiimmern. Es ist geplant, in den
kommenden zehn Jahren Wohlfahrtseinrichtungen
fiir alte Frauen einzurichten, die unter der japani-
schen Armee gelitten haben. In Ost- und Zentral-
Java, Nord-Sumatra, Ost-Sulawesi und an anderen
Regionen sollen Einrichtungen fiir jeweils zehn
Frauen entstehen, die von der Stiftung errichtet
und unterhalten werden sollen. Da die indonesi-
sche Regierung angegeben hatte, dall es schwierig
sei, individuelle Anspriiche zu verifizieren, flieBen
die Mittel jetzt in diese Einrichtungen, wo ganze
Gruppen betreut werden kénnen®.

Die bilaterale Hilfe Japans fiir Indonesien erreichte
schon unmittelbar nach Ausbruch der Krise eine
Hohe von fiinf Milliarden US-Dollar; nach japani-
schen Angaben trugen die USA eine Milliarde US-
Dollar zur Krisenbewiltigung bei, die EU nichts
(zweifellos ein japanischer Rechentrick). Nach
Angaben des AuBBenministeriums in Tokyo wird die
japanische Regierung Indonesien im Haushaltsjahr
1998 (bis 31. Mirz 1999) 187 Milliarden Yen
(1.3 Milliarden US-Dollar) an ODA-Krediten zur
Verfiigung stellen. Eine erste Tranche ,weicher™
Kredite im Volumen von 150 Milliarden Yen wird
ausreichen, um die indonesische Zahlungsbilanz zu
stiitzen. Die japanische Seite machte diese Anga-
ben anldflich einer Tagung der Consultative Group
on Indonesia in Paris, die von der Weltbank organi-
siert worden war. Samtliche weichen Kredite sind
dazu bestimmt, die indonesische Devisenknappheit
zu bewiltigen, normalerweise waren japanische
ODA-Leistungen an Indonesien fiir Infrastruktur-
projekte wie Kraftwerke und Strallenbau be-
stimmt. Die indonesische Regierung wird die Yen-
Kredite nutzen, um Rupiah aufzukaufen und mit

24 Vgl. Asahi shimbun vom 12. Januar 1997.



diesen Mitteln Projekte durchfiihren, die Arbeits-
plitze schaffen und damit die Gesellschaft stabili-
sieren. 20 Milliarden Yen der Kreditlinie werden
eingesetzt, um die Transportkosten fiir Reisliefe-
rungen von 500000 Tonnen zu begleichen; Japan
stellt den Reis als ,Leihmenge” zur Verfiigung,
um die Versorgung der indonesischen Bevolke-
rung sicherzustellen®. Die japanische Regierung
wird Indonesien weitere 10,99 Milliarden Yen
(79,6 Millionen US-Dollar) als nichtriickzahlbare
Hilfe zum Kauf von Reis zur Verfiigung stellen.
Indonesiens Regierung wird die Mittel einsetzen,
um in Japan zusédtzlich 500 000 Tonnen Reis zu kau-
fen, die erste Lieferung traf im August in Indone-
sien ein. Dartiber hinaus stellt Japan weitere
100000 Tonnen Reis im Rahmen eines Nahrungs-
hilfeprogramms von 1995 zur Verfiigung. Mitten in
den finanziellen und wirtschaftlichen Schwierigkei-
. ten Indonesiens wurde das Land auch von einer
lang anhaltenden Diirreperiode getroffen, die zu
umfangreichen Ernteausfillen fiihrte®,

4. Zwischen SelbstbewuBtsein und neuen Krisen-
dngsten: Japan und Malaysia

Innerhalb nur eines Jahres schwankten auch die
Beziehungen Japans zu Malaysia und die gegensei-
tige Einschiatzung von einem Extrem zum ande-
ren: Malaysias Regierungschef Mahathir konnte
auf ein scheinbar erfolgreiches Entwicklungsmo-
dell verweisen, das nicht zuletzt durch japanisches
Engagement zustande gekommen war; aus malay-
sischer Sicht waren Japan und Malaysia zu tiber-
zeugenden Modellen einer asiatischen Entwick-
lung geworden, die scheinbar ohne westliche
Werte auskam. Mahathir wurde zum scharfsten
Kritiker angeblicher westlicher Dekadenz und ver-
meintlicher Versuche westlicher Industrieldnder,
die Konkurrenzkraft asiatischer Lander durch For-
derungen nach sozialen Rechten, Umweltschutz
u.d. zu schwichen. Japan hatte 1997 das neue
SelbstbewuBtsein der ASEAN-Lidnder durchaus
akzeptiert, die erste Auslandsreise des damals
gerade gewihlten japanischen Regierungschefs
Ryutaro Hashimoto fiihrte ihn nach Siidostasien,
frithere japanische Regierungschefs hatten fast
ausnahmslos ihre erste Auslandsreise und ,,An-
trittsbesuche* in die USA gefiihrt. Es ging der ja-
panischen Regierung darum, den Dialog mit den
ASEAN zu intensivieren; dazu sollten regelmi-
Bige Konsultationen gefithrt werden. Von allen
ASEAN-Staaten, die Hashimoto besuchte, war
Malaysia vielleicht am ehesten bereit, den regel-

25 Vgl. Nikkei Weekly (Anm. T5).
26 Vgl. AWSJ vom 24. Juni 1998.
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maBigen Gesprachen der Regierungschefs zuzu-
stimmen, die Hashimoto vorgeschlagen hatte,
zumindest signalisierte Regierungschef Mahathir
dieses. Das erste Treffen sollte nach malaysischer
Auffassung in Kuala Lumpur im Herbst 1997 statt-
finden. Auch separate Gesprache Japans und der
ASEAN mit China und Siidkorea befiirwortete
der malaysische Auflenminister, gemeinsame Pro-
jekte wie die Eisenbahnverbindung zwischen Sin-
gapur und Kunming oder die Entwicklung des
Mekong-Beckens wiren angemessene Themen?’.
Trotz seiner grundsitzlichen Zustimmung zu
ASEAN-Japan-Gipfeltreffen vermied es Maha-
thir, die Zustimmung deutlich auszusprechen.

Bei dem Besuch des japanischen Regierungschefs
1997 kamen Hashimoto und Mahathir tiberein,
gemeinsame Anstrengungen fiir den Wiederauf-
bau Bosnien-Herzegowinas zu unternchmen. Der
japanische Regierungschef hob besonders die Lei-
stungen Malaysias bei der UN-Friedenstruppe fir
Bosnien hervor, auch lobte Hashimoto den malay-
sischen Beitrag fiir die KEDO (Korean Energy
Development Organization), die zwei Leichtwas-
ser-Reaktoren in Nordkorea bauen soll. Mahathir
seinerseits dringte Japan, in der G-7-Gruppe dar-
auf hinzuwirken, daBl die weniger entwickelten
Lander ein grofleres Mitspracherecht in Fragen
des internationalen Handels érhalten; Japan habe
hier in der Vergangenheit nicht genug getan.

Ein gutes Jahr spdter ist von der malaysischen
Euphorie nicht viel geblieben, das Land steckt wie
alle anderen asiatischen Staaten (mit Einschrin-
kungen auch China) tief in der Finanz- und Wirt-
schaftskrise, und fiir Malaysia liegt der Schliissel
zur Uberwindung der Krise bei Japan. In Japan
aber hat inzwischen die Regierung gewechselt;
Hashimoto mufite nach einer schweren Wahl-
schlappe zuriicktreten, sein Nachfolger Keizo
Obuchi stellt vorerst binnenwirtschaftliche Pro-
bleme in den Vordergrund seiner Regierungsar-
beit. Mahathir zeigte sich betroffen von der Wahl-
niederlage Hashimotos; auf der Tagung des
ASEAN Regional Forum (ARF) in Manila (im
Juli 1998) gab er seiner Hoffnung Ausdruck, daf3
auch der neue japanische Regierungschef Obuchi
die Reformanstrengungen zur wirtschaftlichen
Erholung Japans fortsetzen werde®,

Im Unterschied zu anderen von der Krise betroffe-
nen Lander in Siidostasien hat sich Malaysia gegen
Unterstiitzung durch den IMF entschieden, denn
bei Gesprichen im Rahmen des informellen

27 Vgl. International Herald Tribune vom 24. Januar 1997.
28 Vgl. XNA vom 14, Juli 1998.
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ASEAN-Treffens in Kuala Lumpur (im Dezember
1997) hatte Japans damaliger Regierungschef Ryu-
taro Hashimoto seinen malaysischen Amtskolle-
gen Mahathir deutlich gemacht, dal Hilfsmalnah-
men des IMF nicht ohne Bedingungen anlaufen
konnten. Im Gegensatz zu Mahathir, der IMF-
Auflagen als Verletzung der nationalen Souverini-
tit seines Staates ansieht, betonte Hashimoto, daf3
es keine Hilfspakete ohne solche harte Auflagen
geben konne, die nétigen Gelder aus den USA
und Europa wiirden einfach nicht flieen, wenn es
keine Einigung zwischen dem IMF und jenen Lin-
dern gebe, die Hilfe brauchten. Der malaysische
Regierungschef hatte auf eine japanische Interven-
tion gegen die harschen IMF-Auflagen gehofft, die
u.a. Steuererhohungen, hohe Zinsen und Haus-
haltskiirzungen vorsehen: Japan ist zweitgroBter
Einzahler in den IMFE. Mahathir verwies dabei auf
die bisher angeblich ausgebliebene Wirkung der
IMF-MaBnahmen. Hashimoto dagegen dringte
seinen malaysischen Partner, strikt die Rahmen-
richtlinien des sogenannten ,Manila Framework™
vom November 1997 einzuhalten, das gegenseitige
Finanzhilfen zwischen den ASEAN-Staaten und
anderen asiatischen Nationen vorsieht. Zu diesem
Zweck war ein Fonds eingerichtet worden, aus
dem =zusitzlich zu IMF-Mitteln Finanzhilfen be-
reitgestellt werden konnen. Das Manila Frame-
work war auf dem APEC-Treffen in Vancouver
(1997) formell beschlossen worden™.

Mabhathir ist ein Politiker, der sich in Japan groBer
Beliebtheit erfreut; das gilt nicht zuletzt fiir japani-
sche Spitzenpolitiker. Um so betroffener reagierte
die japanische Regierung auf die MalBnahmen
Mahathirs zur Sanierung der malaysischen Wirt-
schaft: Der energische Reformer, Finanzminister
Anwar Ibrahim (auch designierter Nachfolger
Mahathirs). mufite seinen Posten rdumen, als
Nachfolger wurde sein Vorginger und enger Ver-
trauter von Mahathir, Daim Zainuddin, gehandelt.
Dieser Wechsel steht fiir ein Konzept, das diame-
tral den Empfehlungen Hashimotos entgegensteht,
denen auch der neue Regierungschef Obuchi ver-
pflichtet ist: Anwar Ibrahim hatte auf Marktwirt-
schaft, Liberalisierung der Kapitalmirkte, straffe
Zinskontrollen und eine rigorose Sparpolitik im
Staatshaushalt gesetzt. Vor etwas iiber einem Jahr
hatte die malaysische Regierung die Bindung an
den US-Dollar aufgehoben. im September 1998
fuhr Mahathir die MaBnahmen zuriick: Der malay-
sische Ringgit wurde auf einen Wechselkurs von
3.8 Ringgit/1 US-Dollar festgelegt, zugleich wurde

29 Vgl. Kyodo vom 15. Dezember 1997, in: SWB vom
16. Dezember 1997.
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— Verabschiedung

eine strikte Devisenkontrolle eingefiihrt. Der
malaysischen Wirtschaft fehlen frische Kapitalzu-
strome, angesichts der dirigistischen neuen Mal-
nahmen werden die japanischen Banken (wie auch
andere westliche Banken) kaum dazu bereit sein,
neue kommerzielle Kredite zur Verfiigung zu stel-
len”. In der verarbeitenden Industrie sollten
einige Lockerungen in den Eigentums- und Verfii-
gungsrechten eintreten. So sollten sogenannten
Nicht-Bumiputra (d. h. Chinesen oder Japaner)
Anteile von Bumiputra-Unternehmen aufkaufen
diirfen, die in finanzielle Schwierigkeiten geraten
sind; ausgenommen davon blieben ,strategische
Industrien*, darunter die Automobil-Industrie und
damit der Bereich, an dem japanische Unterneh-
men das groBite Interesse hitten. Grundlage der
malaysischen Reformpliane war ein Papier des
National Economic Action Council (NEAC), das
von seinem damaligen Leiter Daim Zainuddin vor-
gelegt wurde®!.

Hashimoto kiindigte am Rande des informellen
ASEAN-Treffens in Kuala Lumpur 1997 auch ein
rein japanisches Paket von HilfsmaBBnahmen fiir
die ASEAN-Staaten im Wert von 18,5 Milliarden
US-Dollar an. Die HilfsmaBnahmen umfassen
eine neue Kreditlinie fiir Exportversicherungen
sowie ,niedrigst” verzinste Kredite fiir grenziiber-
schreitende Infrastrukturprojekte wie z. B. Stra-
Ben zwischen zwel oder mehr ASEAN-Lindern.
Weiter sollen in den kommenden fiinf Jahren
20000 Biirger der ASEAN nach Japan zu Ausbil-
dungsmalinahmen ecingeladen werden. Als weite-
res Ziel soll die Wettbewerbsfihigkeit der Klein-
und Mittelbetriebe in der ASEAN gefordert wer-
den. Im einzelnen sagte der japanische Regie-
rungschef folgende MafBnahmen zu:

— Unterstiitzung im internationalen Kontext bei
der Implementierung der IMF-HilfsmaBnah-
men sowie Unterstiitzung in IMF und Welt-
bank, um den ASEAN-Staaten bei der Regu-
lierung und Kontrolle des Finanzsektors zur
Seite zu stehen:

— Verstirkung des Dialogs zwischen Japan und

den ASEAN-Staaten mit Blick auf makrodko-
nomische Fragen, Probleme der Devisen- und
Finanzmirkte sowie iiber bilaterale technische
Kooperation:

Japan-ASEAN-Pro-
Fachleuten

eines
gramms zur Heranbildung von
(20000 Trainees in fiinf Jahren);

30 Vel Siiddeutsche Zeitung vom 5./6. September 1998.

31 Vgl Nikkei Weekly vom 27. Juli 1998.
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— Einrichtung einer Kreditlinie zur Exportversi-
cherung im Wert von 18.5 Milliarden US-Dol-
lar:

— Grindung von intraregionalen Industriever-
bianden der Klein- und Mittelindustrie, um
gemeinsam die Konkurrenzfahigkeit dieses
Sektors zu steigern und die Exporte zu erh6hen
mit den Schwerpunkten Komponenten und
Bauteile:

— Hilfe fiir Siidkorea in Hohe von 14.5 Mil-
liarden US-Dollar, davon 3.3 Milliarden US-
Dollar aus Japan, 5 Milliarden aus den USA
und 6,25 Milliarden aus der EU;

— Zusitzliche Kreditlinien™.

Eindrucksvoller waren die MalB3nahmen, die Japan
bereits 1997 fiir die notleidenden Wirtschaften sei-
ner asiatischen Nachbarn ergriff: Die Handelsver-
sicherungen fiir Geschifte ohne Letter-of-Credit
(L/C) wurden fiir Indonesien, Thailand und Siid-
korea auf insgesamt 13 Milliarden US-Dollar aus-
geweitet, die Kreditlinie fiir Auslandsinvestitionen
in Indonesien und Thailand wurde auf je eine Mil-
liarde US-Dollar erweitert. Weiter wurden fiir das
Haushaltsjahr 1997 aus dem sogenannten FLIP
(Fiscal Loan and Investment Program, eine Art
Zusatzhaushalt) umgerechnet 2,5 Milliarden US-
Dollar Zusatzkredite fiir Investitionen in der
Region bereitgestellt. Die japanische Regierung
stellte auch sogenannten Zweistufenkredite in
Hohe von 600 Millionen US-Dollar fiir Thailand
und eine Milliarde US-Dollar fiir Indonesien zur
Verfiigung, die von den Regierungen beider Lan-
der an ortliche Banken weitergereicht wurden, die
ihrerseits daraus Kredite fiir Klein- und Mittelbe-
triebe bereitstellten. Indonesien wurde zum Haupt-
empfingerland humanitirer Hilfe: Japan stellte
580 Millionen US-Dollar (70 Milliarden Yen) fiir
soziale Sicherungsmalnahmen, Arbeitslosenhilfe
und die Entwicklung von Fortbildungsmalinahmen
zur Verfligung. 30 Millionen US-Dollar flossen als
Soforthilfe fiir Nahrungsmittelbeschaffung und
andere NotmaBnahmen nach Indonesien.

V. Folgen fiir Japan

Die MafBnahmen der japanischen Regierung zur
Ankurbelung der Binnennachfrage scheinen drin-
gend uberfillig; nur ein Nachfrageschub in Japan

32 Vgl. Kyodo vom 16. Dezember 1997. in: SWB vom
18, Dezember 1997.
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selbst kann wirklich zur Erholung in den Nachbar-
landern beitragen, denn sie sind auf Exporte ange-
wiesen und Japan wire ein ,.natiirlicher” Markt.
Auf den ersten Blick sind die 16 Trillionen Yen
(120 Milliarden US-Dollar), die Japans Regierung
als Stimulus aufwenden will, eine hochst ein-
drucksvolle Summe: aber diese Mittel konzentrie-
ren sich auf offentliche Arbeiten, z.B. Bauvorha-
ben im Infrastrukturbereich, sie schlieBen jedoch
keine steuerwirksamen MaBnahmen ein, d.h,,
Japans Verbraucher profitieren kaum von dem
MafBnahmenpaket, ihre Kaufkraft wird nicht
gesteigert. Auch die MaBnahmen im offentlichen
Sektor konnen nur greifen, wenn die japanische
Regierung effektive DeregulierungsmafBnahmen
einleitet, damit biirokratische Engpiisse und kon-
kurrenzfeindliche Geschiftspraktiken aufgebro-
chen werden. Es wiren Japans Verbraucher, die
durch verstirkten Konsum - unter Ausnutzung
endlich giinstiger Preise — die Exporte aus Japans
Nachbarlindern steigern konnten. Bisher aber
haben die MaBnahmen der japanischen Regierung
keine Wirkung gezeigt: Die japanische Wirtschaft
bleibt in der Krise. die Banken dchzen unter . fau-
len* Krediten, der Yen bleibt weiterhin schwach
und schmiilert so die Wettbewerbsfiahigkeit zahl-
reicher Produkte aus der Region. Die malaysische
Wirtschaft erhielt 1997 einen Schlag durch die
Erhohung der Verbrauchssteuern, was den priva-
ten Konsum in einem ersten Schub drosselte, dann
sackten die Exporte in die Krisenldnder Asiens ab
(immerhin exportiert Japan zweieinhalbmal soviel
dorthin wie die USA und Europa), und in den
ersten drei Monaten 1998 sank die Industriepro-
duktion jahresbereinigt um sechs Prozent, fiir 1998
wird erstmals ein Minuswachstum erwartet. Wei-
tere Unternehmen diirften zusammenbrechen, die
Furcht vor Arbeitslosigkeit wird zunehmen und
damit verbunden der private Konsum noch weiter
sinken. Die OECD schitzt, dal3 Japans Wirtschaft
1998 um 0.3 Prozent kontrahieren wird, aber
selbst eine handfeste Rezession diirfte kaum
unmittelbare Einflusse auf die Wirtschaften der
USA und Europas haben, so die optimistische Per-
spektive™,

Es gibt aber auch eine ausgesprochen negative
Perzeption: Nicht nur die Lander der asiatischen
Region haben sich fiir eine exportinduzierte Ent-
wicklungsstrategie entschieden. auch Staaten in
Mittel- und Stidamerika setzen auf diesen Weg.
Durch den fortgesetzten japanischen Konsumver-
zicht bzw. die stagnierende Investitionstatigkeit

33 Vgl If Japan should crash*, in: The Economist vom
11. April 1998, S. 9.
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bleiben fiir diese Exporte aus industrialisierenden
Staaten nur die USA als ,buyer of last resort**,
da auch Europa mit Wachstumsschwierigkeiten
zu kdmpfen hat und die Mitgliedslander der EU
nach neuen Exportmarkten aullerhalb der Union
suchen miissen. Fiir die USA bedeutet dieser
Andrang von Exporten eine weitere Steigerung
des Defizits in der Bilanz der laufenden Posten um
cirka 50 bis 100 Milliarden US-Dollar, schitzt der
IMF; bereits 1997 hatten die USA ein Defizit von
178 Milliarden US-Dollar zu verzeichnen. Ameri-
kanische Erzeuger werden grofle Schwierigkeiten
bekommen, um sich gegen diese Konkurrenz
durchzusetzen, langsameres Wachstum, weniger
US-Exporte in wichtige Mirkte werden Unterneh-
mensgewinne driicken und negative Einfliisse auf

34 Clyde Prestowitz, ,,Going Down With Japan®, in: Far
Eastern Economic Review vom 16. April 1998, S. 15.
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die Aktienmirkte haben. Die Auflosung japani-
scher Portfolio-Investitionen durch die Banken des
Landes diirfte diesen Druck noch erhohen. Ange-
sichts des hohen Defizits in der Bilanz der laufen-
den Posten konnte es zu einer Schwichung des
US-Dollars kommen, der private Konsum und die
Investitionsbereitschaft amerikanischer Unterneh-
men wiirden sinken, die USA konnten in eine
Rezession gleiten und die iibrige Welt mitziehen.
Deshalb: The fate of Japan’s economy is no
longer a matter only for Japanese or even for
Japanese and Americans. Somehow persuading
Japanese leaders to do the heart transplant of
deregulation and decartelization as swell as the
blood transfusion of fiscal stimulation is of the
utmost importance to the entire world.**

s
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Aurel Croissant

Demokratisierung und die Rolle der Zivilgesell-
schaft in Siidkorea, Taiwan und auf den Philippinen

Im Februar 1986 erreichte die .dritte Welle der
Demokratisierung™! auch die asiatisch-pazifischen
Kiisten. Ausgehend von der ,,People’s Revolution®
auf den Philippinen, die zum Sturz des seit 1972
autoritar regierenden Prasidenten Ferdinand Mar-
cos fiithrte, gaben die autokratischen Herrschaftseli-
ten in Siidkorea (1987/88) und Taiwan (1986-1992)
nacheinander den Weg fir die Demokratisierung
frei’. Unter dem Eindruck der Ereignisse auf den
StraBBen von Manila und Seoul, in deren Verlauf
Hundertausende demonstrierender  Studenten,
Intellektueller, stddtischer Geschiftsleute und
Priester, aber auch einfache Arbeiter und Haus-
frauen vorwiegend friedlich der autoritidren Macht
ihre Rechte abtrotzten, riickte ein als Gegenstand
sozialwissenschaftlicher Forschung keineswegs
neues Untersuchungsobjekt in den Blickpunkt des
Interesses: die Frage nach der Bedeutung einer sich
formierenden und emanzipierenden Zivilgesell-
schaft fiir die demokratische Entwicklung ost- und
siidostasiatischer Gesellschaften’,

Um die zivilgesellschaftlichen Akteure in Demo-
kratisierungsprozessen und ihren Beitrag zur
demokratischen Konsolidierung verstehen zu kon-
nen, muB die dynamische Entwicklung der Zivilge-
sellschaft zunichst innerhalb ihres historischen
und soziookonomischen Kontextes betrachtet wer-
den. Daher soll in einem ersten Schritt gepruft
werden, welche Bedingungen wie und in welcher
Weise die Entstehung der Zivilgesellschaften in
Siidkorea, Taiwan und den Philippinen beeinfluf3t
haben. In einem zweiten Schritt wird untersucht,
welchen EinfluB zivilgesellschaftliche Akteure auf
das Ende der Diktaturen und den Ubergang zur
Demokratie hatten, um danach die Entwicklungs-

1 Vgl. Samuel P. Huntington, The Third Wave. Demo-
cratization in the Late Twentieth Century, Norman-London
1991.

2 Thailand, die vierte Demokratie der dritten Welle im
asiatisch-pazifischen Raum, wird aus systematischen Griin-
den hier nicht behandelt.

3 Die Zivilgesellschaftsdiskussion wurde dabei jedoch vor-
wiegend aus modernisierungstheoretischer Sicht gefiihrt. Zi-
vilgesellschaft wurde {iberwiegend als quasiautomatisches
Resultat soziotkonomischer Modernisierungsprozesse und
als Mittelschichten- bzw. Bildungsschichtenkonzept be-
griffen,
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dynamik und den Beitrag der Zivilgesellschaft in
der demokratischen Konsolidierung zu erortern.

I. Zivilgesellschaftliche Entwicklung
unter autoritdren Bedingungen

.Die Staatsfixiertheit der meisten autoritdren
Systeme*, so Wolfgang Merkels mit Blick auf die
ostmitteleuropdischen Reformstaaten getroffene
Feststellung, ,hinterldBt schwache Zivilgesell-
schaften.” Zuriickzufithren ist dies vor allem auf
den Zwang autoritarer Regime, aus Griinden der
Selbsterhaltung und der Sicherung ihres Herr-
schaftsanspruchs ,,nahezu alle Organisationen und
Initiativen autonomer gesellschaftlicher Inter-
essenartikulation® zu unterdriicken®.

Fir die ost- und siidostasiatischen Diktaturen
kann diese Aussage nur begrenzt Giltigkeit bean-
spruchen. Vielmehr waren sowohl die wechseln-
den Diktaturen Siidkoreas (1950-1960; 1961 -
1972; 1973-1979; 1980-1987) als auch das philip-
pinische Marcos-Regime (1972-1986) durch eine
vergleichsweise schwach ausgeprédgte Kontrolle
gesellschaftlicher Prozesse charakterisiert. Ledig-
lich in Taiwan erreichte die staatliche Durchdrin-
gung der gesellschaftlichen Sphire zeitweise ein
mit den kommunistischen Diktaturen Osteuropas
vergleichbares Niveau. In allen drei Landern war
die Bildung autonomer Organisationen und Verei-
nigungen aber bereits in autoritdarer Zeit moglich,
wenn auch in Taiwan erst in der Spitphase des
Regimes und auch dann zunédchst nur in gedulde-
ten informellen Grauzonen. Wenngleich die ent-
stehenden zivilgesellschaftlichen Konturen in den
drei Ldndern sehr unterschiedlich ausfielen, lassen
sich dabei doch einige allgemeine Muster zivilge-
sellschaftlicher Genese erkennen.

Bedingt durch die erfolgreiche Industrialisierungs-
strategien der autoritdren Regime kam es in Siid-

4 Wolfgang Merkel, Systemwechsel: Probleme der Konso-
lidierung in Ostmitteleuropa, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, B 18-19/94, S, 3—11, hier S. 4.
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korea und Taiwan mit Beginn der sechziger Jahre
zu einer tiefgreifenden soziookonomischen Mo-
dernisierung dieser Gesellschaften. Nichtinten-
diertes Ergebnis dieser erfolgreichen Entwicklung
war die durch die Zunahme moderner, hoher
gebildeter und materiell besser gestellter Bevolke-
rungsschichten bedingte Verbesserung der Fahig-
keiten der Gesellschaften zur horizontalen Koaliti-
onsbildung und sozialen Mobilisierung. Hierdurch
verdanderte sich sowohl die Machtbalance zwischen
Staat und Gesellschaft als auch die Struktur und
Zusammensetzung der Zivilgesellschaft. So bildete
sich in Siidkorea bereits in den siebziger Jahren
eine lose organisierte Massenbewegung aus Stu-
denten, Intellektuellen, Farmern, Arbeitern, stad-
tischen Armen und christlichen Dissidenten
(Undonggwon) heraus’. In Taiwan wiederum ent-
stand ein zivilgesellschaftliches Potential, das sich
aufgrund der Durchdringung der Gesellschaft
durch die Staatspartei Kuomintang (KMT) und
ihre gesellschaftlichen Organisationen allerdings
nur langsam entfalten konnte. Vor allem ist hier
die sich 1977/78 konstituierende Tangwai (auBer-
halb der Partei)-Bewegung zu nennen’. Diese ver-
folgte von Anfang an eine explizit auf die Beset-
zung politischer Amter zielende Strategie, was
thre Klassifizierung als zivilgesellschaftlicher
Akteur problematisch erscheinen ldBt. Mit dem
Aufgehen groBler Teile dieser Bewegung in der
oppositionellen Demokratischen Fortschrittspartei
schied sie im September 1986 endgiiltig aus dem
zivilgesellschaftlichen Spektrum aus.

Im Gegensatz hierzu war das autoritire Regime
auf den Philippinen durch eine sich insbesondere
in den frithen achtziger Jahren verschéarfende 6ko-
nomische und militdrische Leistungskrise charak-
terisiert. Forciert durch die Ineffizienz der staat-
lichen Verwaltung auf dem Lande, kam es zur
Ausweitung der Aktivititen von NGOs (Non-
Governmental Organisations)’. Gleichzeitig stimu-

5 Vgl. Chung In Moon/Yong Cheol Kim, A Circle of Para-
doxes: Development, Politics and Democracy in South Korea,
in: Adrian Leftwich (Hrsg.), Democracy and Development:
Theory and Practice, Cambridge - Oxford 1996, S. 139-167,
hier S. 1491,

6 Bei der Tangwai handelte es sich um ein diffuses Spek-
trum von Dissidenten, Intellektuellen, Professionals, Wissen-
schaftlern, Journalisten sowie Biirgerrechtlern, die sich weit-
gehend gewaltfrei und vor allem uber illegale Publikationen
mit ihren demokratischen Forderungen an die Offentlichkeit
wandten. Vgl, Jirgen Domes, Aspekte des politischen Sy-
stems der Republik China auf Taiwan, in: Zeitschrift fir Po-
litik, (1978) 2, S.255-278; Hermann Halbeisen, Tangwai:
Entwicklung und gegenwirtige Lage der Opposition in Tai-
wan, in: Zeitschrift fiir Politik, (1982) 2, S. 206-220.

7 Vgl. Gerhard Clarke, People’s Power? Non-Govern-
mental Organisations and Philippine Politics Since 1986, in:

Aus Politik und Zeitgeschichte B 48/98

lierten die endemische Ausmafle annehmende
Korruption des Marcos-Regimes, seine exklusive
Vetternwirtschaft sowie die sich verschirfende
Kritik an den Menschenrechtsverletzungen des
Regimes die Griindung einer Vielzahl von Biirger-
rechtsgruppen, die teilweise versteckt, teilweise
aber auch offen das autoritire Regime herausfor-
derten®. Lediglich hier bildeten Gewerkschaften
einen transformationstheoretisch relevanten Ak-
teur. Aufgrund der dem Regime inhédrenten insti-
tutionellen und ideologischen Defizite gelang es
unabhidngigen Arbeiterassoziationen, ihre Auto-
nomie gegeniiber dem Regime zu bewahren. Dies
galt ebenso fiir Bauernorganisationen, die von kir-
chennahen Gruppen Unterstiitzung erfuhren, und
fiir Kapitalverbinde”’.

In Taiwan und Siidkorea spielten sowohl Arbeiter-
organisationen als auch die Unternehmerverbiande
und Bauernorganisationen fir die Demokratisie-
rung keine nenneswerte Rolle. Die staatskorpora-
tistische Einbindung dieser Organisationen, die
Kooptation ihrer Spitzenvertreter in die Regime-
koalition und die Instrumentalisierung des anti-
kommunistischen Herrschaftsanspruchs der Re-
gime neutralisierten Bestrebungen zur Bildung
unabhidngiger Gewerkschaften bereits auf der

Betriebsebene'.

Bedingt durch die institutionelle Architektur der
autoritiren Regime, iibernahmen hier statt dessen
vor allem neue soziale Bewegungen — Intellektu-
elle und religiose Organisationen —, die von der
staatlichen Kontrolle der Gesellschaft in gerin-
gerem Male betroffen waren, diese Funktion.
Wihrend jedoch in Taiwan die organisierte Stu-
dentenschaft aufgrund ihrer Einbindung in die Ju-
gendorganisationen der KMT passiv blieb'', ent-
wickelte sie sich in Siidkorea aufgrund der nur
schwach institutionalisierten Kontrolle der autori-
tiren Regime zu einem herausragenden zivilgesell-

Philippine Quarterly of Culture & Society, 21 (1993), 8. 231 -
256.

8 Vgl. Max Lane, The Urban Mass Movement in the Phil-
ippines, Canberra—Singapore 1990.

9 Vgl. Elias T. Ramos, Dualistic Unionism and Industrial
Relations, Quezon City 1990; ders., Strain in Filipino In-
dustrial Relations, in: Edward K. Y. Chen u. a. (Hrsg.), La-
bour-Managment Relations in the Asia-Pacific Region, Hong
Kong 1992, S. 82-97; Jeffrey M. Riedinger, Agrarian Reform
in the Philippines. Democratic Transition and Redistributive
Reform, Stanford 1995.

10 Vgl. Stephen Frenkel, Theoretical Frameworks and Em-
pirical Contexts of Trade Unionism, in: ders. (Hrsg.). Organ-
ized Labor in the Asia-Pacific Region, Ithaca—New York
1993, S. 3—58, hier S. 13.

11 Vgl. Gunther Schubert, Taiwan — die chinesische Al-
ternative: Demokratisierung in einem ostasiatischen Schwel-
lenland (1986—-1993), Hamburg 1994.
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schaftlichen Akteur. So waren es die Proteste der
Schiiler und Studenten gegen massiven Wahlbe-
trug und fiir demokratische Reformen, die im
April 1960 den ersten siidkoreanischen Staatspra-
sidenten Syngman Rhee (1948-1960) aus dem
Amt vertriecben. Doch schon wenige Monate
danach traten auch die . Schattenseiten™ zivilge-
sellschaftlicher Mobilisierung deutlich hervor.
Denn die kompromiBlosen Forderungen der Stu-
denten nach Aburteilung der alten autoritiren Eli-
ten und rascher Wiedervereinigung mit dem kom-
munistischen Bruderstaat im Norden waren ein
Ausloser fiir den Putsch der Militdars um General
Park Chun Hee im Mai 1961, der nach nur elf
Monaten Sudkoreas demokratisches Experiment
beendete .

Christliche Organisationen spielten in allen drei
Landern eine wichtige Rolle fiir den zivilgesell-
schaftlichen Widerstand gegen die autoritdren
Regime. Thre Bedeutung fiir die Demokratiebewe-
gung ergab sich dabei vor allem daraus, daB sie
durch die nationalen Amtskirchen und sozialen
Einrichtungen autonome institutionelle Riickzugs-
raume und Strukturen besaBen'’. Die Beteiligung
kirchlicher Kreise an oppositionellen Aktivititen
blieb jedoch in allen Lindern ein Ausnahmephi-
nomen. Die offiziellen Amtskirchen verhielten
sich iiberwiegend passiv bzw. standen den Herr-
schaftseliten aus ideologischen Griinden nahe.

Wihrend in Siudkorea zivilgesellschaftliche Ak-
teure mit legalen Oppositionsparteien interagier-
ten, war in Taiwan die Zivilgesellschaft auch
gleichzeitig der einzige Triger politischer Opposi-
tion. Das aus dem praktisch geltenden Verbot poli-
tischer Parteien resultierende vollige Fehlen einer
organisierten Alternative zur Staatspartei KMT
bis in die zweite Hilfte der achtziger Jahre hatte
zur Folge, daB die Zivilgesellschaft eine wesentlich
stiarkere politische Funktion ausiibte. Zivilgesell-
schaft und Opposition waren in Taiwan weitge-
hend synonym. Die Philippinen nehmen hier
gleichsam ein Mittelposition ein. Sowohl das links-

12 Vgl. Yong Pil Rhee, The Breakdown of Authority Struc-
ture in Korea in 1960: A Systems Approach, Seoul 1984; Sung
Joo Han, South Korea: Politics in Transition, in: Larry Dia-
mond/Juan J. Linz/Seymour Martin Lipset (Hrsg.), Politics in
Developing Countries: Comparing the Experiences with De-
mocracy. Boulder—London 1990, S.313-350, hier S.315-
319.

13 Vgl. Eric O. Hanson, Catholic Politics in China and Ko-
rea, New York 1980, S. 881f.; Sung Chal Kim, Delegitimation
Process of the Yushin Regime in Korea, 1972-1978, in: Korea
Observer, 23 (1993) 3, S. 377-411, hier: S. 410; Renato S. Ve-
lasco, Philippine Democracy: Promise and Performance, in:
Anek Laothamats (Hrsg.), Democratization in Southeast and
East Asia, Singapore 1997, S, 77-113, hier S. 93.
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ideologische Spektrum der Zivilgesellschaft als
auch ihr konservativer bzw. liberaldemokratischer
Gegenpart unterhielten intensive Bezichungen zu
oppositionellen Parteien, teilweise nahmen Partei-
politiker der Vor-Marcos-Ara Fithrungsfunktionen

innerhalb zivilgesellschaftlicher Organisationen

ein'®.

Historische Ereignisse beeinfluten ebenfalls die
Konturen und Strategien der civil society. Wihrend
die Erfahrungen mit der gewaltsamen Unterdriik-
kung sozialer Proteste in Taiwan 1979 (Kaohsiung-
Zwischenfall) Befiirwortern gewaltfreier Strate-
gien Auftrieb gaben, vollzog sich innerhalb der
sildkoreanischen Studentenschaft als Reaktion auf
die ..Verhirtung™ des Regimes Anfang der achtzi-
ger Jahre — manifestiert in der blutigen Nieder-
schlagung oppositioneller Proteste in der stidwest-
lichen Metropole Kwangju im Mai 1980 — ein
Prozefl der Ideologisierung und Institutionalisie-
rung des bis dahin eher diffusen und sporadischen
studentischen Aktivismus'. Als Basis der ideologi-
schen Selbstindoktrination dienten die in den sieb-
ziger Jahren in Dissidentenkreisen entwickelte
Minjung-ldeologie'® sowie ein militanter Anti-

14 Vgl M. Lane (Anm. 8).

15 Vgl. Doh Jong Kim, The Korgan Student Movement in
Retrospect: From Mobilization to Institutionalization, in:
Korea Observer, 24 (1993) 2, S. 243264, hier S. 245 ff.

16 Bei der Minjung-Ideologie handelt es sich weniger um
ein konkret ausformuliertes und kodifiziertes Konzept als
vielmehr um ein Amalgam aus Befreiungstheologie, Neo-
Marxismus und Uberlegungen der Dependenztheoretiker.
Die Minjung- oder Sammin- (3-Min-) ,Ideologie™ basierte
auf der Propagierung dreier zentraler Prinzipien politischen,
gesellschaftlichen und 6konomischen Handelns: Minju (De-
mokratie), Minjok (Nation) und Minjung (Volk). Minjung
umfaBt die unterdriickten und ausgebeuteten Schichten der
Bevolkerung, d.h. Arbeiter, Bauern, stidtische Unter-
schichten, aber auch die Mittelschicht. Die fundamentale
Ursache fiir die Deprivation und Exklusion dieser Schichten
sieht die Minjung-Ideologie in der auf Betreiben der USA
zustande gekommenen Teilung des Landes und der engen
politischen und wirtschaftlichen Anbindung des faschisti-
schen® Regimes Siidkoreas an die Vereinigten Staaten. Die
hieraus abgeleiteten politischen Forderungen zielten auf eine
grundlegende Reform des Wirtschaftssystems, um so die
Partizipation des Volkes am erwirtschafteten Wohlstand
(Minjung-Prinzip) zu ermoglichen, auf die Errichtung einer
Minjung-Demokratie anstelle eines liberaldemokratischen
Systems, deren Basis die Arbeiter, Bauern, Studenten und
stidtischen Armen bilden sollten (Minju-Prinzip), sowie auf
die Beendigung der abhéngigen Beziehung zu den USA und
die Wiedervereinigung des Landes (Minjok-Prinzip). Vgl
Jiang Jip Choi, Political Cleavages in South Korea, in: Hagen
Koo (Hrsg.), State and Society in Contemporary South Ko-
rea, Ithaca 1993, S. 13-50, hier S. 17;: Man Woo Lee, Anti-
Americanism and South Koreas Changing Perception of
America, in: ders./Ronald D. McLaurin/Chung In Moon
(Hrsg.), Alliance Under Tension, Boulder—Seoul 1988, S. 7—
28, hier S. 13ff.: ders., The Odyssey of Korean Democracy,
New York u.a., S. 8f.
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Amerikanismus, der in den USA den maBgeblich
Verantwortlichen fiir die politischen MiBstinde
sah.

Ohne tiefer in die gegenwirtig gefithrte Debatte
um asiatische Werte* eintauchen zu konnen'” —
die soziale oder politische Kultur Asiens gibt es
ohnehin nicht —, 18t sich doch konstatieren, daf}
auch kulturelle Traditionen auf die Entstehung
zivilgesellschaftlicher Strukturen einwirkten. So
wird in Studien zu sozialem Verhalten und Orga-
nisationsmustern in den hier untersuchten Gesell-
schaften der hohe Grad an kollektiven Orien-
tierungen und konstruktiven Einstellungen gegen-
tiber vertikalen und horizontalen organisato-
rischen Beziehungen betont'®. Die starke Grup-
penorientierung dieser Gesellschaften ist jedoch
weniger Ausdruck liberaler Gesellschafts-, son-
dern vielmehr unvermindert dominierender Ge-
meinschaftsorientierungen. Die in der konfuziani-
schen Ethik Taiwans und Siidkoreas — hier noch
verstirkt durch schamanistische Traditionen'” —
wurzelnde Vorrangigkeit familialer oder gemein-
schaftlicher vor allgemeinen Interessen fordert
nepotistisch-klientelistische Tendenzen des Grup-
penverhaltens und verstirkt die antagonistischen
Gefiihle zwischen verschiedenen sozialen Grup-
pen. Ahnliches gilt auch fiir die philippinische
Gesellschaft. Soziale Identititen und Verantwort-
lichkeiten sind hier in ein Netz bilateraler, tatsach-
licher oder fiktiver (Compadre) Verwandschafts-
beziehungen eingebettet. Horizontale Solidaritit
und Intrastatus-Allianzen werden hierdurch er-
schwert®. Soziale Organisationen weisen eine
hochgradig paternalistische und klientelistische
Struktur auf?'.

Zugleich resultierten aus dem Ausschluf3 breiter
Bevolkerungsschichten von dem politischen und
wirtschaftlichen Leben wihrend der japanischen
Kolonialzeit bzw. aus der Alleinherrschaft der ein-
heimischen Herrschaftseliten — in Siidkorea als
han, in der Forschung zu Taiwan als victim con-

17 Zum Stand der Diskussion. vgl. u.a.: Special Issue on
Politics and Economics in the Twenty-First Century: Is there a
Model?, in: The Pacific Review, 9 (1996), S. 3; Globaler Kul-
turkampf?, in: WeltTrends, (1996) 12.

18 Vgl u.a. Godwin C. Chu et al., Modernization versus
Revolution. Cultural Change in Korea and China, Seoul 1993;
Rica Melanie D. Ligeralde. Democracy in the Philippines: A
Political Culture Approach, in: Asian Profile, 25 (1997) 2,
S. 123-133; Peter R. Moody, Political Opposition in Post-
Confucian Society, New York 1988.

19 Vgl. Dieter Scharnweber, Die politische Opposition in
Stidkorea im Spannungsfeld von tradierter politischer Kultur
und soziookonomischer Entwicklung, Landau 1997, S. 63 tf.
20 Vel J. M. Riedinger (Anm.9), S.36: E. T. Ramos
(Anm. 9).

21 Vgl J. M. Riedinger, ebd., S. 36 ff.

Aus Politik und Zeitgeschichte =~ B 48/98

sciousness bezeichnet’” — starke Frustrationsge-
fiihle und Ungerechtigkeitsempfindungen. Diese
fiihren zu erheblichen Defiziten im Bereich inter-
personellen Vertrauens und wechselseitiger Ko-
operation, welche wiederum die Selbstorganisa-
tion der Gesellschaft in mitbiirgerlichen und
partnerschaftlich gestalteten Organisationen be-
hindern.

I1. Zivilgesellschaft und der Uber-
gang zur Demokratie

Die Regimeiiberginge in den ost- und siidostasia-
tischen Lidndern — in Siidkorea ab 1985 und auf
den Philippinen 1986 — waren relativ kurz und
haben — mit der Ausnahme Taiwans (1986—1992) —
nicht ldnger als drei Jahre gedauert. Bezeichnend
ist, da} dort, wo der Demokratisierungsprozef3
relativ rasch verlief, die Mobilisierung der Zivilge-
sellschaft ein Schliisselelement der Demokratisie-
rung war. Lediglich in Taiwan vollzog sich die
Transformation des KMT-Regimes ohne ausge-
dehnte Massenproteste. Zwar loste die kontrol-
lierte Offnung des Regimes Mitte der achtziger
Jahre auch hier einen gesellschaftlichen Mobilisie-
rungs- und vor allem Organisationsschub aus, der
zur Konstituierung einer Vielzahl neuer zivilgesell-
schaftlicher Akteure fiihrte, die auf eine politische
Liberalisierung dringten®, aber die Auseinander-
setzung verlagerte sich schon sehr friih in die poli-
tischen Institutionen des Regimes. In Siidkorea
und auf den Philippinen wirkte sich das ,,Wieder-
aufleben der Zivilgesellschaft*** sehr viel stirker
auf die Dynamik der politischen Liberalisierung
aus. Wihrend sich in beiden Lidndern eine strate-
gisch handelnde Zivilgesellschaft formierte, die
kurzzeitig iiber die Fahigkeit verfiigte, in ideologi-
scher, programmatischer und sozialstruktureller
Hinsicht stark heterogene Gruppierungen und
Akteure unter einem organisatorischen Dach zu

22 Vgl. G. C. Chu et al. (Anm. 18); Michael Hsin Huang
Hsiao, Political Liberalization and the Farmer’s Movement in
Taiwan, in: Edward Friedman (Hrsg.), The Politics of Demo-
cratization: Generalizing East Asian Experience, Boulder
u.a. 1994, S. 202 -218.

23 Vgl. Yun Han Chu, Social Protests and Political Demo-
cratization in Taiwan, in: Murray A. Rubinstein (Hrsg.), The
Other Taiwan. 1945 to the Present, Armonk—New York 1994,
S.99-114, hier S. 99f.

24 Guillermo O’Donnell/Philippe C. Schmitter, Transitions
from Authoritarian Rule: Tentative Conclusions about Un-
certain Democracies, in: dies./Lawrence Whitehead (Hrsg.),
Transitions from Authoritarian Rule. Prospects for Demo-
cracy, Baltimore 1986.
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vereinen, mangelte es der taiwanesischen Zivilge-
sellschaft an dieser Fihigkeit zum strategischen
Handeln: Mit der Konstituierung der Tangwai als
politischer Partei war der bis dato wirkungsméch-
tigste Akteur aus dem zivilgesellschaftlichen Spek-
trum ausgeschieden.

Gleichwohl 1dBt sich in allen drei Fillen unge-
achtet unterschiedlicher Mobilisierungsniveaus,
abweichender Strategien und divergierender Ein-
fluBmoglichkeiten in der Transitionsphase eine
zentrale Funktion der Zivilgesellschaften fiir den
Systemwechel erkennen: die Schaffung politischer
Rahmenbedingungen durch eine weitgehend ge-
waltlos verlaufende gesellschaftliche Mobilisie-
rung, die von den Parteien schlieBlich zur Aus-
handlung demokratischer Institutionen genutzt
werden konnten.

Mit Einleitung der Demokratisierung kann eine in
Geschwindigkeit und Umfang erstaunlich anmu-
tende rapide Abnahme der Mdglichkeiten politi-
scher EinfluBnahme auf seiten der Zivilgesell-
schaft konstatiert werden. Die Demokratisierung
selbst vollzog sich in den drei Landern im wesent-
lichen als parteienzentrierter Prozel3, in dem zivil-
gesellschaftliche Akteure keine signifikante (Sud-
korea, Taiwan) oder nur eine untergeordnete
Rolle (Philippinen) spielten. Mit der Erreichung
des gemeinsamen Ziels zerbrach die dem autorita-
ren Regime geschlossen gegeniiberstehende zivil-
gesellschaftliche Front: unterschiedliche ideologi-
sche Vorstellungen, Interessen und nicht zuletzt
auch differierende Bindungen zu politischen Par-
teien lieBen die Akteure auseinanderdriften.

II1. Die Zivilgesellschaft in der
demokratischen Konsolidierung

Die politische Transformation hat in allen drei
Landern zur Restrukturierung der Beziehungen
zwischen Staat und Gesellschaft gefiihrt. Die
Befreiung der Gesellschaft von staatlicher Kon-
trolle wird in den neunziger Jahren von unter-
schiedlichsten Gruppen zur Bildung neuer Repri-
sentationsorgane genutzt. Generell ist dabei als
Tendenz erkennbar, dal der politische EinfluB3 von
Dissidenten- und Studentengruppen kontinuierlich
im Abnehmen begriffen ist — eine Entwicklung,
wie sie fiir junge Demokratien charakteristisch zu
sein scheint®. Statt dessen treten einerseits neue

25 Vgl. Philippe C. Schmitter, Interest Systems and the
Consolidation of Democracies, in: Garry Marks/Larry Dia-
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Organisationen in den Bereichen Umweltschutz,
Minderheitenrechte, Verbraucherschutz, Men-
schen- und Biirgerrechte etc. an die Stelle alter
Akteure. Andererseits ist ein Erstarken der Zivil-
gesellschaft im Bereich der Vertretung funktiona-
ler Interessen (vor allem der Gewerkschaften)
feststellbar. Im folgenden soll daher das Augen-
merk auf diese beiden Akteursgruppen gerichtet
werden.

1. Biirgerorganisationen und Nichtregierungsor-
ganisationen

Allgemein laBt sich feststellen, daB3 der zivilgesell-
schaftliche Struktur- und Funktionswandel dort
am unproblematischsten verlduft, wo die Bezie-
hungen zwischen Zivilgesellschaft und dem autori-
tar regierten Staat am konfliktarmsten waren
(Taiwan). Demgegeniiber verlduft dieser ProzeB3 in
Lindern, in denen das Verhiltnis zwischen Staat
und ziviler Gesellschaft stirker durch konflikt-
hafte und teilweise gewalttitige Auseinanderset-
zungen gepragt war, schleppender und eruptiver
(Stidkorea). So bedienen sich in Taiwan die zivilge-
sellschaftlichen Akteure ganz tiberwiegend gewalt-
freier, ,unpolitischer” Strategien und sind auf
Distanz zu den Parteien des Oppositionslagers wie
der Regierung bedacht. Die rasche Institutionali-
sierung der Akteure meist noch im Ubergang zur
Demokratie wird vor allem in der Konsolidie-
rungsphase vermehrt begleitet von Koalitions- und
Allianzbildungen, die auf der Herausbildung
gemeinsamer Ziele und Forderungen gegeniiber
der Regierung basieren®®. Die Sensibilitat der
KMT-Regierung und ihre hohe Bereitschaft zur
Adaption der von diesen Akteuren vorgebrachten
Forderungen kann als ein Erklarungsfaktor fiir die
erstaunliche Stabilitdt betrachtet werden, mit der
sich die Konsolidierung der taiwanesischen Demo-
kratie vollzieht. Bereits Ende der achtziger Jahre
hat die civil society ihre negative Schutz- und
Abwehrfunktion um eine konstruktive und bewah-
rende Komponente erginzt®’, die nun in den neun-
ziger Jahren immer stirker in den Vordergrund
getreten ist.

mond (Hrsg.), Reexamining Democracy: Essays in Honour of
Seymour Martin Lipset, Newbury Park u.a. 1992, S. 156-181.
26 Vgl. Michael Hsin Huang Hsiao, Emerging Social
Movements in Taiwan: A Retrospective and Prospective
Look, in: Denis E Simon/Michael Y. M. Kau (Hrsg.), Taiwan:
Beyond the Economic Miracle, New York-London 1990,
S. 151-167; ders. (Anm. 22).

27 Vgl. Baogang Hee, The Ideas of Society in Mainland
China and Taiwan, 19861992, in: Issues & Studies, 31 (1995)
6,8.24-65, hier S. 43 1.
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Auch in Sudkorea ldBt sich ein steter EinfluBge-
winn auf seiten sozialer Organisationen verzeich-
nen®. Nachdem mit der Demokratisierung von
1987/88 die grundsitzliche Auseinandersetzung
um den Charakter der politischen Herrschaftsord-
nung aus der innenpolitischen Auseinandersetzung
weitgehend verschwunden ist und die Legitimitits-
frage von den meisten gesellschaftlichen Kriften
zugunsten der Demokratie beantwortet wird, kon-
zentrieren diese Organisationen ihre Aktivititen
vermehrt auf den Bereich der politischen Bildung
sowie auf die Beeinflussung des politischen Ent-
scheidungsprozesses in konkreten Politikfeldern®.
AnlaBlich der Parlamentswahlen 1996 iibernah-
men zivilgesellschaftliche Gruppen sogar para-
staatliche Funktion, indem sie in Zusammenarbeit
mit der zentralen Wahlbehorde die Einhaltung der
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Wahlkampfbestimmungen kontrollierten™.

Charakteristisch fir die civil society auf den Philip-
pinen ist die breite soziale Differenzierung der
Organisationen und ihr ,high-profile activism*’'.
Zunichst war eine teilweise enge Zusammenarbeit
zwischen demokratischer Regierung und zivilge-
sellschaftlichen Gruppen zu verzeichnen. Danach
hat die erneute Kartellisierung und Oligopolisie-
rung der Zugangschancen zu politischen Amter
wihrend der Prasidentschaft Corazon Aquinos
(1986-1992) bei wesentlichen Teilen der Zivilge-
sellschaft, deren Vertreter unter Demokratisierung
nicht das nahtlose Ankniipfen an die Elitendemo-
kratie der vorautoritaren Zeit verstehen wollten,
zu einer Distanzierung vom demokratischen
System gefiihrt*’. Der philippinische Fall zeigt viel-
leicht am deutlichsten das strategische Dilemma
zivilgesellschaftlicher Akteure in einer parteien-
zentrierten und elitendominierten Demokratie:
Entweder akzeptieren sie einen Reformprozel,
der zu ihrer Marginalisierung fiihrt, oder sie ent-
scheiden sich fiir die Riickkehr zum autoritdren
System™, was jedoch ihren ureigensten Interessen

28 Vgl. Su Hoon Lee, Transitional Politics of Korea, 1987 -
1992: Activation of Civil Society, in: Pacific Affairs, 66 (1993)
3,8.351-367.

29 Vgl die Zeitschrift Civil Society, August—Oktober 1994
und Mirz-April 1995,

30 Vgl. Chung Hee Lee, Citizen Groups in the Korean
Electoral Process: The Case of the 15th General Election, in:
Korea Observer, 29 (1997) 2, S. 165181, hier S. 166.

31 Kevin Hewison/Garry Rodan, The Ebb and Flow of Civil
Society and the Decline of the Left in Southeast Asia, in:
Garry Rodan (Hrsg.), Political Opposition in Industrialising
Asia, London-New York 1996, S. 40-72, hier S. 62.

32 Vgl J. M. Riedinger (Anm. 9), S. 232 ff.

33 Vgl. Robin Luckham, Crafting Democratic Control over
the Military: A Comparative Analysis of South Korea, Chile
and Ghana, in: Democratization, 3 (1996) 3, S. 215-254, hier
S.241,
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zuwiderlduft. Im Falle der ersten Variante ver-
bleibt ihnen nur die Hoffnung, fehlende Einfluf3-
moglichkeiten im politischen Bereich durch eine
gewisse soziale Mitsprache zu kompensieren. Dies
geschah auf den Philippinen: Trotz ihrer Enttdu-
schung iiber die Aquino-Regierung stiitzte eine
Koalition aus Menschenrechtsaktivisten, katholi-
scher Kirche, NGOs und Unternehmerverbédnden
die demokratisch gewihlte Regierung gegen
Putschversuche rechtsgerichteter Militdrs und
hatte so einen maB3geblichen Anteil daran, daB3 die
junge philippinische Demokratie nicht bereits in
ihrer Anfangszeit scheiterte.

2. Die Gewerkschaften

In allen drei Landern hat die Demokratisierung zu
einem signifikanten Anstieg gewerkschaftlicher
Aktivititen gefiihrt*. In Taiwan und in Siidkorea
organisierte sich seit der Abnahme des autoritiren
Repressionspotentials eine Vielzahl neuer Ge-
werkschaften aullerhalb der staatskorporatisti-
schen Federation of Korean Trade Unions (FKTU)
bzw. der Chinese Federation of Labor (CFL). Die
Formierung unabhingiger Gewerkschaften vollzog
sich fiir Taiwan weitgehend autonom von anderen
politischen oder zivilgesellschaftlichen Akteuren.
In Stidkorea hingegen bestehen enge Beziehungen
zwischen alternativen Gewerkschaften und der
Studentenbewegung. In diesem Zusammenhang ist
es bezeichnend, dall sowohl der erste Dachver-
band unabhingiger Gewerkschaften Chonnohyop
als auch die Lehrergewerkschaft Chunkyojo auf
einem Universitits-Campus gegriindet wurden. Im
Gegensatz zu den taiwanesischen Arbeiterorgani-
sationen — im Unterschied zu den Philippinen und
Stidkorea existiert in Taiwan bis heute keine mili-
tante und politisierte Arbeiterbewegung® — verste-
hen sich die unabhidngigen Gewerkschaften in
Stdkorea explizit als politische Organisationen
und verfolgen Allianzstrategien®. Daher ist es
wenig erstaunlich, daB3 die Beziehungen zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern in Siidkorea
wesentlich konfliktreicher sind als in Taiwan,
zumal hier der Protest der Arbeiter nicht nur

34 Vgl J. J. Chu, Political Liberalization and the Rise of
Taiwanese Labour Radicalism, in: Journal of Contemporary
Asia, 22 (1993) 2, 8.173-188; Aurel Croissant, Demo-
kratisierung in Siidkorea: Die Rolle der Gewerkschaften und
Unternehmerverbiinde, in: Asien, (1997) 64. S. 5-21.

35 Die Verbesserung der materiellen und rechtlichen Si-
tuation der Arbeiter sowie ihrer organisatorischen Vertre-
tungen war hier kein vorrangiges Ziel der Opposition. Vgl.
Yin Wah Chu, Democracy and Organized Labor in Taiwan,
in: Asian Survey, 36 (1996) 5, S. 495-510, hier S. 496 ff.

36 Vgl Asia Watch, Retreat from Reform: Labor Rights &
Freedom of Expression in South Korea. An Asia Watch Re-
port, New York—Washington 1990, S. 39 ff.

30



gegen einzelne Unternehmen, sondern auch gegen
den Staat und die Regierung als Partner der GroB-
industrie gerichtet ist”.

Auch auf den Philippinen tendiert die Arbeiterbe-
wegung zu einem gewerkschaftlichen Pluralismus,
der sich unter anderem in einer groen Zahl un-
abhingiger Betriebsorganisationen, miteinander
konkurrierender Dachverbdnde, einem geringen
Zentralisierungsgrad und einer richtungspoliti-
schen Fragmentierung der Gewerkschaften aus-
driickt. Stark pluralisiert, polarisiert und fragmen-
tiert, verfiigen die nationalen Verbiande kaum iiber
Rechte gegeniiber lokalen Organisationen. Wie
Gunter Schubert und Mark Thompson® jiingst
bemerkten, haben die philippinischen Gewerk-
schaften fast nahtlos an ihre Tradition funktionaler
Interessenvermittlung aus vorautoritirer Zeit
angekniipft und ihre unter Marcos zurlickge-
driangte klientelistische EinfluBnahme wieder auf-
genommen. Tatsdchlich beruht die Fahigkeit phil-
ippinischer Gewerkschaften, Mitgliederinteressen
effizient zu vertreten, weniger auf ihrer Stirke als
Organisation als vielmehr auf der Verhandiungs-
macht einzelner Gewerkschaftsfiihrer und deren
Verbindung zu Politikern.

3. Die demokratische Ambivalenz der Zivilgesell-
schaft

Die Enthierarchisierung der Beziehungen zwi-
schen Staat und Gesellschaft und das in Bewegung
geratene Gleichgewicht zwischen beiden machen
die Eintbung neuer Formen gesellschaftlicher
Interessenvermittlung erforderlich. Defizite im
Bereich der Habitualisierung demokratischer Ver-
haltensweisen und Einstellungen unter zivilge-
sellschaftlichen Aktivisten, ein Mangel an demo-
kratischer Streitkultur sowie die Logik von
Nullsummenspielen erschweren jedoch die Inter-
essenvermittlung zwischen civil society und Staat.

Insbesondere gilt dies fiir Stidkorea: Die auch in
den neunziger Jahren immer wieder zu beobach-
tenden, in Gewalt eskalierenden Demonstrationen
und Protestaktionen der Studenten sind Ausdruck
der Akzeptanz von politischer Gewalt als quasi
legitimen Instrument der Interessenartikulation
und -durchsetzung. Die Konsolidierung des demo-
kratischen Systems wird jedoch durch die Beibe-

37 Vgl Eun Mee Kim, Big Business, Strong State: Collusion
and Conflict in South Korean Development, 19601990, New
York 1997, S. 208 f.

38 Vgl Gunther Schubert/Mark Thompson, Verbinde im
SystemwechselprozeB3 der Lénder Taiwan, Sidkorea und
Philippinen — ein Vergleich, in: Wolfgang Merkel/Eberhard
Sandschneider (Hrsg.), Systemwechsel 4, Opladen 1998 (i.E.).
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haltung dieser Techniken der Konfliktaustragung,
die unter den restriktiven Bedingungen autoritérer
Herrschaft durchaus funktional waren, eher behin-
dert. Zwar konnen die Anfang der neunziger Jahre
gemeinsam mit Bauernorganisationen vorgetrage-
nen Proteste der Studenten gegen eine Offnung
des siidkoreanischen Reismarktes und erfolgreiche
Demonstrationen fiir eine strafrechtliche Verfol-
gung der Exprasidenten Chun Doo Hwan und
Roh Tae Woo als Erfolge gesellschaftlicher Inter-
essenartikulation gedeutet werden. Aber die auf
den Demonstrationen zum Ausdruck kommenden
Einstellungen der Akteure zu den Prinzipien der
Rechtsstaatlichkeit und der représentativen De-
mokratie miissen im Hinblick auf eine Konsolidie-
rung der Demokratie als problematisch bewertet
werden. Unverhohlen gezeigte Sympathie fiir das
kommunistische Regime Nordkoreas, wie sie bei-
spielsweise im  Hanchongnyong-Zwischenfall®®
zum Ausdruck kamen, und das riicksichtslose Vor-
gehen studentischer Vertreter gegen tatsdachliche
oder vermeintliche Verriter bzw. Mitglieder der
Sicherheitskriifte bieten der Regierung immer wie-
der Anlasse, um gegen das linke politische Spek-
trum und besonders kritische Teile der Gesell-
schaft vorzugehen. Solange die Regierung nicht
bereit ist, einen offenen gesellschaftlichen Diskurs
tiber die Wiedervereinigung beider Landesteile zu
dulden, und solange die strukturellen Bedingun-
gen fiir eine gewaltsam agierende Studentenbewe-
gung bestehen bleiben — solange also ein kulturel-
les Klima existiert, das gewaltsamen Protest als
sinnvoll und erfolgversprechend interpretiert —, ist
zu befiirchten, dall sich auf seiten der radikalen
studentischen Dissidenten keine ausbalancierte
Protestkultur entwickeln wird und diese Gruppie-
rungen auch weiterhin nicht in das demokratische
System integriert werden konnen®.

Auch in Taiwan hat sich die Zivilgesellschaft zu
einem Raum potentieller Konflikte entwickelt.
Dies gilt insbesondere fiir die auf lokaler Ebene
aktive Umweltschutzbewegung, in der sich die

39 Der linksradikale Studentenverband Hanchongnyong
veranstaltete im August 1996 Demonstrationen zur Unter-
stiitzung nordkoreanischer Vorschlige zur Wiedervereini-
gung. Als die nordkoreanische Regierung damit begann, dies
propagandistisch zu verwerten, beendete die Regierung mit
einem harten Polizeieinsatz die Proteste. Erneut kam es im
Juni 1997 zu tagelangen Strafenschlachten zwischen Anhiin-
gern von Hanchongnyong und der Polizei, in deren Verlauf
ein angeblicher Polizeispitzel durch Studenten zu Tode gefol-
tert wurde. Als Reaktion hierauf verbot die Regierung die
Organisation. Vgl. Korea Herald vom 6. Juni 1997; Siid-
deutsche Zeitung vom 11. Juni 1997,

40 Vgl. Chung Si Ahn, Economic Dimensions of Demo-
cratization in South Korea, in: A. Laothamats (Anm. 13),
S. 237-259, hier S, 251.
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Unzufriedenheit der von Umweltproblemen direkt
Betroffenen immer wieder in gewaltsamen Prote-
sten entlddt”. Gegen das positive Argument von
der Demokratie fordernden Zivilgesellschaft kann
eingewandt werden, dal} ihre Akteure mit der
Teilnahme an Protesten und anderen Aktionen
auch egoistischen Interessen folgen. Ahnlich wie
in Stidkorea tritt die in den neunziger Jahren zu
veritablem EinfluB gelangte taiwanesische Um-
welt- und Naturschutzbewegung zwar einerseits als
watchdog fir die Einhaltung umweltpolitischer
Bestimmungen und als. Pressure Group fiir eine
rigidere staatliche Umweltpolitik auf*”’. Proteste
gegen Umweltverschmutzung dienen aber haufig
vorrangig der Durchsetzung von Forderungen
nach finanzieller Kompensation oder sonstigen
materiellen Gewinnen, werden von lokalen politi-
schen Groflen organisiert — sind also nicht Aus-
druck autonomen zivilgesellschaftlichen Handelns
— und dienen eher der kurzfristigen Nutzenmaxi-
mierung der Beteiligten, als dal3 sie Ausdruck
eines zunechmenden UmweltbewuBtseins aufge-
kldrter Biirger wiren™.

Auf den Philippinen laBt sich seit den spaten acht-
ziger Jahren eine Tendenz zur Entpolarisierung
bzw. Deradikalisierung der civil society verzeich-
nen*. Dies darf aber nicht dazu verleiten, der
Zivilgesellschaft bzw. ihren Akteuren per se eine
demokratieforderliche Funktion und Wirkung zu-
zuschreiben. Die Annahme einer linearen Verbin-
dung von Zivilgesellschaft und demokratischer
Qualitét eines politischen Systems — so zeigen ins-
besondere die Erfahrungen der Philippinen (aber
auch Stuidkoreas) — ist triigerisch. Denn die Aus-
weitung zivilgesellschaftlicher Aktivitdten und die
Befreiung politischer Prozesse von autokratischer
Kontrolle verhindern keineswegs traditionelle kli-
entelistische Arrangements; Patronagemuster, ver-
tikale Ordnungsmuster sozialer Bezichungen oder
undemokratische Einstellungen unter den Biirgern
priagen die Gesellschaft weiterhin. Der philippini-
sche Fall zeigt, daB3 auch dort, wo die gesellschaft-
liche Verankerung und die ideologische Basis be-

41 Vgl. Peter Heck, Vom Wirtschaftswunder zur 6kologi-
schen Krise. Eine kritische Analyse, Hamburg 1995, 8. 73 ff.
42 Vgl Jack F. Williams, Paying the Price of Economic De-
velopment in Taiwan: Environmental Degradation, in: M. A.
Rubinstein (Anm. 23), S. 237-256; zu Siidkorea vgl. Moon
Kyu Kang, The role of NGOs in the Building Process of an
Environmentally Sustainable Society, in: Werner Puschra/
Chin Seung Chung (Hrsg.), Environmental Policy Toward the
Year 2000, Seoul 1994, S. 153-168.

43 Vgl. C. In Moon/Y. Cheol Kim (Anm. 5), S. 157; Shui
Yan Tang/Ching Ping Tang, Democratization and Envi-
ronmental Politics in Taiwan, in: Asian Survey, 37 (1997) 3,
S. 281-294, hier S. 287.

44 Vgl K. Hewison/G. Rodan (Anm. 31), S, 48.
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stehender politischer Parteien schwach sind und
gleichzeitig gut organisierte soziale Gruppen exi-
stieren, die politischen EinfluBmaoglichkeiten zivil-
gesellschaftlicher Akteure nicht notwendigerweise
grofler sind als in Landern mit einem relativ kon-
solidierten Parteiensystem (Taiwan). Vielmehr
behindern — wie etwa Jeffrey Riedinger® mit Blick
auf die Philippinen ausfiihrt — die gleichen sozialen
Bedingungen, die die Konsolidierung sozial inklu-
siver und politisch effizienter Parteien erschweren
(Netzwerke von Patron-Klient-Beziehungen, Per-
sonalismus und Nepotismus), auch die zivilgesell-
schaftliche Entwicklung.

I'V. Perspektiven

Auf den ersten Blick scheint sich die aus den siid-
und osteuropdischen Erfahrungen gewonnene
Annahme, zivilgesellschaftliche Organisationen
wiirden in der Konsolidierungsphase an Attraktivi-
tit und EinfluB verlieren®, fiir Ost- und Siidost-
asien nicht zu bestédtigen: Die zivilgesellschaftliche
Organisationslandschaft blitht hier mehr denn je.
Zwar ist im Vergleich zur Hochphase zivilgesell-
schaftlicher Mobilisierung am Ende des autorita-
ren Regimes in allen drei Landern ein Riickgang
aktiven Protestverhaltens und erfolgreicher politi-
scher EinfluBnahme zu verzeichnen. In keinem der
hier behandelten Fille konnte die Zivilgesellschaft
thren Organisationsvorsprung gegeniiber den Par-
teien sichern und sich als gleichberechtigter Part-
ner im politischen Entscheidungsproze3 etablie-
ren. Aber dieses pessimistische Fazit mufl nach
einem Vergleich des zivilgesellschaftlichen Enga-
gements bzw. der zivilgesellschaftlichen Einfluf3-
nahme in der Phase der demokratischen Konsoli-
dierung mit dem bzw. der in der autoritdren Phase
relativiert werden. Aus dieser Perspektive kann
die demokratische Konsolidierung in Ost- und
Stidostasien durchaus als Phase zivilgesellschaftli-
cher Expansion interpretiert werden.

Problematischer erscheint die Frage, ob die Zivil-
gesellschaft tatsdchlich eine ,,Schule der Demokra-
tie* ist, die ihre Mitglieder und Aktivisten sowie
die Biirger allgemein in demokratischen und zivi-
len Tugenden unterrichtet. Hier sind hinsichtlich
der asiatisch-pazifischen Demokratien Zweifel

45 Vgl J. M. Riedinger (Anm. 9), S. 13.

46 Vgl. Hans-Joachim Lauth/Wolfgang Merkel, Zivilgesell-
schaft und Transformation. Ein Diskussionsbeitrag in revi-
sionistischer Absicht, in: Forschungsjournal Neue Soziale
Bewegungen, 10 (1997), S. 12-35.
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angebracht. Die ost- und siidostasiatischen Zivilge-
sellschaften sind eben keine ,Sphire reiferer
Demokratie™: Gesamtgesellschaftlich * priagende
soziale Interaktionsmuster, Werte und Einstellun-
gen, die in einem Spannungsverhiltnis zu den
Funktionsanforderungen der Demokratie stehen
(Klientelismus, Personalismus, soziale und politi-
sche Gewalt, 'die Betonung vertikaler Strukturie-
rung sozialer Beziechungen), lassen sich auch in der
Zivilgesellschaft nachweisen. Die philippinischen
Erfahrungen zeigen, dall die Zunahme zivilgesell-
schaftlicher Organisationen und die Ausweitung
threr Aktivititen sowie die Befreiung politischer
Prozesse von staatlicher Kontrolle nicht notwendi-
gerweise Patronage- und Klientelmuster schwi-
chen: Auch innerhalb der Zivilgesellschaft konkur-
rieren gesellschaftliche und politische Interessen
miteinander, und zwar nicht in einer .reiferen”
oder ..demokratischeren® Form, sondern entspre-
chend bekannter und eingetibter Techniken sozia-
ler Interessenvermittlung. Eine aktive Zivilgesell-
schaft, dies zeigt uns in besonderem MaBe das
Beispiel Siidkorea, hat nicht nur positive Wirkun-
gen auf die Demokratie, sondern kann auch desta-
bilisierend und gefidhrdend wirken. Dies ist dann
der Fall, wenn gesteigerter Aktivismus mit der
Beibehaltung konfrontativer Taktiken sowie
einem Mangel an demokratischer Streitkultur ein-
hergeht.

Welche Bedeutung hat dieser ambivalente Gehalt
der Zivilgesellschaften fiir die Zukunft der Demo-
kratie in den hier untersuchten Lindern? Ohne
die prognostischen Moglichkeiten der Politik-

3
L8]

wissenschaft zu tiberfordern. kann angenommen
werden, daf3 die weitere Entwicklung der Zivilge-
sellschaft Einflul auf die Art der sich konsolidie-
renden Demokratie haben wird. Eine nur in ge-
ringem MaBe ihre demokratische Funktion
ausiibende Zivilgesellschaft mit ambivalenter Hal-
tung zu den Prinzipien der Gewaltfreiheit bzw.
Toleranz, wie sie zumindest in Teilbereichen in
Stidkorea und den Philippinen erkennbar ist, eroff-
net politischen Eliten die Moglichkeit der Stabili-
sierung einer Demokratie. in der die Rechte der
Biirger substantiell eingeschriankt sind'’. Hier
droht die Gefahr einer ,begrenzten Demokratie™,
in der zivilgesellschaftliche Organisationen margi-
nalisiert, isoliert oder unterdriickt werden™ und in
der es eine breite Kluft gibt zwischen den forma-
len und den tatsidchlich gegebenen Rechten, zwi-
schen dem Grundsatz der Gleichheit und Freiheit
der Biirger .und den staatlichen Praktiken™. Die
Zukunft der asiatisch-pazifischen Demokratien
wird davon abhangen, ob es den Zivilgesellschaf-
ten gelingt. sich von staatlicher Bevormundung zu
befreien. Sie wird aber auch davon beeinflufit wer-
den, in welchem Mafe es ihren Akteuren gelingt,
ihre wundemocratic habits und alten Denkkate-
gorien zu uberwinden.

47 Vgl Larry Diamond, The End of the Third Wave and
Global Future of Democracy, Wien 1997,

48 Vgl Scott A. Mainwaring/E. Viola, New Social Move-
ments, Political Culture and Democracy: Brazil and Argen-
tina in the 1980s, in: Telos, 61 (1984), S. 17-52, hier S. 46.

49 Vgl. David Held, Democracy: From City States to a
Cosmopolitan Order. in: Political Studies, 40 (1992), S. 10-39,
hier S. 10.
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Jiirgen Riiland

Religiose Erneuerung in Siidostasien

Thre Auswirkungen auf Sikularisierung und Demokratie

I. Von der Sékularisierung zur
religiosen Erneuerung: Die ,.Rache
Gottes™ als globales Phinomen

Fir Modernisierungstheoretiker galt als ausge-
macht, dal nachholende Entwicklung weitgehend
in den von den westlichen Industrienationen vor-
gezeichneten Bahnen zu verlaufen habe. So sprach
der Berliner Entwicklungssoziologe Richard F
Behrendt 1965 von der Notwendigkeit einer Dyna-
misierung der Entwicklungslinder'. Dadurch soll-
ten sic AnschluBl finden an jenen ,okzidentalen
Rationalisierungsprozef3* (Max Weber) mit seiner
Betonung von Rationalitat, Skeptizismus und In-
dividualismus, der in der Frithen Neuzeit von
Europa seinen Ausgang genommen hatte. Im
Zuge dieser , Entzauberung der Welt™ wiirde die
Religion allméahlich aus dem offentlichen Leben
herausgedringt und in die Privatsphire verbannt
werden. Damit Korrespondierte die Vorstellung
einer sakularen Staatsordnung, vorzugsweise in
Form einer reprisentativen, liberalen Demokratie.

Die Modernisierungstheorien spiegelten den unge-
brochenen Fortschrittsglauben der fiinfziger und
sechziger Jahre wider. Im Verlaufe der siebziger
Jahre geriet dieses Denken jedoch zunehmend in
Widerspruch zur gesellschaftlichen Realitdt -
selbst im industrialisierten Norden. Rezessionen,
Arbeitslosigkeit und Umweltzerstorung beschrie-
ben die ,,Grenzen des Wachstums®. In den Ent-
wicklungslindern breitete sich die Armut weiter
aus, und selbst dort, wo makrookonomische
Erfolge sichtbar wurden wie in Ost- und Siidost-
asien, spitzten sich die sozialen Gegensitze zu.
Biirgerkrieg, Flucht. Verschuldung, Raubbau an
den natiirlichen Ressourcen und wirtschaftliche
Abhidngigkeit bestimmten mehr denn je den All-
tag der meisten Staaten des Siidens. Dies ndhrte
Zweifel an der Richtigkeit-des eingeschlagenen
Entwicklungsweges. Die Kritik am westlichen
Modernisierungsmodell artikulierte sich auf zwei-

1 Vgl Richard F Behrendt, Soziale Strategie fiir Entwick-
lungsldander. Frankfurt am Main 1965.
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erlei Weise: einmal in den neomarxistisch und
polittkonomisch inspirierten Dependenztheorien,
zum anderen in Rekonstruktionsversuchen tradi-
tionaler Kultur. Letztere nahmen vor allem den
Aspekt der Verwestlichung ins Visier. Sie trage die
Hauptschuld an den krisenhaften Zustinden, denn
vor allem ihr seien Werteverfall und daraus resul-
tierende geistige und moralische Orientierungs-
losigkeit anzulasten. Religion als gesellschaftliche
Sinnstiftung erhielt damit einen neuen Stellenwert.

In der Tat schwappt seit den siebziger Jahren eine
Welle der religiosen Erneuerung iiber die Welt.
Diese ,,Rache Gottes* an der Moderne? ist keines-
wegs nur auf die islamischen Staaten des Nahen
und Mittleren Ostens beschridnkt, sondern hat
auch Europa, die USA, Lateinamerika und Asien
erfal3t. Judentum, Christentum, Hinduismus und
Buddhismus sind davon gleichermallen betroffen
wie der Islam.

Auf dem Vormarsch ist dabei ein orthodoxes Reli-
gionsverstandnis. Der damit verbundene, freilich
nicht immer zutreffende Fundamentalismusver-
dacht erkldrt, warum gerade in Siidostasien die
religiose Erneuerungsbewegung auf reges Inter-
esse stoflt. Nicht nur sind hier gleich mehrere
Weltreligionen heimisch; auch die einzelnen Staa-
ten der Region sind im Sinne John S. Furnivalls
plurale Gesellschaften®, gekennzeichnet durch
eine groBe ethnische, religiose und linguistische
Heterogenitit. So sind die Mehrheit der Bewohner
Indonesiens, Malaysias und Bruneis sunnitische
Muslime. Hingegen ist in Festlandsiidostasien mit
den Staaten Myanmar (Birma), Thailand, Laos
und Kambodscha der Theravada-, in Vietnam der
Mahayana-Buddhismus beheimatet. Die Filipinos
sind mehrheitlich Katholiken. Daneben leben aber
nennenswerte islamische Minderheiten im Siiden
der Philippinen, in Siidthailand, Myanmar, Kam-
bodscha und Singapur, christliche Minderheiten in
Indonesien, Malaysia, Vietnam, Myanmar und Sin-

2 Vel Gilles Kepel, Die Rache Gottes. Radikale Moslems,
Christen und Juden auf dem Vormarsch, Miinchen 1994°.
3 Vgl J. S Furnivall, Plural Societies, in: Hans-Dieter Evers
(Hrsg.), Sociology of Southeast Asia. Readings on Social
Change and Development, Kuala Lumpur 1980, S. 86-96.
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gapur, in Indonesien und Malaysia auBerdem
Buddhisten, Taoisten und Hinduisten.

Angesichts dieser Vielfalt stellt sich die Frage, in-
wieweit mit der religiosen Erneuerungswelle
Gefahren fiir die politische Stabilitdat der Staaten
Siidostasiens verbunden sind. Werden durch sie
ohnehin prekire gesellschaftliche Gleichgewichte
grundlegend verschoben, Toleranz. Kompromif3-
und Konsensfahigkeit einer massiven Belastungs-
probe unterzogen? Wird damit die sidkulare Staats-
idee zuriickgedrangt, und finden mit ihr die Vertre-
ter jener Thesen neue Bestitigung, die in
asiatischen Religionen schon immer ein Demokrati-
sierungshindernis par excellence erblicken wollten?

Zur Beantwortung dieser Fragen erweist es sich als
zweckmalig, zunichst auf das Verhiltnis von Poli-
tik und Religion im postkolonialen Siidostasien
einzugehen. Im Anschluf daran werden die
Erscheinungsformen, Tragerschichten und Ursa-
chen der religiosen Erneuerung sowie die Reak-
tion des Staates auf die Renaissance der Religio-
nen beleuchtet. AbschlieBend wird nach den
Perspektiven der politischen Entwicklung Siidost-
asiens unter dem Einflu} religioser Erneuerungs-
bewegungen gefragt.

II. Religion und Politik im
postkolonialen Siidostasien

Die Religion spielte in der Politik des postkolonia-
len Stidostasien eine unterschiedliche Rolle. Mehr
oder weniger gemeinsam ist jedoch den meisten
Regierungen das Bestreben, sie zu entpolitisieren.
Ursédchlich dafiir ist der plurale Charakter dieser
Staaten und die damit verbundene hohe Anfillig-
keit fiir gewaltsame Konflikte zwischen den Volks-
und Religionsgruppen. Nicht zuletzt deswegen
iiberwiegt heute mit Ausnahme der ,Malaiisch-
Muslimischen Monarchie™ (Melavu Islam Beraja)
Brunei das sikulare Prinzip®.

Mobilisierungsfunktionen und identititsstiftende
Wirkungen kamen den Religionen in der Unab-
hangigkeitsbewegung einiger Staaten zu. Dies gilt
fiir den Islam in Indonesien, wo die 1912 gegriin-
dete Sarekat Islam ein erstes Sammelbecken der
Nationalbewegung darstellte’, und den Buddhis-

4 Val. Volker S. Stahr, Siidostasien und der Islam. Kultur-
raum zwischen Kommerz und Koran, Darmstadt 1997,
S. 178-190.

5 Vgl M. C. Ricklefs, A History of Modern Indonesia since
c. 1300, Basingstoke 1991, S. 166 ff.
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mus in Myanmar. Dort hatte der Monch U Ottama
1920 das General Council of Sangha Sameggi
gegriindet, das mit seiner antibritischen Agitation
im Gegensatz zu den sdkularen Organisationen
auch die lidndlichen Massen erreichte®.

Bis zum Zeitpunkt der Unabhingigkeit hatte sich
jedoch in den meisten Staaten Siidostasiens die
Idee des sdkularen Nationalstaats durchgesetzt.
Daran dnderte auch wenig, dafl der Buddhismus in
den Verfassungen von Laos, Kambodscha und
Myanmar zwischenzeitlich in den Rang einer
Staatsreligion erhoben wurde’. Auch in Indonesien
wurde hart darum gerungen, welche Stellung der
Religion nach der Unabhangigkeit zukommen
sollte. Mit seiner genialen Eingebung, der Verfas-
sung fiinf Prinzipien (Pancasila) voranzustellen,
suchte der spitere Griindungsprisident des unab-
hingigen Indonesien, Achmed Sukarno, diesen
Konflikt zu entschirfen. Die fiinf Prinzipien lau-
ten: Glaube an einen Gott, Humanitit, Einheit
Indonesiens, soziale Gerechtigkeit und Demokra-
tie. Mit der Formulierung ,Glaube an einen
Gott™® war dafiir gesorgt, daf auch Christen, Bud-
dhisten und Hinduisten thren Platz in dem neuen
Staat finden konnten. Einer Diskriminierung nicht-
islamischer Religionen schien damit vorgebeugt.
Auch wenn dies einer Einschrinkung der Religi-
onsfreiheit gleich kam, denn Atheismus war damit
per definitionem ausgeschlossen, stelliten die funf
Prinzipien eine salomonische Losung dar: Indone-
sien war damit weder islamischer noch sikularer
Staat.

Den Befurwortern eines islamischen Staates ging
der Pancasila-Katalog in dieser Form freilich nicht
weit genug. Sie erzwangen den Zusatz ,,Glaube an
Gott, mit der Verpflichtung fiir die Muslime isla-
misches Recht anzuwenden™. Damit hatte die
Scharia Eingang in die indonesische Verfassung
gefunden. Diese als Jakarta Charter bekanntge-
wordene Ergianzung der Praambel fand jedoch in
der einen Tag nach der Unabhéngigkeitserkldarung,
am 18. August 1945, verkiindeten Verfassung
keine Beriicksichtigung mehr’.

6 Vgl. Robert H. Taylor, The State in Burma, London 1987,
S. 181,

7 Vgl Yoneo Ishii, Sangha, State, and Society. Thai Bud-
dhism in History, Honolulu 1986, S. 36.

8 Vgl. Republic of Indonesia. The 1945 Constitution of the
Republic of Indonesia. Jakarta 1996; Tiga Undang Undang
Dasar. Undang-Undang Dasar 1945. Konstitusi Republik In-
donesia Serikat 1950. Undang-Udang Dasar Sementara Re-
publik Indonesia 1950, Surabaya 1994, S. 5 ff.

9 Vgl Anthony H. Johns, Indonesia. Islam and Cultural
Pluralism, in: John L. Esposito (Hrsg.), Islam in Asia. Reli-
gion, Politics, and Society. New York — Oxford 1987, S. 210;
Martin van Bruinessen, Islamic State or State Islam? Fifty
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Damit war fiir die néchsten 15 Jahre eine der
Hauptkonfliktlinien der indonesischen Politik vor-
gezeichnet. Von da an war es das Hauptziel des
politischen Islam, eine Revision der Verfassung im
Sinne der Jakarta Charter zu erzwingen. Die 1955
gewihlte Konstituante, deren Aufgabe die Ausar-
beitung einer neuen Verfassung war, zerbrach an
diesem Konflikt und gab damit Prisident Sukarno
die Handhabe, das bis dahin recht offene politi-
sche System durch die autoritire Ordnung einer
~gelenkten Demokratie® zu ersetzen.

Schon zuvor hatte die Auseinandersetzung um die
Stellung des Islam die junge Republik vor Zerreil3-
proben gestellt. Sie fiihrte in mehreren Provinzen
zu Rebellionen islamistischer Krifte. Noch 1948,
wihrend sich die Republik verzweifelt gegen die
wiedergekehrte hollindische Kolonialmacht zu
behaupten suchte, rief der Mystiker S. M. Kartosu-
wirjo in Westjava einen Islamischen Staat aus.
Seine Darul Islam-Bewegung bekdmpfte die Re-
publik in einem Guerilla-Krieg, der Anfang der
funfziger Jahre auch auf die Provinzen Aceh und
Stidsulawesi tibergriff und erst Mitte der sechziger
Jahre endgiiltig beigelegt werden konnte.

Ungeachtet der Tatsache, da3 nur knapp iiber die
Hilfte der Malaysier Muslime sind, erkldrt die
malaysische Verfassung den Islam zur Staatsreli-
gion. Diese Festlegung ist Teil des Verfassungs-
kompromisses von 1957, der den politischen Fiih-
rungsanspruch der malaiischen Volksgruppe als
»Sohne der Erde™ (bumiputeras) begriindet. So
stellt die Verfassung eine unauflésliche Verbin-
dung von Islam und Malaientum her'’, die durch
die Stellung der malaiischen Erbherrscher — der
Sultane — als nominelle Oberhdupter der Glied-
staaten und ihre damit verbundene Rolle als
Schutzpatrone des Islam untermauert wird'".

Gleichwohl ist Malaysia im wesentlichen ein sdku-
larer Staat geblieben. Grundvoraussetzung dafiir
ist die in der Verfassung enthaltene Garantie der
Religionsfreiheit (Art. 3), die auch in den anderen
Staaten Sidostasiens zu den verbrieften Grund-
rechten gehort. Dies schlieB3t jedoch nicht aus, daB
— wie in Thailand — Staat und Religion seit jeher in
einem symbiotischen Verhiltnis zueinander ste-

Years of State-Islam Relations in Indonesia, in: Ingrid Wessel
(Hrsg.), Indonesien am Ende des 20. Jahrhunderts. Analysen
zu 50 Jahren unabhingiger Entwicklung, Hamburg 1996,
S. 19-34.

10 Die Verfassung definiert

folgendermalien: ,Malay

means a person who professes the Muslim religion, habitually -

speaks the Malay language. conforms to Malay customs.*
Constitution of Malaysia, Article 160 (2).

11 Vgl Fred R. von der Mehden, Malaysia, Islam and Mul-
tiethnic Politics, in: J. L. Esposito (Anm. 9), S. 187 f.
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hen. Der Staat, verkorpert in-der Monarchie, bie-
tet dem buddhistischen Monchsorden, der Sangha,
Schutz und materielle Sicherheit, wihrend die
Sangha den Staat und seine Herrschaftsordnung
durch ihre Mitwirkung an staatlichen Zeremonien
mit sakralen Weihen und moralischer Legitimitit
versicht. Dieses Zusammenspiel von Staat und
Religion kommt in dem von Konig Vajiravudh
im frithen 20. Jahrhundert als Grundpfeiler einer
nationalen Ideologie formulierten Dreiklang von
»Nation, Konig und Buddhismus* zum Ausdruck.

Jenseits ihrer legitimatorischen Funktionen ist die
Sangha ihrem Selbstverstindnis nach unpolitisch,
stellt doch die Einmischung in weltliche Angele-
genheiten einen Verstofl gegen die monchische
Disziplinarordnung, die Vinaya, dar. Freilich hielt
sich die Sangha nicht immer an deren Grundsitze.
So agitierte der Monch Kittiwuttho Bikkhu in den
turbulenten Jahren nach dem Sturz der Thanom-
Praphat-Diktatur (1973) im Zusammenspiel mit
der militirnahen Nawaphol-Bewegung gegen
linksgerichtete Studenten, Bauernverbinde und
Gewerkschaften. Seine Tiraden gipfelten in der
Aussage, da3 es kein Vergehen sei, Kommunisten
zu toten'®. Zur gleichen Zeit formierten sich refor-
mistische Monche, die vor allem im armen Nord-
osten des Landes Sozialarbeit leisteten und politi-
sche Parteien mit sozialistischer Programmatik
unterstiitzten. In den achtziger und neunziger Jah-
ren sind buddhistische Monche auch in der
Umweltbewegung und NGOs — den Nichtregie-
rungsorganisationen — aktiv. Wie eingangs des
Abschnitts bereits angedeutet, kennt auch die
birmanische Sangha politische Traditionen. Sie
spielte eine bedeutende Rolle in der Volkserhe-
bung des Jahres 1988, und auch nach deren bluti-
ger Niederschlagung nahm sie eine kritische Hal-
tung gegen die Militdarjunta des State Law and
Order Restoration Council (SLORC)" ein'. In
Siidvietnam hatten buddhistische Aktivisten im
Jahre 1963 mafBigeblichen Anteil am Sturz des
(katholischen) Diktators Ngo Dinh Diem.

Auf den Philippinen ist die Trennung von Staat und
Kirche verfassungsmafig verankert. Dennoch ver-
fugte vor allem die katholische Amtskirche stets
iiber einen weitreichenden politischen Einflu3. In
den Jahren der Marcos-Diktatur (1972-1986)
wuchs sie dabei immer mehr von einer den Status

12 Vgl. Somboon Suksamran, Buddhism and Politics in
Thailand, Singapore 1982, S. 135.

13 Seit November 1997 umbenannt in State Peace and De-
velopment Council (SPDC).

14 Vgl. Bruce Matthews, Buddhism under a Military Re-
gime. The Iron Heel in Burma, in: Asian Survey, 33 (April
1993) 4, S. 408-423,
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quo stabilisierenden Kraft in die Rolle einer Ersatz-
opposition hinein. Ein Teil des Klerus stand auf
dem Boden der Befreiungstheologie und sympathi-
sierte mehr oder minder offen mit dem bewaffne-
ten Kampf der maoistisch orientierten New
People’s Army (NPA) und ihrem politischen Arm.
der National Democratic Front (NDF). Beim Sturz
des Diktators im Februar 1986 spielte die Kirche
durch die Mobilisierung von People’s Power eine
Schliisselrolle. DaB3 der kirchliche Einflu8 auf die
Politik auch in der Gegenwart ungebrochen ist. ver-
deutlichten in den vergangenen Jahren die Kam-
pagnen gegen die Familienplanungspolitik der
Regierung und Verfassungsinderungen. die auf
eine Aufhebung der Wiederwahlbeschriankungen
fiir hohe politische Amter abzielten. Als potentiel-
ler HauptnutznieBer der Verfassungsinderungen
verzichtete Prasident Fidel V. Ramos schlieBlich
auf eine zweite Amtszeit, als der Erzbischof von
Manila, Kardinal Jaime Sin, eine Neuauflage von
People’s Power zu inszenieren begann.

Die politische Kontrolle uiber die Religionen liegt
in Indonesien, Kambodscha, Myanmar und Brunei
in den Hinden eines Ministeriums fiir religiose
Angelegenheiten, in Thailand wird sie durch das
Erzichungsministerium ausgeiibt. In der Fodera-
tion Malaysia sind die Einzelstaaten fiir religiose
Angelegenheiten zustindig. Dessen ungeachtet
wurde jedoch im Amt des Ministerprasidenten
eine Abteilung fiir religiose Angelegenheiten
angesiedelt — ein Hinweis auf die grole Bedeu-
tung, die man im multiethnischen Malaysia religio-
sen Fragen zuerkennt. Rechtliche Grundlage fiir
die staatliche Kontrolle tiber den buddhistischen
Monchsorden sind in Thailand die Sangha-Gesetze
von 1902, 1941 und 1962. Sie entwarfen eine straff
durchhierarchisierte, dem staatlichen Verwal-
tungsaufbau entlehnte Ordensstruktur, die der
Sangha kaum Spielraume zur Selbstverwaltung
belieB. In besonders priagnanter Form kommt die
staatliche Oberhoheit iber die Sangha in den
Ernennungsfunktionen des Monarchen zum Aus-
druck, der sowohl den Obersten Patriarchen
(Sangha raja) als auch den Hochsten Ordensrat
(Mahatherasamakom) bestellt".

DaB auch die indonesische Regierung bei der Kon-
trolle des Islam wenig dem Zufall iiberlieB3, zeigte
1975 die Griindung eines Rates der Muslimischen
Rechtsgelehrten (Majlis Ulama Indonesia), der als
Transmissionsriemen fiir die Akzeptanz der staat-
lichen Entwicklungspolitik in der Gemeinde der

15 Vgl. Heinz Bechert, Buddhismus, Staat und Gesellschaft
in den Lindern des Theravada-Buddhismus, Frankfurt am
Main — Berlin 1966, S. 185; S. Suksamran (Anm. 12), S. 29.
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islamischen Glédubigen (wmma) zu sorgen hat.
Dies geschieht durch die Anfertigung von Rechts-
gutachten (fatwa), deren Funktion es ist. die
Vereinbarkeit umstrittener staatlicher Entwick-
lungsmalinahmen mit islamischen Grundsitzen
nachzuweisen. Ein Beispiel dafiir war die Fami-
lienplanungspolitik in den siebziger Jahren'®. Auch
Vietnam zwang die religiosen Gemeinschaften in
staatlich gelenkte Organisationen wie etwa die
Vietham Buddhist Church (VBC), das Committee
for the Solidarity of Vietnamese Catholics oder die
Union of Patriotic Priests. Sie alle unterstehen der
Vietnamesischen Vaterlandsfront, einem Sammel-
becken der Kommunistischen Partei fiir gesell-
schaftliche Massenorganisationen'”.

Giinstiger Nidhrboden fiir politische Parteien mit
religioser Programmatik fand sich in Siidostasien
vor allem in den mehrheitlich islamischen Staaten
Indonesien und Malaysia. In Indonesien konkur-
rierten in der Phase der parlamentarischen De-
mokratie (1950-1957) gleich mehrere islamische
Parteien. Gemeinsamer Ausgangspunkt war die
Masyumi, eine 1943 von den japanischen Besat-
zern gegriindete islamische Sammelbewegung zur
Unterstiitzung der japanischen Kriegsziele. Sie
wurde allerdings schon bald nach der Unabhiéngig-
keit durch die Abspaltung der Partai Serikat Islam
Indonesia (PSII) und der cher traditionalistisch
ausgerichteten Nahdlatul Ulama (NU) stark
geschwicht und kam bei den bislang einzigen
freien Wahlen des Landes im Jahre 1955 iiber ent-
tauschende 20.9 Prozent der Wihlerstimmen nicht
hinaus. Auch gemeinsam verfiigten die islamischen
Parteien mit 43,5 Prozent iiber keine parlamentari-
sche Mehrheit. Dennoch avancierte die Masyumi,
die fiir einen modernistischen Islam stand, zur
Haupttriebkraft der Bemiihungen, den Islam mit
Hilfe der Jakarta Charter starker in der Verfassung
zu verankern. Sie wurde 1960 wegen ihrer Beteili-
gung an einer CIA-gestiitzten Rebellion abtriin-
niger Offiziere von Staatsprasident Sukarno ver-
boten.

Sukarnos Nachfolger Hadji Mohamed Suharto
und grofle Teile der Armee teilten angesichts der
zahlreichen islamisch inspirierten Aufstandsbewe-
gungen in den fiinfziger Jahren das Mi3trauen
gegeniiber dem politischen Islam. Daran konnte
auch die tatkiftige Mitwirkung der orthodoxen
Muslime bei der Ausschaltung der Kommunisti-
schen Partei (PKI), in deren Verlauf mehrere hun-
derttausend Indonesier umkamen, nichts dndern.
Eine Wiederzulassung der Masyumi kam fiir

16 Vegl. M. van Bruinessen (Anm. 9), S. 24.
17 Vgl. Neue Ziircher Zeitung vom 25. Mirz 1994,
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Suharto nicht in Frage. Vielmehr betrieb er bis
Ende der achtziger Jahre eine konsequente Depo-
litisierung des Islam, zumal dieser nach Ausschal-
tung der Kommunisten einzige Quelle organisier-
ter politischer Opposition blieb'®. Ein Meilenstein
war dabei 1973 die Fusion aller islamischen Par-
teien zur Vereinigten Entwicklungspartei (PPP).
Die PPP sah sich damit jedoch dem gleichen
Dilemma ausgesetzt wie seinerzeit die Masyumi.
Angesichts sehr unterschiedlicher Islamauslegun-
gen und politischer Interessen waren interne Kon-
flikte vorprogrammiert. Die PPP wurde damit
manipulierbar durch das Regime, das vor allem
auf Personalentscheidungen Einfluf nahm. Die
Nahdlatul Ulama verliel3 1984 als Konsequenz der
parteiinternen Dauerquerelen die PPP und kehrte
in ihre frithere Rolle als sozio-religiose Vereini-
gung zuriick. Hohepunkt der Mafinahmen zur Ent-
politisierung des Islam war jedoch die 1985 ver-
figte Unterwerfung aller Massenorganisationen —
inklusive der politischen Parteien — unter die
Staatsphilosophie Pancasila als einzig legitime
ideologische Grundlage. Fiir die PPP bedeutete
dies den Verzicht auf den Einsatz islamischer Sym-
bole zur Wihlermobilisierung'’.

Ohne die Beschriankungen von Pancasila vermag
die Parti Islam Se-Malaysia (PAS) offener fiir die
Schaffung eines islamischen Staates und die
Scharia in Malaysia einzutreten. Ihre Hochburgen
befinden sich im Osten der Malaiischen Halbinsel.
1993 beschlofl die PAS-gefiihrte Landesregierung
des Gliedstaates Kelantan die Einfithrung der
im Koran vorgesehenen korperlichen Strafen
(hudud). Der Beschluf3 hat jedoch keine bindende
Wirkung, da dazu die Bundesverfassung gein-
dert werden miiBite. AuBerhalb ihrer Hochburg in
Kelantan blieben der PAS bisher jedoch nennens-
werte Wahlerfolge versagt. Vor allem bei bundes-
weiten Wahlen kam sie kaum iiber den Rang einer
Splitterpartei hinaus, was auch mit dem verzerren-
den Moment des in Malaysia geltenden Mehrheits-
wahlrechts zu tun. Das Wihlerpotential der PAS
liegt in der malaiischen Volksgruppe bei immerhin
30 Prozent, so daf} sie vor allem fiir die im Regie-
rungsbiindnis der Nationalen Front (Barisan Na-
sional) dominante, aber gleichfalls um die malai-
ischen Wiihler werbende United Malays National
Organization (UMNO) eine stete Gefahr darstellt.
Versuche, sie in die Barisan Nasional (BN) zu

18 Vgl Franz Magnis-Suseno, Indonesischer Islam: wohin?,
in: ASIEN, (April 1994) 51, 8. 8.

19 Vgl. Michael R. I. Vatikiotis, Indonesian Politics under
Subarto. Order. Development and Pressure for Change,
London — New York 1993, S, 122.
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kooptieren, erwiesen sich als kurzlebig. Nach nur
dreijahriger Mitgliedschaft schied die PAS 1977
wieder aus der BN aus. Seit threr Regierungsiiber-
nahme in Kelantan (1990) wird sie von der Bun-
desregierung durch eine sogenannte political reces-
sion bekdampft — was gleichbedeutend ist mit der
Abkoppelung Kelantans von Fordermitteln und
Projekten des Bundes.

Wenn auch in den anderen Staaten politische Par-
teien bestenfalls nominell religiose Beziige aufwei-
sen, so bedeutet dies nicht, dal3 die Religionen in
der parteipolitischen Auseinandersetzung nicht
prasent sind. So verfiigen die Philippinen iiber
eine lange Tradition der Hirtenbriefe und Wahl-
empfehlungen, in denen die Katholische Kirche
von der Kanzel aus Einfluf3 auf die Wahlentschei-
dung der Glaubigen zu nehmen sucht. Die Iglesia
ni Kristo-Sekte geht sogar noch einen Schritt wei-
ter: Sie schreibt ihren Glaubigen bindend vor, wel-
chen Kandidaten sie ihre Stimme zu geben haben.
Selbst im buddhistischen Thailand spielen die Klo-
ster eine bedeutende Rolle 1im Wahlkampf.
Obwohl die Vinaya den Monchen politische Akti-
vitaten verbietet, ist der von ihnen auf das Wahl-
verhalten der Bevolkerung ausgehende informelle
Einfluf3 betridchtlich.

Neben den politischen Parteien sind vor allem
religiose Vereinigungen ein wichtiges Vehikel zur
Durchsetzung religioser Interessen. In Indonesien
sind dies die 1912 gegriindete Muhammadiyah
sowie die Nahdlatul Ulama (gegriindet 1926).
Beide verstehen sich als sozio-religiose Organisa-
tionen, deren Anliegen das Wohlergehen der
Muslime und die Vertretung spezifisch islami-
scher Interessen ist. Sie betreiben eine Vielzahl
sozialer Einrichtungen, Schulen und Universiti-
ten. Mit jeweils 20 bis 30 Millionen Mitgliedern
sind sie nicht nur bei Wahlen ein politischer
Machtfaktor. Dem Suharto-Regime war dieser
Tatbestand stets wohlbewult: Durch personalpo-
litische Manipulationen versuchte das Regime,
einen regierungsfreundlichen Kurs sicherzustel-
len. Wihrend die Muhammadiyah einen moder-
nistischen. von lokalem Brauchtum gereinigten
Islam vertritt und hauptsichlich in den urbanen
Zentren heimisch ist, baut die NU auf eine cher
traditionalistische Islamauslegung. Sie stiitzt sich
vor allem auf religiose Lehrer (kiai) und ist vor-
wiegend im lindlichen Raum Mittel- und Ostja-
vas vertreten. Dagegen ist in Thailand der Ein-
fluB religioser Vereinigungen wie der Buddhist
Association oder der Young Buddhist Association
stark riickliufig.
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IIT. Siidostasien und die religiose
Erneuerungswelle

Seit Ende der siebziger Jahre geriet auch Siidost-
asien in den Sog der weltweiten religiosen Erneue-
rungswelle. Sie erfaBte zuerst die islamischen
Gesellschaften. Doch auch in den nichtislamischen
Gesellschaften der Region griff die ,,Rache Got-
tes* um sich. So entstanden in Thailand buddhisti-
sche Erneuerungsbewegungen, die sich scharf von
der Sangha-Biirokratie abgrenzen. Die drei, die
dabei die groBte Aufmerksamkeit auf sich zogen,
sind Dhammakaya, Santi Asoke und die (schon
dltere) Suan Moke-Bewegung des Buddhadasa®.
Selbst in den sozialistischen Gesellschaften Indo-
chinas erfahrt der Buddhismus eine Renaissance.
Auf den iiberwiegend katholischen Philippinen
schlieBlich waren es charismatische Bewegungen
und protestantische Evangelisten (born agains),
die sich rasch auf Kosten der Amtskirche ausbrei-
teten.

Ohne Zweifel am stiarksten schlagt die religiose
Erneuerung jedoch im Islam auf das Alltagsleben
durch. Vordergriindige Indizien sind die strengere
Befolgung der rituellen Vorgaben wie das tagliche
flinfmalige Beten, der Besuch der Freitagsandacht
in der Moschee, die Einhaltung der Fastenregeln
im Ramadan und die Pilgerfahrt nach Mekka
(haj). Mehr Muslime beachten die islamischen
Kleidungs- und Speisevorschriften, Koran-Studien-
gruppen verzeichnen wachsendes Interesse, Fir-
men, Hotels und Behorden richteten Gebetsraume
fir die Gldubigen ein, und arabisches Vokabular
hielt iber die BegriiBungsfloskel assalam alaikum
(Friede sei mit Dir) hinaus Einzug in den Alltag.
Schulen, die den gidngigen sdkularen Facherkanon
mit einem speziellen islamischen Curriculum kom-
binieren (madrasahs), befinden sich seither ebenso
im Aufwind wie die Hochschulen der Muhamma-
diyah oder die vom Staat seit Beginn der sechziger
Jahre eingerichteten islamischen Universititen
(IAIN). Koranrezitationswettbewerbe, Seminare
und Vortragsveranstaltungen zu theologischen Fra-
gen, die vermehrte Priasenz religioser Themen in
den Medien, Arabischkurse im staatlichen Fernse-
hen und eine kaum noch tiberschaubare Flut von
Buchpublikationen und Pamphleten sind weitere
Merkmale des islamischen Erwachens.

20 Vgl. Peter A. Jackson, Buddhism, Legitimation and

Conflict: The Political Functions of Urban Thai Buddhism,
Singapore 1989,
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Die Kehrseite der islamischen Identitéitsfindung ist
eine zunehmend kritischere Sicht des Westens und
seines Entwicklungsmodells. Sie koinzidiert zu
Beginn der neunziger Jahre mit den Bestrebungen
verschiedener asiatischer Regierungen, die be-
stehenden autoritiren politischen Systeme der
Region als Ausflul spezifisch asiatischer Werte
und Traditionen zu interpretieren. Dabei geht es
vor allem um die Abwehr liberalen Gedankenguts
mit seiner Betonung individueller Rechte, denen
der Westen universalen Geltungsanspruch bei-
mifit. Orthodoxe Auslegungen sowohl des Islam
als auch des Konfuzianismus boten dabei zahlrei-
che Ankniipfungspunkte, der westlichen Betonung
individueller Rechte Kollektivrechte und eine
Pflichtenlehre entgegenzustellen?’. Die asiatische
Wertehypothese mag als Vielzweckwaffe einsetz-
bar sein”? — ihrer Dimonisierung des Westens
lagen jedoch vor allem in den islamischen Staaten
primdr innenpolitische Ziele zugrunde. Es ging
dabei darum, durch ideologische Zugestandnisse
dem islamistischen Diskurs Wind aus den Segeln
zu nehmen.

Dafiir gab es gute Griinde, ging doch mit der isla-
mischen Erneuerung ein Erstarken modernisti-
scher und fundamentalistischer Auslegungen ein-
her, die den Islam weniger als Religion denn als
ein alle Lebensbereiche iibergreifendes System
interpretieren. Daraus speisen sich Forderungen
nach einem islamischem Staat, zumindest aber —
wenn dies wie in Indonesien in Widerspruch zur
herrschenden Staatsideologie steht — nach einer
islamischen Gesellschaft. Wie schon zu Beginn des
Jahrhunderts, als die modernistische Islamausle-
gung in Siidostasien Full zu fassen begann, kamen
dabei in erheblichem MaBe nahostliche Einfliisse
zum Tragen. Es waren vor allem Studierende an
Hochschulen arabischer Linder, die einen militan-
teren Islam mit nach Hause brachten. 1997 studier-
ten rund 3 000 Indonesier in Agypten. wo sie an
den Hochburgen der Islamwissenschaft wie der
renommierten A/ Azhar Universitit in Kairo mit
fundamentalistischen Ideen in Beriithrung kamen.
Doch unerwarteterweise kehrten auch viele Absol-
venten westlicher Universitidten als iiberzeugte
Islamisten in ihre Heimat zuriick. Fundamentali-
sten nahmen sie im Gastland unter ihre Fittiche
und halfen ihnen auf ihre Weise, den Kulturschock

21 Zum Verhiltnis von Rechten und Pflichten im Islam vgl.
Bassam Tibi, Krieg der Zivilisationen. Politik und Religion
zwischen Vernunft und Fundamentalismus, Miinchen 1998
S. 148 ff.

22 Mehr dazu bei Jirgen Riiland, Keine Chance fiir die
Demokratie in Asien? Anmerkungen zur west-Ostlichen
Wertedebatte, in: WeltTrends, (1996) 12, S. 53-80.
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dieser oft aus einfachen lindlichen Verhiltnissen
stammenden Studenten und den akademischen
Leistungsdruck zu bewiltigen.

Zwar kamen auch politischen Ereignissen auBer-
halb der Region wie dem arabischen Olboykott
gegen den Westen (1973) und der iranischen Revo-
lution (1979) katalytische Wirkungen fiir das isla-
mische Erwachen in Siidostasien zu, doch mehr als
anderswo war dieses hier auf hausgemachte Ursa-
chen zuriickzufiihren. Vor allem die Universititen
entwickelten sich dabei zu Hochburgen eines mili-
tanteren Islam. Angesichts von Studentenprote-
sten gegen die autoritdren Regime und die darauf
folgende Depolitisierung des Campuslebens ver-
blieben die Moscheen als die einzigen staatsfreien
Raume. Sofern sich an den Hochschulen iiber-
haupt politische Opposition regen konnte, geschah
dies zumeist im Schutze der Moscheen und artiku-
lierte sich in Forderungen nach einer angemesse-
neren politischen Rolle des Islam. In Indonesien
avancierte vor allem die Salman Moschee an der
Technischen Hochschule Bandung unter dem Ein-
fluB des wortgewaltigen Predigers Imaduddin
Abdulrahim zur Speerspitze der islamistischen
Opposition.

Unbewaltigte Modernisierungsfolgen bildeten eine
weitere Ursache fiir das Erstarken des Islam. Der
rapide soziale und kulturelle Wandel, der mit dem
atemberaubenden Wirtschaftswachstum der acht-
ziger und neunziger Jahre einherging und in einem
kriaftigen Urbanisierungsschub zum Ausdruck
kam, hinterlieB bei vielen Muslimen gravierende
Orientierungsprobleme. Dies gilt vor allem fiir die
Verlierer der Modernisierung: kleine Ladenbesit-
zer, Bazarhindler, Handwerker, Opfer von Land-
vertreibungen und Migranten, die auf der Suche
nach Arbeit in die Stidte stromten, um dort in den
wild wuchernden Slums zu enden oder im infor-
mellen Sektor eine prekdre Existenz zu fristen.
Aber auch viele Angehdrige des neuen Mittelstan-
des — hohere Verwaltungsbeamte, Angestellte in
der Privatwirtschaft und Freiberufliche — entdeck-
ten die Religion neu. Gerade bei letzteren handelt
es sich um die erste Generation sozialer Aufsteiger
aus landlichem Milieu, die ihrer tiefen psychischen
und kulturellen Verunsicherung durch ein Festhal-
ten an den landlichen Lebensgewohnheiten zu
begegnen suchen. In Gesellschaften mit erhebli-
chen rechtsfreien Raumen erleben gerade sie tag-
taglich die Unwigbarkeiten einer modernen Exi-
stenz. Gemeinsam ist all diesen Gruppen die
Suche nach Halt, Identitat und sozialer Sicherheit.
Der Islam scheint ihnen eben dies zu bieten.
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Dafiir sorgen vor allem islamische Organisationen
und Stiftungen mit ihren dichtgekniipften sozialen
Netzwerken, Dienstleistungen und Karitativen
Projekten. In Malaysia sind vor allem die Dakwah-
(Missionierungs-)Bewegungen ABIM (Angkatan
Belia Islam Malaysia), Perkim, Jama’'at Tabligh
und A/ Argam in dieser Hinsicht aktiv. Sie alle ste-
hen fiir einen islamistischen Kurs. Die 1971
gegriindete islamische Jugendorganisation ABIM
beispielsweise vermochte es, die Zahl ihrer Mit-
glhieder bis Mitte der achtziger Jahre von 300 auf
iiber 35000 zu erhohen. Ihr politischer Kurs und
ihr Islamverstdandnis — zeitweise beeinfluBt durch
die pakistanische Jamaat-i-Islami und die nahost-
lichen Moslembruderschaften — standen der PAS
niher als der UMNO und der Regierung”. Auch
in Indonesien avancierte insbesondere die jiingere
Generation zu Tragern der Islamisierung. Wie in
Malaysia gehen dabei vor allem von studentischen
Organisationen wie der Himpunan Mahasiswa
Islam (HMI) und der lkatan Mahasiswa Muham-
madiyah wesentliche Impulse aus.

Die Pathologien der Modernisierung sind auch in
Thailand eine der Hauptursachen fiir das Wieder-
erstarken des Buddhismus. Soziale und regionale
Disparitiaten, Umweltprobleme, AIDS, Drogen-
sucht, Prostitution und kulturelle Verfallsprozesse
sind Themen, deren sich vor allem die Bewegung
des Buddhadhasa und Santi Asoke annehmen.
Sie wenden sich gegen die Auswiichse und mora-
lisch korrumpierenden Einfliisse des Kapitalismus
und propagieren eine Riickkehr zu einfacheren
Lebensformen. Gemeinsam ist ihnen eine anti-
liberale und antikapitalistische Grundeinstellung.
Buddhadasas Dhammic Socialism und gandhia-
nisch inspirierte Gedankenfragmente einer ,,Bud-
dhistischen Okonomie* fanden Eingang in den
sogenannten Community Culture-Ansatz, dem sich
Teile der in den achtziger Jahren sprunghaft ge-
wachsenen NGO-Gemeinde verschrieben. Deren
Ziel bestand nicht nur in einem Empowerment
benachteiligter Bevolkerungsgruppen, sondern
auch in der Forderung eines Entwicklungsideals,
das Natur, Religion und Okonomie wieder in
Einklang bringen wollte. Ein offenkundiger Sitten-
verfall in der Sangha, deren Integritat durch Kor-
ruptionsskandale und Sex-Affdaren prominenter
Monche in Frage gestellt wurde, beschleunigte den
Zulauf zu den Erneuerern.

23 Fir Details zum Verhiltnis der einzelnen Gruppen un-
tereinander, ihrer theologischen Ausrichtung und ihren Zie-
len siche Jomo Kwame Sundaram/Ahmed Shabery Cheek,
The Politics of Malaysia’s Islamic Resurgence, in: Third
World Quarterly, 10 (April 1988) 2, S. 848 -868.
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Die Reaktion des Staates auf die islamische
Erneuerungswelle war eine Mischung aus Anpas-
sung und verschirfter Repression. Wihrend in
Malaysia die Regierung Mahathir schon friih, seit
Beginn der achtziger Jahre, Anstrengungen unter-
nahm., sich an die Spitze der Islamisierungstenden-
zen zu stellen, sah sich in Indonesien der Suharto-
Staat erst ab 1985 zu einer islamfreundlicheren
Politik in der Lage. Voraussetzung dafiir war die
Verabschiedung eines Gesetzes, das den Pancasila-
Pluralismus zur alleinigen weltanschaulichen
Grundlage des indonesischen Staates erhob. Letzt-
endlich waren es jedoch eliteninterne Gegensitze,
die Suharto Anfang der neunziger Jahre zu einer
Anniherung an den Islam bewegten®. Ziel dieses
liberraschenden Schachzugs war es, seinen schwin-
denden EinfluB im Militar zu kompensieren.
Ungeachtet unterschiedlicher Motive und Zeit-
punkte fiir die Anndherung an den Islam gleichen
sich jedoch in beiden Landern die Einbindungs-
strategien.

— Proislamische Rhetorik und Symbolik: In Malay-
sia machen es sich vor allem die Hinterbiankler der
UMNO und die UMNO-Jugendorganisation zur
Aufgabe. islamischen Themen Gehor zu verschaf-
fen. Sie brauchen dabei weniger Riicksichten auf
-die Befindlichkeiten der anderen Volksgruppen zu
nehmen als Spitzenfunktiondre der Partei und
Kabinettsmitglieder. Mit Hilfe dieser parteiinter-
nen Arbeitsteilung gelang der UMNO bislang der
schwierige Spagat, auf der einen Seite ein mul-
tiethnisches Regierungsbiindnis zu fiihren, sich
andererseits jedoch als Sachwalter malaiisch-isla-
mischer Interessen zu profilieren. An die Adresse
der muslimischen Bevolkerung richtet sich natur-
gemdld auch das staatliche Bemiihen, die sittlich-
ethischen Grundwerte des Islam fiir das Wohl des
Gemeinwesens als Ganzes hervorzuheben. Ebenso
nahtlos fiigt sich in Indonesien die Pilgerreise des
Suharto-Clans nach Mekka im Jahre 1991 in dieses
Bild eines proislamischen Populismus ein.

— Staatliche Patronage: Auf Legitimitdtsgewinne in
den islamischen Bevolkerungsschichten richtet
sich auch die staatlicherseits betriebene, massive
materielle Forderung des Islam. Sie findet ihren
Ausdruck im Bau und der Renovierung von
Moscheen, in staatlich finanzierten Koranaus-
gaben und der Forderung der pesantren, den von
kiais geleiteten, traditionellen islamischen Schulen
im landlichen Java. Im gleichen Kontext steht die
Griindung neuer islamischer Einrichtungen. Bei-
24 Vgl. M. R.J. Vatikiotis (Anm. 19). §. 132, und Adam
Schwarz. A Nation in Waiting. Indonesia in the 1990s, Sydney
1994, S. 176.
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spiele dafiir sind die Eroffnung einer islamischen
Universitiat in Malaysia (1983), die Griindung isla-
mischer Banken in Malaysia (1984), Indonesien
(1992), Brunei und auf den Philippinen®, einer
islamischen Versicherung (Malaysia) und Denk-
fabriken wie das Institut Kajian Dasar (IKD) oder
das Center for Information and Development Stu-
dies (CIDES) in Indonesien. Der Islam-Forschung
und zugleich der Vermittlung einer der Regierung
genehmen moderaten Islamauslegung widmet sich
das auf Anregung von Premierminister Mahathir
eingerichtete Institute for Islamic Understanding
(IKIM). Demgegeniiber tritt beim Pusat Islam der
Kontrollgedanke wesentlich starker hervor. Seine
Aufgabe ist die Uberwachung der teilweise recht
militante Islamversionen propagierenden malaysi-
schen Dakwah-Bewegungen™.

— Proislamische Politik: Politische Entscheidungen
berticksichtigen mehr als in der Vergangenheit
islamische Werte- und Moralvorstellungen. Dazu
gehoren in Indonesien die staatliche Bestatigung
des islamischen Familien- und Erbschaftsrechts,
die Einstellung des staatlichen FuBball-Lottos,
harte Strafen fir Blasphemievergehen, die gesetz-
lich vorgeschriebene Kennzeichnung von Speisen
als zulassig (halal) oder unzulissig (haram) und
die Riicknahme des jilbab-Verbotes® fiir muslimi-
sche Schulmiddchen, in Malaysia Gesetzesentwiirfe
aus den Reihen der UMNO, empfindliche Strafen
auf die Apostasie (Glaubensabfall) auszuspre-
chen’, das Verbot von Body-Building- und Schon-
heitswettbewerben oder die Zensur des preisge-
kronten Films Schindler’s List™.

— Kooption: Eine in Siidostasien gingige Strate-
gie, Opposition zu neutralisieren, ist die Kooption
vermeintlicher oder tatsiachlicher politischer Geg-
ner. Nicht anders verfuhren die Regierungen mit
Wortfiihrern aus dem islamischen Lager. Ein
besonders haufig genanntes Beispiel ist die Einbin-
dung des charismatischen Studentenfiihrers und
fritheren ABIM-Vorsitzenden Anwar Ibrahim in
dic UMNO und das malaysische Kabinett Anfang
der achtziger Jahre.

25 Dabei handelt es sich um Banken, die das islamische
Zinsverbot zu umgehen suchen. Vgl. Jakarta Post vom
14. November 1996, S. 4, sowie Dawam Rahardjo, The Ques-
tion of Islamic Banking, in: Muhammed Ariff (Hrsg.), Islamic
Banking in Southeast Asia, Singapore 1988, S. 137-163.

26 Vgl. The Straits Times vom 30. Dezember 1994, S. 1;
David Camroux. State Responses to Islamic Resurgence in
Malaysia. Accommodation, Co-Option and Confrontation,
in: Asian Survey, XXXVI (September 1996) 9. S. 858.

27 Der jilbab ist eine islamische Kopfbedeckung fiir Frauen,
28 Vgl. The Straits Times vom 17. April 1998.

29 Vgl. Far Eastern Economic Review vom 11. September
1997, 8. 20, und vom 18. Dezember 1997, S. 4445,
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Als noch kontroverser erwies sich die Griindung
eines Verbandes der Indonesischen Muslim-Intel-
lektuellen (ICMI) im Dezember 1990. Uber des-
sen Funktionen herrscht noch immer Uneinigkeit
unter Beobachtern. Die meisten sahen in ihm ein
Vehikel Suhartos zur Integration der unruhigen
islamischen Vordenker in den Pancasila-Staat.
Andere freilich wollten in dem schillernden Ver-
band eher den Versuch erblicken, eine Hausmacht
fiir den seit Mai 1998 amtierenden Suharto-Nach-
folger Bacharuddin Jusuf Habibie aufzubauen. Die
Schwierigkeiten, die Funktionen und Ziele von
ICMI einzuschitzen, ergeben sich auch aus der
Heterogenitit seiner Mitgliedschaft. Diese reicht
von hochrangigen Ministerialbeamten und Politi-
kern der staatstragenden GOLKAR-Bewegung
iiber nahezu das gesamte Spektrum der Islam-Ver-
sionen, von moderaten Traditionalisten iiber Mo-
dernisten aus alten Masyumi-Familien bis hin zu
militanten Islamisten. Vor allem letztere Gruppe
wollte Suharto durch ICMI in das Regime inte-
griert wissen. ICMIs Kernanliegen ist die Verbes-
serung der Lebensbedingungen der Muslime, ihre
okonomische Emanzipation sowie eine ihrem Be-
volkerungsanteil entsprechende politische Re-
prasentation. Viele ICMI-Aktivisten sahen die
Christen in Kabinett, Militar und Wirtschaft iiber-
reprasentiert — daher ihre Forderung nach einem
Marsch durch die Institutionen. In der Tat gibt es
einen Zusammenhang zwischen der Existenz von
ICMI und einem Dechristianisierungsprozef3 in
Kabinett, Biirokratie und Militar.

Doch folgten ldngst nicht alle Muslim-Intellektuel-
len dem Werben von ICMI. Einer seiner vehemen-
testen Kritiker ist der NU-Vorsitzende Abdurrah-
man Wahid. Wahid sieht vom Wirken von ICMI
grole Gefahren fiir das im Pancasila-Konzept
angelegte Toleranzgebot ausgehen. ICMI vertiefe
die ethnischen und religiosen Gegensitze in Indo-
nesien. Wahids Antwort auf ICMI war die Griin-
dung des Forum Demokrasi, eines interkon-
fessionellen Gremiums fithrender indonesischer

Intellektueller™.

— Proislamische Aufenpolitik: Sowohl Malaysia
als auch Indonesien unterhielten seit jeher enge
Beziehungen zu arabischen Staaten wie Saudi-
Arabien, Agypten. dem Irak und den Golf-Emira-
ten. Die Pilgerfahrten zu den heiligen Stétten des
Islam, Studienaufenthalte und die Beschiftigung

30 Vgl Douglas E. Ramage, Politics in Indonesia. Demo-
cracy. Islam and the Ideology of Tolerance. London 1995:
Nasrullah Ali-Fauzi (Hrsg.), ICMI. Antara Status Quo dan
Demokratisasi, Bandung 1995,
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von Gastarbeitern in den Olstaaten sorgten fiir
standige Kontakte und schufen gemeinsame Inter-
essen. Wihrend jedoch in der Aullenpolitik Malay-
sias in den achtziger und neunziger Jahren ein
schirferes islamisches Profil deutlich zu Tage tritt,
begniigte sich Indonesien mit proislamischer Rhe-
torik. So setzte sich Malaysia mit Nachdruck fiir
die palédstinensische Sache ein. Kritisierte den
Staatsbesuch des israelischen Prisidenten Chaim
Herzog 1986 in Singapur und bezog Stellung gegen
die amerikanische Politik im Golfkrieg. Malaysia
nahm Bosnienfliichtlinge auf und entsandte ein
Kontingent von 1 500 UN Peace keeping-Soldaten
ins ehemalige Jugoslawien®. Sogar das geheiligte
Nichteinmischungsprinzip der ASEAN wurde
tiber Bord geworfen, als 1992 250 000 Angehdorige
der muslimischen Rohingya-Minderheit aus Myan-
mar nach Bangladesch flohen. Kuala Lumpurs
Zorn richtete sich unzweideutig gegen die Gene-
ralsjunta in Rangun., deren Repressionspolitik
gegen Minderheiten als Hauptgrund fiir den Exo-
dus angesehen wurde. Auch in der 1970 gegriinde-
ten Organisation Islamischer Staaten (OIC) enga-
gierte sich Malaysia, im Juni 1997 wurde es
zusammen mit Indonesien Griindungsmitglied der
D-8-Gruppe, eines Verbundes islamischer Staaten,
mit der Funktion, Gegenmacht gegen die G-8 der
fiihrenden Industriestaaten zu entwickeln®. Dage-
gen tarierte Indonesien pro-islamische Wendungen
stets durch den Verweis auf weitere Grundpfeiler
seiner AulBlenpolitik aus. Dazu gehort seit Mitte
der achtziger Jahre vor allem die Blockfreienbewe-
gung”. Gemeinsam ist beiden Staaten allerdings
eine unverkennbare Distanz gegeniiber radikalen
islamischen Staaten wie Libyen, dem Sudan oder
dem Iran, deren fatalen Einflufl auf das prekire
Gleichgewicht zwischen den Volksgruppen und
Religionsgemeinschaften sie fiirchten.

Entsprechend kennzeichnet in beiden Fallen kom-
promiBlose Hirte die Haltung des Staates gegen-
tiber radikalen Islamversionen. Freilich blieben
religios motivierte Gewaltakte in Stidostasien spo-
radisch, sieht man einmal von den muslimischen
Separatistenbewegungen im Siiden der Philippi-
nen und in der indonesischen Provinz Aceh ab.
Malaysia reagierte auf islamischen Extremismus

31 Vgl Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 26. Juli 1995,
8.2

32 Mitglieder sind Agypten, Bangladesch, Indonesien, Iran,
Malaysia, Nigeria, Pakistan und die Tirkei.

33 Vgl dazu Michael R. J. Vatikiotis, Indonesia’s Foreign
Policy in the 1990s, in: Contemporary Southeast Asia, 14
(Mirz 1993) 4. S.352-367; Leo Suryadinata: Islam and Su-
harto’s Foreign Policy. Indonesia, the Middle East and Bos-
nia, in: Asian Survey, XXXV (Miirz 1995) 3, S, 291 -303.
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stets mit der Anwendung seines drakonischen
Gesetzes tiber die innere Sicherheit (Internal Secu-
rity Act, ISA), so zuletzt im August 1994 gegen die
Al Argam-Sekte. Al Argam wurde unter anderem
zur Last gelegt, terroristische Selbstmordkomman-
dos auszubilden. Das Suharto-Regime ging teil-
weise noch einen Schritt weiter. Muslim-Aus-
schreitungen, die 1984 ihren Ausgang von einer
Moschee in Jakartas Hafenviertel Tanjung Priok
nahmen, wurden ebenso mit militdrischer Brachi-
algewalt beantwortet wie 1989 eine messianische
Bewegung in Lampung, Siid-Sumatra. In beiden
Fillen gab es nichtamtlichen Schétzungen zufolge
bis zu 200 Tote. Aber auch sonst lie der Staat
radikalen islamischen Gruppen wenig Spielraum.
Dies gilt fiir jermaah usroh, eine radikale islamische
Studiengruppe, studentische Aktivisten und die
Mitglieder des fundamentalistischen Dewan Dak-
wah Islamiyah Indonesia. Immer wieder wurden
Mitglieder dieser Gruppen verhaftet, unter dem
Subversionsvorwurf angeklagt und zu langjdhrigen
Freiheitsstrafen verurteilt™.

Einen anderen Verlauf nahm die Entwicklung in
Thailand. Auch hier wurden in den achtziger Jah-
ren heterodoxe religiose Bewegungen verfolgt.
Dies gilt insbesondere fir die Santi Asoke, deren
Griinder, der ehemalige Fernsehjournalist Photi-
rak, sich 1975 von der Sangha lossagte. Repres-
sionsmaBnahmen gegen Santi Asoke nahmen an
Scharfe zu, als ab Mitte der achtziger Jahre Teile
der Bewegung mit der von Chamlong Srimuang
gegriindeten Phalang Dharma-Partei in Verbin-
dung gebracht wurden. Chamlong, selbst Santi
Asoke-Mitglied, wurde 1985 und 1990 zum Gou-
verneur von Bangkok gewihlt, nicht zuletzt des-
halb, weil er mit den Werten, die Santi Asoke pro-
pagierte, Wahlkampf betrieb und als ,Mr. Clean®
groflen Anklang beim Mittelstand Bangkoks fand.
Photirak wurde 1995 nach langen juristischen Aus-
einandersetzungen zu einer Bewahrungsstrafe ver-
urteilt. Angesichts einer fortschreitenden politi-
schen Liberalisierung, die nicht mehr — wie friiher
autoritire Ordnungen — auf religiose Legitimati-
onsquellen angewiesen ist, wollen Beobachter
darin em zunehmendes Desinteresse des Staates
erkennen, sich mit abweichenden religiosen Bewe-
gungen auseinanderzusetzen®.

34 Vgl. M. R.J. Vatikiotis (Anm, 19), S.125; A. Schwarz
(Anm. 24), S. 179.

35 Vgl Peter A. Jackson, Withering Centre, Flourishing
Margins. Buddhisms’s Changing Political Roles, in: Kevin
Hewison (Hrsg.), Political Change in Thailand. Democracy
and Participation, London 1997, S. 91.
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I'V. Religiose Erneuerung: Eine
Gefahr fiir den sdkularen National-
staat und die Demokratisierung?

Damit kommen wir zu den eingangs aufgeworfe-
nen Fragestellungen zuriick. Gehen mit der reli-
giosen Erneuerung Gefahren fiir den sidkularen
Nationalstaat und Demokratieblockaden einher?
Ist die religiose Erneuerung nur ein Vorbote fiir
das Entstehen eines idhnlich aggressiven und
gewaltbereiten Fundamentalismus, wie ihn Bas-
sam Tibi fiir den Islam des Nahen und Mittleren
Ostens beschrieben hat**?

Alle drei Fragen lassen sich mit unterschiedlicher
GewiBheit verneinen. Gravierende Einbriiche der
Religion in das Prinzip des sdkularen National-
staats sind vorerst nicht zu befiirchten. Diese Aus-
sage gilt vor allem fiir die buddhistischen Staaten
Festlandsiidostasiens und die mehrheitlich katholi-
schen Philippinen. Die buddhistischen Erneue-
rungsbewegungen in Thailand versuchen zwar Ein-
fluB auf den Staat zu gewinnen, beschrinken sich
dabei aber darauf, moralisch-ethischen Prinzipien
Geltung zu verschaffen und Modernisierungsaus-
wiichse zu bekampfen. Ein Streben nach Uber-
nahme politischer Verantwortung durch die San-
gha ist nirgends erkennbar. Selbst die Phalang
Dharma-Partei, die noch am echesten politische
Ambitionen und religiose Prinzipien miteinander
verkniipfte, geriet seit Anfang der neunziger Jahre
immer stirker in das Fahrwasser ihres sikular
orientierten Fliigels. Eine prinzipielle Infragestel-
lung des Dualismus von Kirche und Staat 1d63t sich
auch auf den Philippinen weder bei den christli-
chen Erneuerungsbewegungen noch bei der Amts-
kirche ausmachen.

Unter gewissen Vorbehalten trifft der obige
Befund auch auf die mehrheitlich muslimischen
Staaten zu. Sowohl in Malaysia als auch in Indone-
sien fordert der Staat einen ,kulturellen Islam*.
Jegliche Islamisierung der Politik ist jedoch Ana-
thema. Zwar gibt es in beiden Staaten deutlich
mehr Gegner des sikularen Nationalstaats, doch
ebenso eindeutig blieben die Verfechter eines isla-
mischen Staates bislang eine Minderheit. Allzu
evident sind selbst vielen Muslimen dessen Folge-
wirkungen fiir plurale Gesellschaften. Die Einfiih-
rung eines islamischen Staates wiirde sowohl in
Malaysia als auch in Indonesien groBBe innenpoliti-
sche Spannungen heraufbeschworen und den

36 Vgl u.a. Bassam Tibi, Die fundamentalistische Heraus-
forderung. Der Islam und die Weltpolitik, Miinchen 1993,
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Bestand des Staates gefdhrden. Einen Vorge-
schmack darauf lieferten in Indonesien die
pogromartigen Ausschreitungen der letzten Mo-
nate gegen Chinesen und Kirchen, wobei aller-
dings viele Beobachter davon ausgehen, dafi die
Unruhen von einer Fraktion innerhalb des Militdrs
bewuBt geschiirt wurden®.

Die Attacken auf den sakularen Nationalstaat hal-
ten sich freilich nur solange in Grenzen, wie
Modernisierungskrisen und die Pathologien der
Moderne vom Staat beherrschbar erscheinen. Die
Gefahren wachsen indes, wenn es den Regierun-
gen nicht gelingt, der sozialen Folgen der derzeiti-
gen Wihrungs- und Finanzkrise Herr zu werden.
Damit wiirde es Kritikern des sidkularen, westlich
beeinfluBten Modernisierungsmodells leicht ge-
macht, mit Hilfe sozialer Gerechtigkeitsrhetorik
und antiwestlicher Verschworungstheorien die not-
leidenden Massen hinter sich zu bringen. Derar-
tige Zusammenhidnge sollten auch der Internatio-
nale Wihrungsfonds (IWF) und die westlichen
Regierungen bei ithrem Krisenmanagement nicht
tibersehen. Die mangelnde Sozialvertriaglichkeit
der IWF-Medizin wird dem Westen zur Last gelegt
und liefert fundamentalistischen Demagogen die
Argumente frei Haus.

Sind die religiosen Erneuerungsbewegungen ein
Demokratisierungshindernis? Auch fiir diese An-
nahme gibt es keine zwingenden Belege. Thesen
dieser Art griinden auf starren essentialistischen
Interpretationen und beliebigen Exegesen kanoni-
scher Texte ohne hinreichende Beriicksichtigung
der gelebten Religion und der Vielfalt ithrer Ausle-
gungen. Sowohl die Philippinen als auch Thailand
haben in den vergangenen Jahren erhebliche
Demokratisierungsfortschritte aufzuweisen. In bei-
den Fillen gibt es plausible Argumente fiir die
These, daB3 die dortigen Demokratien bereits in
die Konsolidierungsphase eingetreten sind. Zwar
ist die Erneuerungsbewegung Dhammakaya straff
paramilitarisch durchorganisiert, zwar vertritt sie
alles andere als politisch progressive Werte und
findet ihre Klientel in wohlhabenden, konservati-
ven Segmenten der Thai-Gesellschaft, aber ihr
politisches SendungsbewuBtsein fiir einen religios
bestimmten Gesellschaftsentwurf zu unterstellen
ginge zweifellos zu weit. Insofern treffen jene Ana-
lysen eher zu. die in Dhammakaya primér eine
Anpassung der Religion an die moderne Konsu-
mentenkultur sehen, ein Heilsangebot, das kiduf-
lich zu erwerben ist. Niels Mulder schlieit daraus
auf eine politisch eher neutrale Wirkung der

37 Vgl Far Eastern Economic Review vom 23. Juli 1998,
S.23-27.
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Erneuerungsbewegungen, er versteht sie als Teil
einer neuen Mittelschichten-Identitat, Religion
gewissermaflenn als Ornament und Ritual, ohne
moralische und ethische Substanz*®. Ahnlich argu-
mentiert Raymond Lee. Er sieht in den Erneue-
rungsbewegungen eine Analogie zum Markt. Die
fortschreitende 6konomische — und teilweise auch
politische — Liberalisierung findet ihre Entspre-
chung im religiosen Bereich durch ¢ine Auswei-
tung des religiosen Angebots™. Santi Asoke und
die Swuan Moke-Bewegung weisen zwar antilibe-
rale und antikapitalistische StoBrichtungen auf,
aber was auf den ersten Blick als Kapitalismuskri-
tik schlechthin aufscheint, richtet sich in erster
Linie gegen eine Kapitalismusversion, die durch
ungeziigelte Gewinnsucht und die wahllose Ver-
nichtung gemeinschaftlicher Lebensgrundlagen
gekennzeichnet ist. Der frithere Gouverneur von
Bangkok, Chamlong Srimuang, als besonders prin-
zipientreues Santi Asoke-Mitglied in den achtziger
Jahren mitunter als thailindischer Khomeini
ddmonisiert, war 1992 immerhin der Wortfiihrer
der Demokratiebewegung gegen die Putschisten-
clique des National Peace Keeping Council
(NPKC) unter General Suchinda Kraprayoon.
Auch in anderer Hinsicht ging von Santi Asoke
und Suan Moke durchaus emanzipatorische Wir-
kung aus. Viele ihrer Ideen fanden Eingang in die
rege NGO-Bewegung, die in den achtziger Jahren
entstand. Die damit verbundenen Ziele wie soziale
Gerechtigkeit, Empowerment benachteiligter Ge-
sellschaftsgruppen und die Intensivierung des ent-
wicklungspolitischen Diskurses stehen jeder De-
mokratie gut zu Gesicht. Anstatt die Religion im
Staat zu verankern, haben sie sie zu einem
Bestandteil der Zivilgesellschaft gemacht.

Noch weniger haltbar wire es, auf den Philippinen
vom Christentum als einem Demokratiehindernis
zu sprechen. Die Katholische Kirche war mal3geb-
lich am Sturz des Diktators Marcos beteiligt, und
sie ist auch nach dem Wiedererstarken ihres kon-
servativen Fliigels wihrend der Prisidentschaft
Cory Aquinos nicht zu der den Status quo legiti-
mierenden Rolle der vorkonziliaren Zeit zuriick-
gekehrt. Thr jingster Widerstand gegen geplante
Verfassungsianderungen hat die Demokratie inso-
fern gestarkt, als er ins offentliche BewuBtsein rief,
daf} eine Verfassung eine politische Grundordnung

38 Vgl Niels Mulder, The Urban Educated Middle Stratum
and Religion in Southeast Asia, in: Hans-Dieter Evers/Sha-
ron Siddigue (Hrsg.), Religious Revivalism in Southeast Asia,
Sojourn, 8 (Febr. 1993) 1, Special Focus, S. 184194,

39 Vgl. Raymond Lee. The Globalization of Religious
Markets: International Innovations; Malaysian Consumption,
in: ebd., S. 35-61.
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ist, die man nicht nach Belieben tagespolitischen
Vorteilen dienstbar machen darf. Im iibrigen
haben ihre Hirtenbriefe und Wahlempfehlungen
an Wirksamkeit eingebiifit. Mit dem im Mai 1998
gewdhlten Prasidenten Joseph Estrada zog nach
Fidel V. Ramos nun schon zum zweiten Male ein
Kandidat in den Malacanang-Palast ein, der im
Wahlkampf ohne die Unterstiitzung der Kirche
auskommen mufite.

GroBere Schwierigkeiten bereitet die Beurteilung
des Islam. Vor allem im Westen sind fiir viele
Islam und Demokratiefeindlichkeit synonym. Sa-
muel P. Huntington beispielsweise verweist darauf,
dal3 fast nirgendwo in der islamischen Welt demo-
kratische Willensbildungsstrukturen Fuf3 zu fassen
vermochten®. Eine derartige Sichtweise beruht
freilich auf dem bereits an anderer Stelle kritisier-
ten Essentialismus. Oft liegt ihr dariiber hinaus
eine unzuldssige Gleichsetzung von Islam und Isla-
mismus/Fundamentalismus zugrunde. Dieser Hin-
weis soll jedoch nicht die Tatsache verschleiern,
daB der Fundamentalismus in der Tat demokratie-
feindlich ist — ein Punkt, in dem sich auch die
Islamwissenschaftler weitgehend einig sind. Doch
gerade im Islam, dem — wie Lorenz Miiller hervor-
hebt*! — eine autoritative Instanz wie der Papst im
Katholizismus fehlt, gibt es eine so gro3e Band-
breite von Auslegungen, daf} sich grobe Verallge-
meinerungen von selbst verbieten. Nicht umsonst
wird in Staaten wie Indonesien unter Muslim-
Intellektuellen ein lebhafter Diskurs iber die
Kompatibilitdit von Islam und Demokratie ge-
fiihrt*.

Versucht man aus diesem Diskurs in der hier gebo-
tenen Kiirze auch auf die Gefahr grober Vereinfa-
chungen ein vorlaufiges Fazit herauszudestillieren,
so ergeben sich folgende Punkte.

Erstens: Nur wenige Muslim-Intellektuelle sehen
einen Gegensatz von Demokratie und Islam. Die-
jenigen, die dies tun, berufen sich darauf, daB
Demokratie eine sdkulare politische Ordnung dar-
stellt, der Islam hingegen eine gottliche. Das in der
Demokratie zentrale Prinzip der Volkssouverini-
tat stehe im Widerspruch zur Souverénitit Gottes.

40 Vgl. Samuel P. Huntington, Kampf der Kulturen. Die
Neugestaltung der Weltpolitik im 21. Jahrhundert, Miin-
chen — Wien 1996, S. 28, 177, 309.

41 Vgl. Lorenz Miiller, Islam und Menschenrechte. Das
Bild im Westen und die arabisch-sunnitische Diskussion, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/97, §. 22.

42 Einen ausgezeichneten Uberblick dazu bietet Masykuri
Abdillah, Responses of Indonesian Muslim Intellectuals to
the Concept of Democracy (1966-1993). Hamburg 1997. Auf
Masykuris Werk beruhen auch die folgenden zusammen-
fassenden Bemerkungen zu dieser Diskussion.
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Zweitens: Entsprechend hilt die Mehrzahl der Dis-
kutanten Islam und Demokratie fiir kompatibel.
Allerdings begreifen auch sie den Islam als ein
ganzheitliches, Politik und Gesellschaft durchdrin-
gendes System. Dies erklart indes, warum es sich
im Verstandnis dieser Intellektuellen um keine
liberale Demokratie, sondern eine eigene, islami-
sche Form der Demokratie handelt. Drittens: Bei
der Mehrzahl der islamischen Intellektuellen, vor
allem der jiingeren Generation, ist die Bereitschaft
zur Kontextualisierung der offenbarten Wahrhei-
ten durch jjtihad (individuelle religiose Interpreta-
tion) verbreitet. Sie sind auf diese Weise eher mit
demokratischen Pramissen in Einklang zu bringen.

Dennoch 1dBt dieser Diskurs entscheidende Fra-
gen offen. Allzu oft stellen die Diskussionen auf
abstrakter Ebene eine Kompatibilitit zwischen
islamischen Werten und Demokratie her, wenn es
jedoch um die konkrete Anwendbarkeit geht,
begniigt man sich mit vagen Verweisen auf die
erforderliche Ubereinstimmung mit der Scharia.
Da diese jedoch wie etwa die hadd-Strafen oder
die Ungleichbehandlung der Frau auf Koranstellen
mit ,absolutem Geltungsanspruch® beruhen, er-
gibt sich daraus ein eindeutig weniger demokra-
tisches Staatswesen als das einer liberalen De-
mokratie. Vor allem bei’ Amien Rais, dem
Vorsitzenden der Muhammadiyah, der sich in den
letzten Monaten des Suharto-Regimes als politi-
sche Alternative zu profilieren suchte, finden sich
derartige Positionen — etwa mit Blick auf die Stel-
lung der Frau oder von Minderheiten. Trotz ihrer
Sympathien fiir demokratische Verfahrensweisen
und Prinzipien, die auch in liberalen Demokratien
einen zentralen Stellenwert einnehmen, konnen
die Verfechter einer islamischen Gesellschaft den
Verdacht nicht ausrdumen, daB ein auf islamische
Prinzipien gegriindetes Staatswesen leicht moni-
stisch umzuinterpretieren ist. Es sind die erheb-
lichen Grauzonen der Islamauslegung, die Gefah-
ren fir die Demokratie heraufbeschworen.

SchlieBlich gibt es eine Minderheit unter den Mus-
lim-Intellektuellen, die Religion als Privatangele-
genheit betrachten und fiir einen sidkularen Staat
im Sinne des Pancasila-Pluralismus eintreten. Den
Islam interpretieren sie nicht als Einheit von Reli-
gion und Staat, sondern lediglich als ein den siku-
laren Staat erginzendes Werte- und Rechtssystem.
Der Islam soll nach ihrer Vorstellung ein Bestand-
teil der Zivilgesellschaft werden®. Der NU-Vorsit-

43 Vgl. Suara Demokrasi Gus Dur, ,Saya Ingin NU Jadi
Gerakan Kultural®, in: Abdurrahman Wahid u.a., Zaman
Baru Islam Indonesia. Pemikiran dan Aksi Politik, Bandung
1998, S. 272.
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zende Abdurrahman Wahid als der profilierteste
dieser Autoren geht sogar noch einen Schritt wei-
ter. Er unterstellt einem ‘Tei! der Islamgelehrten,
daB sich ihr Verhiltnis zur Demokratie lediglich
auf ein Zweck-Mittel-Verhiltnis reduziere. Die
Demokratie sei in Staaten mit groBem islamischen
Bevolkerungsanteil ein geeignetes Mittel, die
Macht im Staate zu erringen, um dann allerdings
ein islamisches Staatswesen zu errichten, das nur
wenig Ubereinstimmung mit demokratischen Prin-
zipien aufweise.

Ungeachtet dieser Gegensatze sind sich jedoch die
meisten Beobachter darin einig, daB sich der siid-
ostasiatische Islam grundlegend von nah- und mit-
telostlichen Varianten unterscheidet™. Dies hingt
mit der Geschichte seiner Ausbreitung zusammen.
Zum einen erreichte der Islam die stidostasiatische
Inselwelt im 13./14. Jahrhundert relativ spit, zum
anderen verband er sich in der Folge mit vorislami-
schen animistisch-mystischen und hinduistisch-
buddhistischen Kulturelementen. Daraus entstand
ein synkretistischer Islam, der — wie Bernhard

44 Vegl. Robert W. Hefner, Islam in an Era of Nation-States:
Politics and Religious Renewal in Muslim Southeast Asia, in:
Robert W. Hefner/Patricia Horvatich (Hrsg.), Islam in an Era
of Nation States. Politics and Religious Renewal in Muslim
Southeast Asia, Honolulu 1997. S. 21.
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Dahm anmerkt — durch eine unterschiedliche Syn-
these von Islam und adat (vorislamischen Kultur-
elementen) gekennzeichnet ist, woraus sich die
Vielfalt vor allem des indonesischen Islam ablei-
tet”. Die Spannbreite dieses islamischen Pluralis-
mus hat Clifford Geertz zwischen abangan-Islam —
einem nur nominellen Islam, der stark von vorisla-
mischem und javanischem Brauchtum durchsetzt
ist — und den santri — schriftglaubigen Muslimen —
festgemacht™. Bis vor kurzem war die Mehrheit
der indonesischen Muslime der abangan-Variante
zuzuordnen. Umstritten ist jedoch, inwieweit mit
der religiosen Erneuerungswelle eine ,Santrifi-
zierung”, d. h. eine Purifizierung des Islam einher
ging, die vor allem in den abangan-Hochburgen
Militir und Biirokratie an Boden gewonnen hat.
Ungeachtet dieser Kontroverse herrscht jedoch
weitgehender Konsens dariiber, daf3 diese Vielfalt
einen toleranteren Islam als anderswo hervorge-
bracht hat. Dem Vordringen eines radikalen Isla-
mismus stehen damit historisch-kulturelle Siche-
rungen entgegen.

45 Vgl. Bernhard Dahm, Islam in Sumatra, in: Werner
Draguhn (Hrsg.), Der Einfluff des Islams auf Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft in Stidostasien, Mitteilungen des In-
stituts fiir Asienkunde, Nr. 133, Hamburg 1983, S. 57.

46 Vgl. Clifford Geertz, The Religion of Java, Chicago —
London 1960, S. 121-131.
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Siegfried Bottcher

Andere Werte und Handlungsrahmen in Ostasien

Konsequenzen fiir Deutschland

I. Das andere Ostasien

Im folgenden sollen Werte und Handlungsrahmen
in Ostasien — der Region Ostlich von Indien bis
Japan — im Vergleich zum Westen — Westeuropa
und Nordamerika — vorgestellt werden'. Ostasien
stellt fiir den Westen nicht nur eine wirtschaftliche
Herausforderung in quantitativem Sinne dar. viel-
mehr befindet sich dieser in einer tiefgehenden,
qualitativ-geistigen Auseinandersetzung mit Ost-
asien, die in eine bessere Einsicht in das Andersar-
tige des fernen Erdteils und in einen Dialog mit-
einander miinden sollte.

Ostasien als wichtigstes Gegeniiber des Westens
ist ein sehr groBer und iiberaus heterogener Raum
mit erheblichen religios-kulturellen Unterschieden
und entsprechend unterschiedlichen Werten und
Verhaltensweisen’. Aus diesem Raum sollen drei
bestimmende und unterschiedliche Kultur- und
Wirtschaftsregionen — malaiisch gepragte Linder,
Japan und Siidkorea sowie der groBchinesische
Kultur- und Wirtschaftsraum einschliefSlich der 50
bis 60 Millionen Auslandschinesen — der Betrach-
tung zugrunde gelegt werden.

Unter einer Kultur- und Wirtschaftsregion werden
im folgenden Wirkungszusammenhédnge zwischen
zugrundeliegenden Volkscharakteren, adaptierten
Religionen und Lebensphilophien sowie endoge-
nen sozio-okonomischen Prozessen verstanden.
Natiirlich kann man derartige Wirkungszusam-
menhénge nicht im naturwissenschaftlichen Sinne
beweisen wollen. Es ist vielmehr davon auszuge-
hen, daf} sich diese im Zeitverlauf herausgebildet
haben.

1 Unter Werten werden allgemeine, wiinschens- und nicht
wiinschenswerte Einstellungen verstanden, die ein langfristig
angelegtes Verhaltensmuster in Richtung auf bestimmte
Ziele — in Praferenz zu anderen — steuern.

2 Dies gilt vor allem im Vergleich zum relativ ,einheitlich®
strukturierten Westen, der bei allen Differenzierungen im
gemeinsamen griechisch-romischen-christlichen Boden seine
Wurzeln hat.
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1. Anhaltende Werte- und Verhaltensdifferenzie-
rungen

Konfuzius soll einmal vor ca. 2 500 Jahren gesagt
haben: ,Alle Menschen sind gleich, nur ihre
Gewohnheiten (gemeint waren die Verhaltenswei-
sen/der Verf.) sind unterschiedlich.® Und Lin
Yutang, ein fast zeitgenossischer Philosoph, hat
dazu vor etwa 70 Jahren ergédnzend niedergeschrie-
ben: ,,Die Unterschiede liegen in den Formen des
Zusammenlebens. Dies einsehen heiit eine
Grundlage zu verniinftiger Kritik zwischen den
Volkern schaffen.*

Es sollte eigentlich nicht verwundern, wenn Wir-
kungszusammenhidnge in anderen Kultur- und
Wirtschaftsregionen als unterschiedlich zum We-
sten begriffen werden. Verwunderlich ist nur, daf
diese Unterschiede im Westen zumeist ungeni-
gend wahrgenommen und unzureichend in hiesige
Uberlegungen einbezogen werden.

Die bislang oft getriibte bis falsche Wahrnehmung
w~anderer Welten" beruht einmal auf unserer west-
zentrierten Sicht und auf tduschenden. formalen
Ahnlichkeiten an der Oberfliche, hinter denen
sich jedoch groB3e inhaltliche Unterschiede des
gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen
Ablaufs verbergen. So funktioniert beispielsweise
die . Konsensdemokratie™ in Japan ganz anders als
die . Konfrontations- und Diskussionsdemokratie*
in westlichen Liandern. Die tagtagliche Praxis ist
aufgrund der anderen soziokulturellen Hinter-
griinde anders — ungeachtet aller angeblich gleich-
machenden Globalisierungs- und Pluralisierungs-
tendenzen'.

Der so oft in Richtung vermeintlicher Konvergenz
bemiihte ,,Wind des Wandels™ hat in Ostasien (wie
auch in anderen Kultur- und Wirtschaftsregionen)
andere Wirkungen als im Westen’, Pluralisierungs-

3 Lin Yutang. Mein Land und mein Volk, Stuttgart (ohne
Jahresangabe). .

4 In einer vom Autor vorbereiteten Ver6ffentlichung . Be-
grenzte wirtschaltliche Globalisierung ohne menschliche
Konvergenz™ wird auf diese Problematik im einzelnen einge-
gangen werden (voraussichtlich Frithjahr 1999),

5 So tanzen z. B. junge Japaner(innen) sonntags auch vor
dem Meiji-Schrein zu modernen Techno-Rhythmen - aber
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prozesse in Ostasien zeitigen, da sie sich auf ganz
anderen Grundlagen als im Westen vollziehen,
auch andere Ergebnisse oder Zwischenergebnisse
als im Westen”.

2. Ostasiatische Andersartigkeiten im einzelnen

Die anderen Denk- und Handlungsrahmen der
Liander Ostasiens zeigen sich mit thren jeweiligen
Unterschieden auf drei Ebenen’ — der Ebene

— der religios-geistigen Grundlagen,

— der Wirtschaftsstrukturen und Wirtschaftspoli-
tiken sowie

— der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverhilt-
nisse.

Die Ebene der religios-geistigen Grundlagen

Die vielen Gottheiten im chinesischen Volksglau-
ben und im japanischen Shintoismus — bezeichnen-
derweise sind diese jeweils in einem vertikalen
Gotterpantheon eingeordnet — und die pragmati-
sche Lebensphilosophie des Konfuzianismus ste-
hen einem absoluten und personalen christlichen
Gottesanspruch im Westen gegeniiber.

Als sich die ersten christlichen Patres in Japan
bemiihten, die Bibel in die japanische Sprache zu
libersetzen, stieBen sie auf groBe Ubermittlungs-
schwierigkeiten. So verwandten sie z.B. fiir den
Begriff ,.Siinder”, womit doch eine individuelle
Beziehung zu Gott gemeint ist, die in Japan vor-
handenen Worte .,Zainin" oder ,, Toganin®, womit
aber eher ein Mensch bezeichnet wird, der gegen
Sozialnormen verstoBBen hat. Man redete so gewis-
sermalen von Anfang an aneinander vorbei. Wei-

mit synchron-gemeinschaftlichen Bewegungen aufeinander
abgestimmt, wihrend man im Westen individuell vor sich
hintanzt. Unterschiede zwischen westlichem Ego und fern-
ostlicher Wir-Auffassung machen sich auch hier bemerkbar.
Oder: Streiks werden in Japan bekanntlich nicht innerhalb
der Arbeitszeit durchgefithrt. Man verursacht keine Produk-
tionsausfille, denn man ist der Firma verpflichtet.

6 Wenn im folgenden fiir Kultur- und Wirtschaftsregionen
eine ,gewisse Determiniertheit™ iiber die Zeit — ausgehend
von den Volkscharakteren, tiber Religionen bis zur Gesell-
schaft und Wirtschaft — zugrunde gelegt wird, so ist damit si-
cherlich kein Festgelegtsein ad infinitum gemeint. Wie die
Geschichte zeigt, finden unaufhérlich Verdanderungen statt.
Diese sind aber wohl mehr als Variationen oder Neuinter-
pretationen alter Leitmotive anzusehen. Vgl. dazu Erich
Fromm, Die Seele des Menschen. Thre Fihigkeit zum Bosen
und zum Guten, Frankfurt am Main 1981. Fromm legt seinen
Uberlegungen einen Terminus der ,realen Moglichkeiten*
zugrunde, von denen ein Mensch und ein Volk zwar nicht
loskommt, die aber positiv wie negativ gelebt werden kénnen.
7 Vel Siegfried Bottcher, Ostasien denkt und handelt an-
ders: Konsequenzen fiir Deutschland, Schriftenreihe des ifo-
Instituts fiir Wirtschaftsforschung, Nr. 142, Berlin 1996.
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tere MiBverstindnisse traten auf, als von der
katholischen und evangelischen Kirche jeweils
unterschiedliche chinesische Worte fiir Gott be-
nutzt wurden. Westliche Anthropologen benutzten
in jiingerer Zeit zur Kenntlichmachung der Unter-
schiede das Gegensatzpaar: moralische Siinden-
kultur auf der westlichen Seite, soziale Schamkul-
turen auf der ostasiatischen Seite®. Damit diirften
einige der erheblichen Verstindigungsschwierig-
keiten umrissen bzw. deutlich geworden sein.

Es kommt hinzu, daBl im Gegensatz zum sichtlichen
Niedergang der christlichen Kircheninstitutionen
im Westen in Ostasien eher ein Aufblithen alter,
revitalisierter Religionsstromungen festzustellen
ist. Japan ist insgesamt Shinto-basiert geblieben’.
Der Gedanke vom Auserwahltsein — des Chiban,
also an erster Stelle stehen zu wollen — hatte sich
nach dem pazifischen Krieg vom militarisch-politi-
schen Anspruch der dreiBBiger und vierziger Jahre
auf einen wirtschaftlichen Primat verlagert. Dieser
Anspruch hat allerdings nach den 6konomischen
Krisen, vor allem der jiingsten Wirtschaftsmalaise,
erheblich an Glaubwiirdigkeit verloren.

Die gewaltsame Handelsoffnung Japans durch den
amerikanischen Admiral Perry 1854, die verhee-
rende politisch-militdrische Niederlage 1945 und
jetzt die strukturellen Finanz-, Wirtschafts- und
Politikkrisen werden wegen der damit verbunde-
nen menschlichen Verunsicherungen nicht ohne
Einflu} auf die religios-geistigen Grundlagen blei-
ben. Hinzu kommt. daf3 anldaBlich der kiirzlichen
China-Reise von Prisident Clinton die Volksrepu-
blik China von den USA eindeutig als bilateraler
strategischer Weltmachtpartner anerkannt wurde,
wihrend neben RuBland jetzt auch Japan in die
zweite Reihe verwiesen worden ist. Das wird die
Unsicherheit in Japan weiter erhohen.

Japan hat heute jedenfalls ganz erheblich an Ein-
flu verloren und ungeachtet seines nach wie vor
groffen wirtschaftlichen Gewichts wohl endgiiltig
die erhoffte Vormachtstellung in Siidostasien
zugunsten Chinas eingebiiBt"’.

In dieser tiefen Krise konnten die vielen tausend,
zumeist Shinto-basierten sogenannten ,Neuen

8 Vgl. Ruth Benedict, The Crysanthemum and the Sword,
Patterns of Japanese Culture, Tokyo 1954.

9 Nach Abschaffung des Staatsshinto durch die USA im
Jahre 1945 pragen weiterhin der Sekten- und Volksshinto so-
wie die vielen Neuen Religionen das Bild.

10 Japan hatte wihrend seiner jahrelang hohen Wachs-
tumsraten und einer damit verbundenen Ausstrahlung auf
Ostasien ein Leitbild von den sogenannten fliegenden
Wildgiinsen® mit Japan als Leitgans propagiert. Diese Vision
wurde jedoch von vornherein von China abgelehnt. Heute
gehort ein solcher Anspruch der Geschichte an.
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oder Neu-Neuen Religionen*™, die Sekten, ein Auf-
fangbecken sein, in dem entwurzelte und entmu-
tigte Japaner Zuspruch und Riickhalt finden. Ein
weiterer Zulauf zu den . ,neuen Religionen® ist des-
halb wahrscheinlich.

Auf dem Festland-China hat der Kommunismus
seine . Glaubwiirdigkeit weitgehend eingebiiBt.
Aber an seine Stelle ist die uralte chinesische
Volksglaubens-Trinitit — Reichtum, Gliick und
langes Leben — getreten. Die Bindung an alte
Volksgottheiten und auch an neu ausgelegte bud-
dhistische Stromungen, eine Riickbesinnung auf
alte Gottheiten scheint wieder zuzunehmen''. In
Taiwan trifft man fast an jeder StraBenecke auf
einen kleinen oder grofieren Volksgottheitstempel.
Es gibt sogar einen .kleinen Grenzverkehr* mit
Gotterstatuen iiber die StraBe von Taiwan. So
wurde kiirzlich eine Statue der Gottheit Matsu aus
Stidchina feierlich nach Taiwan geholt, damit diese
ihre _Kinder-Matsus® in Taiwan besuchen und
ihnen neue Krifte geben konnte.

Die Bindungen an alte Gottheiten ist auf einer
geschiftlichen Do-ut-des-Basis (Ich gebe, damit
Du gibst) angelegt. Man opfert Papiergeld und
erwartet im Gegenzug Unterstlitzung im harten
taglichen Leben, bei Examina und bei personli-
chen Problemen: alles sehr chinesisch-pragma-
tisch, sehr ergebnisorientiert gedacht. Wenn die
eine Gottheit ihren Kontrakt nicht einhilt, wech-
selt man zu einer anderen oder bestraft die kon-
traktbriichige. Diese Bindungen funktionieren und
geben Kraft. Chinesen ruhen aufgrund ihrer sehr
alten, sehr endogenen Kultur weitgehend in sich
selbst, was insbesondere im Vergleich zu den Japa-
nern auffallt.

Zur Kennzeichnung der Unterschiede zum Westen
wird in neueren chinesischen Beitrdgen darauf hin-
gewiesen, daB Auslandschinesen bei psychischen
Storungen nur wenig Hilfe von westlichen Psycho-
therapeuten erfahren kénnen'”. Man findet einfach
keinen Zugang zueinander. Die religios-geistigen
Welten sind zu unterschiedlich, als da man Men-
schen — losgelost vom kulturellen Hintergrund — auf
gleiche Weise behandeln konnte. In China selbst
gibt es kaum Psychotherapeuten; nicht nur, weil sie
vom kommunistischen Regime nicht erwiinscht
waren, sondern auch, weil sie in den chinesischen
Glaubens- und Sozialkosmos nicht hineinpallten.
Psychotherapien im Westen diirften auch eher eine

11 Vgl Ludwig und Hedwig Thamm, Gliick, Reichtum und
langes Leben. Tradition und Volksreligion im heutigen China,
Regensburg 1995.

12 Vgl. Michael Harris Bond (Hrsg.), The Psychology of the
Chinese People, Oxford 1987, 8. 209 ff.
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Folge des immer noch nachwirkenden christlichen.
sexuellen (Erb-)Siindenkomplexes und der moder-
nen, saturierten westlichen UberfluBgesellschaft in
Verbindung mit einem iibersteigerten Selbstver-
wirklichungsanspruch, dem Verlust sozialer Bezie-
hungen und einer immer geringer werdenden Fru-
strationstoleranz sein. Es sei hier nochmals an die
Unterschiede zwischen der ichbezogenen ..Siin-
denkultur® im Westen und der wirbezogenen
»sozialen Schamkultur™ in Fernost erinnert.

Da der chinesische Volksglaube vom Inhalt her
aber wohl eher riickwirts gewandt ist, diirfte er
kiinftig an Bedeutung verlieren. Die Volksgott-
heitstempel sind stark auf einzelne Familienclans
oder Gruppen ausgerichtet und konnen insofern
nicht den notwendigen ,.sozialen Bindekitt™ fiir die
sich allméahlich zersplitternden Familien liefern.

Konfuzius hat fiinf wichtige Lebensregeln hinsicht-
lich des Verhaltnisses zwischen Herrscher und
Untertan, Mann und Ehefrau, der Kinder zu den
Eltern, unter Kindern und Freunden aufgestellt.
Vier dieser Lebensmaximen waren eindeutig verti-
kal, also hierarchisch ausgerichtet, die fiinfte
diirfte sowohl die vertikalen als auch die horizon-
talen Beziehungen betreffen.

Unter diesen konfuzianischen Maximen befand sich
aber keme Regel fiir ein eindeutig horizontal ange-
legtes Verhiiltnis der Menschen zueinander — ohne
Familien- oder Sippenhintergrund. Eine solche
Maxime wurde in der dorflich strukturierten Gesell-
schaft kaum bendétigt, und sie hitte auch schlecht in
das vertikal-hierarchische Weltbild hineingepal3t.

Diese ,horizontale Liicke* konnte heute vielleicht
in Taiwan von einer schnell wachsenden buddhisti-
schen Stromung, deren Anhédnger fiir die Solidari-
tat von Mensch zu Mensch eintreten, geschlossen
werden, wobei auch die zahlenméBig rasch zuneh-
menden Community Centers eine Rolle spielen
diirften”®. Es konnte damit zur Herausbildung
eines neuen, cines sechsten Lebensprinzips: eines
solidarischen Mensch-zu-Mensch-Verhaltnisses
kommen.

Die Ebene der Wirtschaftsstrukturen und -politiken

Auf der anderen religits-geistigen Basis in Ost-
asien haben sich auch andere Marktwirtschaften
und Wirtschaftspolitiken herausgebildet.

13 Vgl. Chiu Hei-yuan, Glauben im Wandel, in: Freies
China. Nr. 2, Taipei 1992; C. K. Chang. Religion in Chinese
Society. A Study of contemporary social functions of religion
and some of their historical factors, Taipei 1994. Der Autor
wird ab Frithjahr 1999 iiber eine neuausgelegte buddhistische
Sekte und die Community Centers eine Feldstudie beginnen.
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Es wird nicht selten gefragt, ob denn etwa Japan
tiberhaupt eine Marktwirtschaft aufweise. Wenn-
gleich diese Frage ,schief® gestellt ist, so weist sie
doch darauf hin, da3 Japan und auch andere ost-
asiatische Erfolgslander wie Singapur, Taiwan und
Stidchina zwar Marktwirtschaften haben oder
zumindest marktwirtschaftliche Ansitze aufwei-
sen, diese aber anders als westliche Marktwirt-
schaften strukturiert sind und dementsprechend
anders funktionieren. Fir diese grundsatzlichen
Unterschiede habe ich die Unterscheidung zwi-
schen horizontalen Marktwirtschaften im Westen
und vertikalen Marktwirtschaften in Fernost
gepragt'’. Wihrend im Westen die entscheidenden
Parameter in der Wirtschaft die einzelnen Indivi-
duen und Firmen in horizontaler Zuordnung sind,
ist in Ostasien die vertikale Einordnung der Men-
schen und Firmen der entscheidende Parameter.

Marktwirtschaften sind nicht nach einheitlichen
oder auf Einheitlichkeit zustrebenden Kriterien
geformt: sie sind jeweils kulturaddquat zu sehen.
Formale Ahnlichkeiten im Wirtschaftsablauf kon-
nen zwar durchaus vorhanden sein; so sind z. B.
viele rechtliche Konstruktionen nach westlichem
Vorbild entstanden. Inhaltlich laufen die Prozesse
jedoch anders ab — und der westliche Fremde muf}
lernen, dies entsprechend wahrzunehmen.

Auch die Wirtschaftspolitiken sind anders als im
Westen gepriagt. Wahrend im Westen weitgehend
nur der Rahmen festgelegt wird, in dem die Wirt-
schaftssubjekte agieren, stolen wir in den ostasia-
tischen Lindern auf mehr oder weniger integrierte
Wirtschaftspolitiken mit der Regierung als Mode-
rator und Integrator. Auch hier steht eine cher
horizontal ausgerichtete westliche einer vertikal
ausgerichteten Ostlichen Wirtschaftspolitik gegen-
iiber".

Die Ebene der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
hdltnisse

Zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern bzw.
deren Gewerkschaften herrscht in Ostasien kein
Konfrontationsdenken wie im Westen — dieses
wiirde dem asiatischen Harmoniegedanken wider-
sprechen und der in China so gefiirchteten
L Unordnung™ (Luan) Vorschub leisten.

Die Lehren von Karl Marx haben deshalb in Japan
auch keinen rechten Eingang finden konnen.
Japan brauchte diesen Denker. dessen Theorie auf

14 Vgl S. Bottcher (Anm. 7)., S. 69 ff.

15 Vgl. World Bank Policy Research Report, The East
Asian Miracle, Economic Growth and Public Policy, Wa-
shington 1993,
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der Ausbeutung und Selbstentfremdung des westli-
chen Menschen fundierte, im Grunde nicht. Und
in China ist der Kommunismus letztlich auch nur
als ein Instrument notwendig gewesen, um — wenn
auch mit vielen Millionen Opfern — jahrhunderte-
lang verkrustete feudale Strukturen und patriar-
chalische Herrschaftsverhiltnisse aufzubrechen'.

3. Drei unterschiedliche Typen des Kapitalismus

Im Westen, in Japan und im chinesischen Raum
haben sich auf jeweils anderen Grundlagen drei
Kapitalismus-Typen'’ herausgebildet, und zwar

— der horizontale Marktkapitalismus westlicher
Priagung,

— der vertikale Ichiban-Kapitalismus Japans und

— der Guanxi- (oder Beziehungs-)Kapitalismus
1m chinesischen Raum,

die nebeneinander und gegeneinander bestehen.

Westlicher Marktkapitalismus

Wir gehen im Westen stets von den anonymen
Marktkriften aus, die iiber Angebot und Nach-
frage alles regeln — nach unseren Vorstellungen
gilt dies weltweit. Dabei bedenken wir gar nicht,
daf sich dieses Marktmodell in unserem westli-
chen Kulturkreis entwickelt hat, dall es also kei-
neswegs auch in anderen Kultur- und Wirtschafts-
regionen vorherrschend und pragend sein muB3.

Die westliche Okonomie, wie sie sich bei uns seit
dem 17. Jahrhundert herausgebildet hat, setzt eine
Gesellschaft voraus, die zumindest auf der forma-
len Gleichheit ihrer Mitglieder und auf deren
Gestaltungsfreiheit beruht'®. Der entscheidende
Parameter ist hier das Ich und sein 6konomisches
Interesse.

Diese horizontale Gestaltungsfreiheit hat in Ost-
asien keine Wurzeln. Dort ist eben nicht das Ego,
nicht die Beziehung zwischen gleichrangigen Part-
nern, sondern das Wir, die Familie oder die
Gruppe in vertikaler Abstufung, welche Uberord-
nung und Unterordnung einschliefit, ausschlag-
gebend.

16 Es sollte nicht verschwiegen werden, daBl die kom-
munistische Herrschaft “mit riesigen Opfern und Fehl-
allokationen verbunden gewesen ist. Vgl. Stephane Courtois
u.a., Das Schwarzbuch des Kommunismus, Miinchen 1998.
Dort wird festgestellt, daf in China wiahrend der kom-
munistischen Jahre ca. 65 Millionen Menschen umgekommen
sind.

17 Vgl S. Bottcher (Anm. 7), S. 54 ff.

18 Vgl Alfred Biirgin, Zur Soziogenese der Politischen
Okonomie. Wirtschaftsgeschichtliche und Dogmenhistori-
sche Betrachtungen, Marburg 1993.
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Der westliche Marktkapitalismus ist nur ein. wenn
auch ein sehr wichtiger Transaktionsrahmen in
einer mehrfach gegliederten Weltwirtschaft. Der
Westen bestimmt heute nicht mehr allein die Spiel-
regeln, sondern mufl sich im Rahmen der Glo-
balisierung viel intensiver als bisher mit anderen
Ordnungsvorstellungen und Wirtschaftspraktiken
auseinandersetzen, ohne sie von vornherein domi-
nieren zu wollen.

Japanischer Ichiban-Kapitalismus

In Japan und Siidkorea (dem japanischen System
nachgebildet) sind die Hierarchie und Vertikalitit
in den groBen Firmenverbundgruppen mit ihren
vielen nachgeordneten und zumeist iiber Jahre
gebundenen Zulieferanten die entscheidenden
Parameter'”. Zwischen Produzenten und Distribu-
toren (Grof3- und Kleinhandel) ist trotz Auflocke-
rungen in den letzten Jahren ein dhnliches Grund-
verhiéltnis enger Beziehungen gegeben.

Einen ,Markt™ im westlichen Sinne gibt es nicht,
bzw. er spielt eher eine Nebenrolle. Die vertikale
Einordnung bleibt der ausschlaggebende Parame-
ter. Preise werden im Firmenverbund geregelt,
Zulieferanten selten gewechselt, Mergers &
Acquisitions, d.h. Zusammenschliisse und Auf-
kauf, mit bzw. durch Auslandsfirmen waren bis vor
kurzem noch viel bestaunte Ausnahmen.

Man kann einen japanischen nicht mit einem west-
lichen Markt gleichsetzen wollen. Die genannten
wesentlichen Unterschiede sind mitverantwortlich
fiir die problematischen Handelsbeziehungen des
Westens mit Japan. Die strukturellen und heute
wieder steigenden Handelsbilanzdefizite der USA
und Europas gegeniiber Japan sind nicht nur von
Wihrungsparitiatsanderungen oder von konjunktu-
rellen Schwankungen abhidngig, sondern sie haben
auch tiefer liegende Ursachen. Trotz Offnungen
im tarifaren und nichttarifiren Bereich ist es nach
wie vor nicht einfach, in die grundsatzlich weiter-
bestehende, wenn auch lockerer werdende Verti-
kalstruktur der japanischen Wirtschaft einzu-
dringen. Das Dauerproblem hoher struktureller
Handelsbilanzdefizite der USA und der EU-Lin-
der gegeniiber Japan diirfte uns auch in Zukunft
erhalten bleiben®.

19 Vegl. Martin Hemmert, Vertikale Kooperation zwischen
japanischen Industrieunternechmen, Koln 1993.

20 Vgl. Heinz Riesenhuber/Josef Kreiner (Hrsg.). Japan ist
offen. Chancen fiir deutsche Unternehmen, Berlin 1998. Es
ist fiir diese Veroffentlichung wie fir die Fehlsicht einer
Reihe westlicher Autoren iiber den Marktzugang in Japan
symptomatisch, daB3 nur zwischen tarifiren und nichttarifaren
Barrieren unterschieden wird. Man mul} aber eine Drei-
teilung zwischen tarifiren. nichttarifiren und strukturellen

wn
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Chinesischer Guanxi-Kapitalismus

Im groBchinesischen Raum — gemeint sind das chi-
nesische Festland, Taiwan und Singapur, unter-
stiitzt durch die vielen Millionen Auslandschinesen
in Stidasien bis hin zu denen in San Francisco in
den USA, Vancouver in Kanada und Perth in
Australien — sind viele kleine und mittlere Fami-
lienunternehmungen iber quasifamilidzre Netz-
werkbeziehungen, die sogenannten Guanxi, mit-
einander verbunden. Sie sind der entscheidende
Parameter, zumal es auch keinen grof3en, einheitli-
chen chinesischen Markt gibt, sondern dieser
jeweils in viele lokale Mirkte aufgesplittet ist®’.

Fazit: Auch im chinesischen Raum gibt es keinen
Markt im westlichen Sinne. Den Handlungsrah-
men bilden hier die Guanxi.

Im Westen wie im Fernen Osten stehen sich unter-
schiedliche Kapitalismus-Typen mit jeweils ande-
ren Strukturen und Verhaltensweisen gegeniiber.
Eine Konvergenz dieser unterschiedlichen Trans-
aktionsrahmen ist nicht zu sehen. Natiirlich gibt es
auch im Westen vertikal angelegte Verbindungen
und Beziehungsgeflechte, nur sind diese nicht so
pragend wie in Japan und im chinesischen Raum.
Das ist der entscheidende Unterschied.

4. Asiatische Werte sind entzaubert

In den achtziger Jahren bis in die neunziger Jahre
hinein ist angesichts der stiirmischen Wirtschafts-
entwicklung in Ostasien immer wieder auf die asia-
tischen Werte hingewiesen worden®. Den ostasia-
tischen Entwicklungsprozessen lagen und liegen

Hemmnissen vornehmen, wenn man sich nicht die Sicht ver-
bauen will. Tarifare Hemmnisse sind heute in Japan fast be-
seitigt, bzw. der japanische Durchschnitiszollsatz ist jetzt
niedriger als der der EU und kein entscheidendes Zugangs-
hindernis mehr. Auch bei nichttarifiren-administrativen
Stolperdrihten — wie z. B. bei iiberfliissigen und von inter-
nationalen Absprachen abweichenden administrativen Vor-
schriften oder teuren Doppel- und Dreifachpriifungen — ist in
den achtziger Jahren vieles abgebaut worden. Zihlebig und
nur durch wirtschaftliche Zwiinge (nicht durch Regie-
rungsdekrete) aufzubrechen sind jedoch Strukturbarrieren,
die im Vertikalgefiige Japans begriindet liegen. Hier ist sicher
auch einiges seit Anfang der neunziger Jahre in Bewegung
geraten, aber es sind weiterhin Ungleichgewichie und Be-
nachteiligungen bei den internationalen Konkurrenzver-
hiltnissen zuungunsten westlicher Firmen auszumachen. So
ist heute der japanische Markt nicht als offen, sondern ledig-
lich als offener zu kennzeichnen.

21 Vgl Gordon Redding, The Spirit of Chinese Capitalism,
Berlin 1993: ders.. The Idiom of Chinese Capitalism, ohne
Quellen- und Jahresangaben.

22 Vgl Akio Morita, Das Japan, das nein sagen kann, Tokyo
1993 (in Japanisch). ders., Das Asien, das nein sagen kann,
Tokyo 1994 (in Japanisch); ferner ders.. China, das nein sagen
kann, Beijing 1996 (in Chinesisch).
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jeweils andere Werte zugrunde, man mufl daher
differenzieren; zumindest vier unterschiedliche
Verhaltensmuster sind zu unterscheiden:

— das malaiische wirtschaftshemmende Verhal-
tensmuster,

— die chinesischen Wirtschaftstugenden,
— der kereanische Aufholehrgeiz und
— der japanischer Ichiban-Drang.

Die ostasiatische Krise ist recht vielschichtig.
Bezeichnend dafir und fir den geringen Zusam-
menhalt in dieser Region ist, dafl weder die APEC
(Asian Pacific Economic Cooperation) noch die
Asiatische Entwicklungsbank — gerade auch in
Japan — eine wesentliche Rolle bei den notwendi-
gen HilfsmaBBnahmen gespielt haben — oder auch,
wie von Japan ausdriicklich betont, gar nicht spie-
len wollten. Eine asiatische Solidaritat ist wenig
entwickelt, wenn man von den wiederholten
Beteuerungen der chinesischen Regierung einmal
absieht, den Yuan aus Solidaritidt mit den siidasia-
tischen Nachbarn nicht abwerten zu wollen.

Die Auswirkungen der ostasiatischen Krise auf
den Westen sind zwar trotz vieler Warnungen bis-
her noch kontrollierbar geblieben, aber das darf
uns im Westen nicht dazu verleiten, notwendige
Paradigmenwechsel sowie tberfillige Umstruktu-
rierungs- und Reformarbeiten zu unterlassen. Die
grundsitzlich wirtschaftspositiven Verhaltenswei-
sen in Suidkorea und Japan — von denen der iiber-
aus rithrigen und wenigen Auslandschinesen (die
allerdings vor allem im malaiischen Umfeld wir-
ken) einmal ganz zu schweigen — bleiben fiir den
Westen eine existentielle Herausforderung.

5. Ein pazifisches Zeitalter ist nicht in Sicht, aber
das chinesische Zeitalter in Ostasien gewinnt an
Konturen

.Das Mittelmeer war das Meer der Vergangenheit,
der Atlantik das Meer der Gegenwart, der Pazifik
ist aber das Meer der Zukunft.* Diese AuBerung
wird dem stellvertretenden US-AuBBenminister
John M. Hay Anfang des 20. Jahrhunderts zuge-
schrieben. Seitdem sind fast 100 Jahre vergangen,
und ein anhaltendes pazifisches Zeitalter 1d6t —
auBler einem bereits zu Ende gegangenen Zwi-
schenspiel — weiter auf sich warten.

Die innere Schwache einiger siidostasiatischer
Linder wie Indonesien. Malaysia, Thailand und
die Phillippinen ist an einer fast zu erwartenden
Bruchstelle, niamlich der iiberaus korrupten und
unfihigen politischen Fithrung — und dies bei
enorm erfolgreichen Auslandschinesen in der
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Wirtschaft dieser Linder —, zutage getreten®.
Diese latente Bruchstelle hatte man jedoch im
Westen lange Zeit nicht wahrnehmen wollen.

Japan und Stidkorea haben wegen grof3er Struktur-
mingel — insbesondere beim Bankensystem mit
vielen ,faulen* Krediten aus dem eigenen Land
sowie umfangreichen Auslandskrediten und nicht
lebensfahigen Mammutbetrieben im Falle Stidko-
reas —, ferner generell wegen politisch-gouverne-
mentaler und psychologischer Krisen auBBerordent-
lich schwierige strukturelle Probleme.

Nur die ..verschiedenen Chinas™ sind relativ wenig
betroffen. In einer Vergleichsstudie zwischen Tai-
wan und Siidkorea war schon vor Jahren dargelegt
worden, wie solide der taiwanesische Wirtschafts-
aufbau und wie unsolide dagegen der Parforce-
Ritt der Entwicklung mit wenigen GroBBunterneh-
men in Sidkorea geplant und durchgefiihrt wor-
den ist’’. Bei der bisher weitgehenden Resistenz
der VR China ist jedoch nicht zu iibersehen, dal
sich das Festland durchaus erheblichen Problemen
und Unwigbarkeiten fiir die weitere Entwicklung
gegentibersieht — z. B. zunehmender Exportkon-
kurrenz infolge der Abwertungen asiatischer Kri-
senldnder, groBen Entwicklungsunterschieden zwi-
schen dem Siiden und dem Norden Chinas, noch
ausstehender Entflechtung bzw. Privatisierung
ineffizienter GroBbetriebe mit nachfolgend stei-
genden Arbeitslosenzahlen, noch nicht absehbaren
Folgen der Flutkatastrophe etc.

Im Westen dagegen hat sich die Wirtschaft der
USA iiberraschend vitalisiert. Auch in Deutsch-
land hat die Wirtschaft seit Beginn der neunziger
Jahre durch umfangreiche Rationalisierungen.
durch umféingliche Produktinnovationen und
durch Produktionsverlagerungen wieder an Kraft
und internationaler Wettbewerbsfahigkeit gewon-
nen.

23  Zu den malaiischen Verhaltensweisen zihlen beispiels-
weise nicht konfuzianische Tugenden wie Sparsamkeit oder
wirtschaftliches Streben, so daB die bisherige westliche An-
nahme iiber die erfolgreichen, sogenannten neo-konfuziani-
schen Tigerlander hochstens auf die Auslandschinesen in an-
sonsten malaiisch geprigten Lindern in Siidasien, nicht aber
auf die malaiischen Ethnien und malaiischen Oberschichten
selbst zutraf. Zudem hatten der Nepotismus und die Korrup-
tion in diesen Landern im Vergleich zu China und Japan (wo
es zwar auch jeweils Korruption als nationales Erbe gegeben
hat) so tiberaus groteske und wirtschaftshemmende Formen
angenommen, daf} die jetzigen Krisen einfach kommen muB-
ten.

24 Vgl Lawrence Lau, Models of Development. A Compa-
rative Study of Economic Growth in South Korea and Tai-
wan, San Francisco 1986.
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Fazit: Im letzten Jahrzehnt ist fast alles anders
gekommen, als gemeinhin erwartet worden ist.
Fiinf epochale Entwicklungen sind zu verzeichnen:

1. die Implosion der kommunistischen Ostblock-
systeme und deren Niedergang;

2. fast zeitgleich beginnend das Zerplatzen der
~Seifenblasenwirtschaft™ in Japan mit nachfol-
gender Wirtschafts- und Vertrauensmalaise bis
heute:

3. die tiefen Krisen in den siidasiatischen Lindern
und in Siidkorea;

4. die relative Robustheit der ,verschiedenen
Chinas™; China steigt auf als Fithrungsmacht in
Ostasien und als zweite Weltmacht neben den
USA;

5. die Revitalisierung der Wirtschaft der USA
und auch Deutschlands.

Wie hatte man nur vor einem Jahrzehnt ein ,.Ende
der Geschichte* voraussehen konnen™? Das
Gegenteil ist eingetreten. Die Welt ist nicht etwa
~westlicher* geworden, d.h., alle schwenken auf
den Tugendpfad der westlichen Marktwirtschaft
und der westlichen Demokratie ein, sondern sie
wird immer vielfiltiger, immer herausfordernder
und immer aufregender. Prasident Clinton hat bei
seinem kiirzlichen Chinabesuch dieser Entwicklung
klug Rechnung getragen — ohne westliche Uberzeu-
gungen zu opfern. Er ist nicht als Anwalt westlicher
Menschenrechtspolitik nach China gekommen und
konnte gerade deshalb die Grundlagen fiir einen
fruchtbaren Dialog auf der Basis: hier absolute
westliche Menschenrechte, dort relative chinesische
Menschenrechtsauffassung, gelegt haben?.

II. Konsequenzen fiir Deutschland

1. Erfordernisse im Innenbereich

Es steht auBer Frage, daB sich die westlichen Lin-
der und Gesellschaften umstellen miissen, um lang-
fristig gegeniiber den Herausforderungen aus
.anderen* Welten bestehen zu konnen®’. Nicht dal3
Mifistinde in Deutschland nicht wahrgenommen

25 Vgl. Francis Fukuyama, Das Ende der Geschichte,
Miinchen 1992.

26 Vgl. Die Menschenrechtsfrage. Diskussion iiber China —
Dialog mit China, Nr. 6 der Schriften der Deutschen China-
Gesellschaft, Gottingen 1998.

27 Vgl. dazu: Samuel P. Huntington, Kampf der Kulturen,
Miinchen 1996; Bassam Tibi, Krieg der Zivilisationen, Ham-
burg 1995.
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wiirden, im Lichte ,anderer Welten* gewinnt aber
deren Uberwindung weiter an Dringlichkeit. Wie
wir alle wissen, ist der Weg von der Erkenntnis bis
zur Uberwindung der Schwiichen lang. Und da ist
es gut, wenn Anderungen auch von auen angesto-
Ben werden. Das Schlimmste, was uns im Westen
heute passieren konnte, wire, wenn wir uns jetzt
angesichts der ,,nur” partiellen ostasiatischen Kri-
sen wieder zuriicklehnten und abwarteten. Paradig-
menwechsel und Reformen sind nicht nur in den
ostasiatischen Krisenlindern notwendig. Sie sind
gerade auch fiir den Westen eine Conditio sine qua
non. Was in Deutschland geschehen miiite, sei fiir
den Werte- und Gesellschafts- sowie fiir den Wirt-
schaftsbereich in einigen Stichworten formuliert:

Werte- und Gesellschaftsbereich

1. Die oft beschworene, retrospektiv angesetzte
Riickkehr zu alten christlichen Werten allein
wird nicht geniigen™. Wir miissen vielmehr von
der (sexuellen) Verformung des Christentums
zu einer Angst-Religion seit Paulus und Augu-
stinus endlich loskommen und das unverandert
revolutionidr Neue des Christentums — die
menschliche und gesellschaftliche Humanitit
und Solidaritdat — in den Mittelpunkt stellen. Es
gilt, die immer mehr zu-Tage tretende Kluft
zwischen auBerhalb der Kirchen Ilebenden
Christen und den kirchlichen Institutionen wie-
der zu schlieBen. Die westchristlichen Kirchen
miissen eine Antwort auf die Orientierungslo-
sigkeit und Angst der Menschen geben; anson-
sten werden unsere Kircheninstitutionen zum
Schaden aller weiterhin an Halte- und Prage-
kraft verlieren — und obskure Sekten werden
die Liicken fiillen.

(S8

Eine konservativ-progressive Werthaltung ist
anzustreben: Die Zielvorstellung, an alten
Wurzeln festzuhalten und doch aufgeschlossen
zu sein gegeniiber Neuem, etwa modernen
(Hochtechnologie-)Anforderungen, ist beileibe
kein Widerspruch in sich. Sie ist vielmehr als
Erfolgsrezept fiir das neue, vor uns liegende
Jahrhundert anzusehen.

Wirtschaftsbereich

1. Im Bereich der Makrookonomie miissen die
viel diskutierten Reformen so schnell wie mog-
lich durchgefiihrt werden.

28 Vgl S. Bottcher (Anm. 7), S. 81 {t.

29 Vgl. Eugen Bieser, Die glaubengeschichtliche Wende.
Eine theologische Positionsbestimmung, Graz u.a. 1987;
Eliane Pagels, Adam, Eva und die Schlange. Die Theologie
der Siinde, Reinbek 1991.
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2. Im Mikrobereich, das heit in den Beziehun-
gen zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern/Gewerkschaften, miissen wir zu einer
engeren Zusammenarbeit kommen, um die seit
Anfang der neunziger Jahre erreichte Konsoli-
dierung nicht zu gefahrden.

2. Erfordernisse im AuBlenbereich

Im AuBenbereich miissen wir auf eine Verbesse-
rung der Wettbewerbsverhiltnisse fiir den interna-
tionalen Handel hinwirken sowie unsere Krifte
biindeln:

Das heiBt erstens, auf eine strukturelle Offnung der
Miirkte in Ostasien zu driangen, um die Wettbe-
werbsungleichgewichte im internationalen Handel,
die zu unseren Ungunsten bestehen, zu reduzieren.
Da letzteres, zum Beispiel in Japan, kaum durch
Regierungsdekrete zu bewerkstelligen ist, kann
dies offenbar nur durch eigene Wirtschaftszwinge,
wie Banken- und Firmenpleiten induziert werden.

Zweitens mul} das alte Drei-Sdulen-Konzept — Be-
richterstattung und Beratung durch die deutschen
Botschaften, die deutschen Auslandshandelskam-
mern und die Bundesstelle fiir AuBenhandelsinfor-
mation (BfAi) — zum Fiinf-Sdulen-Konzept aus-
gebaut werden. Als vierte Sdule muf3 ein Netz
sogenannter deutscher Héauser (in einigen ostasiati-
schen Lindern existieren bereits deutsche Zentren,
in denen deutsche Firmen vertreten sind), als fiinfte
miissen deutsche Firmenpools von kleinen und
mittleren Unternehmen vor Ort hinzukommen.

Ein Netz deutscher Héauser beginnt sich zwar all-
mithlich herauszubilden, deutsche Firmenpools
sind allerdings in Ostasien bislang nur sehr spir-
lich vertreten. Gerade kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) sollten sich jedoch vermehrt zu
Kooperationen zusammenschlieBen®’. GroBe deut-
sche Unternehmen in China wie Volkswagen oder
Siemens geniigen allein nicht, um die sich bieten-
den Marktchancen zu nutzen.

30 Ein deutscher Firmenpool sollte etwa aus fiinf bzw. sie-
ben KMU unter der Steuerung eines landeserfahrenen
Moderators bestehen. Damit konnen Kosten gespart, ein ge-
meinsames Marketing bei komplementiren Produkten be-
tricben sowie draufien an Gewicht und Gesicht gewonnen
werden. Damit wiirde die bisherige auswirtige Schwiiche
deutscher KMU: geringe Finanzkraft und schwache Perso-
naldecke, ausgeglichen werden. Angesichts des in den nich-
sten Jahren anstehenden umfangreichen Generations-
wechsels in der Fithrung vieler deutscher KMU diirfte — auch
erzwungen von der Globalisierung — die Neigung zur Bildung
deutsch-deutscher Kooperationen = Firmenpools zunehmen.
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Das Konzept von Firmenpools wird insbesondere
vom Deutschen Industrie- und Handelstag
(DIHT), aber auch von einzelnen Industrie- und
Handelskammern vertreten. Bislang gibt es in
Shanghai einen deutschen Firmenpool, ein weiterer
wird gerade gegriindet. Leider wurde diese Mog-
lichkeit bei der 7. Asien-Pazifik-Konferenz der
deutschen Wirtschaft in Peking Ende April 1998
mit keinem Wort erwidhnt, was den bisher noch
geringen Stellenwert von Kooperationen deutscher
Unternehmen miteinander anzeigen diirfte.

Drittens 1st ein gestaffeltes Vorgehen deutscher
Firmen notwendig. Fiir alle Unternehmen gilt, da3
sie lernen miissen, auf asiatische Weise, das heif3t
in vertikaler Rangordnung zu denken und dement-
sprechend vorzugehen’. So muB beispielsweise
von Anfang an feststehen, wer der Seniorpartner
und wer der Juniorpartner ist. Gerade bei interkul-
turellen Kooperationen, d.h. einer Zusammenar-
beit zwischen Firmen unterschiedlicher Kultur-
und Wirtschaftsregionen, ist es wichtig festzulegen,
wer die Entscheidungen — sei es als groBter Part-
ner oder als maBgeblicher Technologiegeber — zu

treffen hat. Ein gutes Beispiel konnte die im

Gespriach befindliche interkulturelle Kooperation
zwischen Mercedes-Benz und Nissan werden, da
Mercedes eindeutig der Stiarkere wire. Deutsche
GroBunternehmen, sogenannte ,Hidden Cham-
pions“, oder auch kleine und mittlere Firmen mit
besonders innovativen Produkten oder Dienstlei-
stungen konnen sicherlich im Alleingang im ersten
Ansatz fremde Mairkte in Ostasien erschlieBen.
Dann aber beginnt die grofe Ratlosigkeit, denn
diese Firmen konnen den entscheidenden Markt-
durchbruch in Ostasien allein nicht schaffen. Fiir
einen dementsprechenden Erfolg werden viele
kleine und mittlere Unternehmen, die ja das Riick-
grat der deutschen Wirtschaft sind, benétigt. Sie
brauchen jedoch logistische Hilfe und miissen
dazu vor allem Hilfe zur Selbsthilfe organisieren.

Als Konsequenzen fiir Deutschland sind nicht nur
auBerliche Anpassungen bei den Bemiithungen um
Export- und Auslandsinvestitionen gefragt. Die
notwendigen Umstellungen reichen von tief-
greifenden Anderungen im Werte-, Politik- und
Wirtschaftsbereich in Deutschland bis zu neuen,
gebiindelten  Wirtschaftsaktivititen auBlerhalb
Deutschlands.

31 Siegfried Bottcher, Ostasien erfordert geistige Um-
stellung und Biindelung der Krifte, in: Japan. Analysen, Pro-
gnosen, Nr. 128/129 vom Febr./Mirz 1997, ifo Japan Studien-
stelle, S. 15 ff.
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Heinrich Kreft: Das ,,asiatische Wunder* in der Krise. Die politische, wirtschaftliche und
gesellschaftliche Entwicklung im asiatisch-pazifischen Raum

Aus Politik und Zeitgeschichte. B 48/98, S. 3—12

Die meisten Lander Ostasiens haben in den vergangenen drei Jahrzehnten eine wirtschaftliche und
gesellschaftliche Entwicklung erlebt, die in der Geschichte der Weltwirtschaft einmalig ist. Dieser
Erfolg fiihrte zu einer Diskussion tiber einen eigenstindigen asiatischen Entwicklungsweg auf der
Basis .asiatischer Werte" und einer ,asiatischen Demokratie* — eine Diskussion, die im Juli 1997
ein jahes Ende fand, als Thailand von einer Wihrungskrise erfat wurde, die sich rasch zu einer
Finanz- und Wirtschaftskrise ausweitete und nahezu ganz Ostasien erfafite. Die wirtschaftlichen,
innen- und auBenpolitischen sowie gesellschaftlichen Auswirkungen der Krise sind gewaltig. Sie
fuhrt nicht nur zum Aufbrechen bisher durch das Wirtschaftswachstum tiberdeckter ethnischer Kon-
flikte, sondern auch zur Erhéhung zwischenstaatlicher Spannungen.

Die Zukunft Ostasiens wird im wesentlichen von drei Akteuren bestimmt: den USA, Japan und
China. Nur die USA und die maBgeblich von ithnen beeinfluSten internationalen Finanzinstitutionen
konnten das notwendige Krisenmanagement leisten. Die ostasiatische Wirtschaftssupermacht Japan
hingegen steckt selbst in einer tiefen Krise. China ist durch seinen (bisherigen) Verzicht auf eine
Wihrungsabwertung zum wichtigen Stabilitidtsanker der Region geworden. Allerdings steht es selbst
vor groBBen Reformproblemen, so daly es moglicherweise auch noch von der Krise erfal3t wird.

Die ostasiatische Krise ist vor allem eine Krise der politischen Okonomie des asiatischen Entwick-
lungswegs. Gelingt ihre Reformierung. vor allem durch eine grundlegende Demokratisierung. diirfte
eine Fortsetzung der hohen Wirtschaftsdynamik langfristig gesichert sein. Die Erholung Ostasiens
ist notwendig fiir die wirtschaftliche und politische Stabilitét in der Region, was von globaler Bedeu-
tung ist.

Manfred Pohl: Japan und die Zukunft der ASEAN-Staaten
Aus Politik und Zeitgeschichte, B48/98, S. 13-24

Japan ist die Rolle zugefallen, seinen wichtigsten Nachbarstaaten (mit Ausnahme Chinas) durch
politische MaBnahmen zur Belebung der eigenen Wirtschaft und zur Uberwindung der Bankenkrise
aus der Krise zu helfen. In nur zwei Jahren hat sich die Lage innerhalb Japans (Regierungswechsel)
und in den wichtigsten Partnerldndern drastisch verdndert: Der vergleichsweise politisch ,starke*
japanische Ministerprasident Hashimoto trat nach einer schweren Wahlniederlage zuriick: in Indo-
nesien stiirzte Staatsprisident Suharto und iiberliel das Familienunternehmen Indonesien™ seinem
Nachfolger Habibie, in Malaysia mulite der liberale Finanzminister Anwar Ibrahim zuriicktreten,
sein Mentor, Regierungschef Mahathir, erzwang einen dirigistischen Wirtschafts- und Finanzkurs. In
Myanmar (vormals Birma) sucht die Militiarregierung SPDC (State Peace and Development Coun-
cil) nach politischer Anerkennung, die wirtschaftliche Misere rangiert erst auf dem zweiten Platz.

Eine im wesentlichen schwache japanische Regierung sieht sich vor der erdriickenden Aufgabe,
nach Kriften die eigene Krise zu bewiltigen und dabei zugleich Hilfe fiir die schwichlichen Wirt-
schaften der wichtigsten Nachbarlinder zu leisten. Der wichtigste ASEAN-Partner Japans, Malay-
sia, lehnt das Rezept des Internationalen Wihrungsfonds ab (das Japan unterstiitzt), Indonesien
wird zu einem Risikofaktor fiir die japanische Exportwirtschaft und Myanmar zu einer auBBenpoliti-
schen Belastung. In diesem Beitrag wird versucht, die Aspekte dieser Problematik darzustellen.

Aurel Croissant: Demokratisierung und die Rolle der Zivilgesellschaft in Siidkorea,
Taiwan und auf den Philippinen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/98, S. 25-33

Der Terminus , Zivilgesellschaft™ ist spitestens seit den Demokratisierungsprozessen in Ostmitteleu-
ropa zu einem der Schliisselbegriffe in der Demokratisierungsforschung geworden. Insbesondere im
Hinblick auf die Konsolidierungschancen junger Demokratien wird ihm in der theoretischen wie
empirischen Forschung groBe Bedeutung beigemessen.

Ziel des Beitrages st es herauszufinden, unter welchen EinfluBbedingungen sich zivilgesellschaft-
liche Strukturen und Akteure im asiatisch-pazifischen Raum entwickelt haben. Es wird gezeigt. daf§
zivilgesellschaftliche Akteure in den drei ost- und siidostasiatischen Transformationslindern Siid-
korea, Taiwan und die Philippinen als , Eroffnungsakteure™ eine bedeutende Rolle beim Ubergang
von der Autokratie zur Demokratie spielten. Die Entfaltung zivilgesellschaftlicher Organisationen



und Aktivititen gewinnt nun in den jungen Demokratien noch an Dynamik, so daf} die neunziger
Jahre als Bliitezeit™ der Zivilgesellschaft in diesen Liandern bezeichnet werden konnen.

Die blithenden zivilgesellschaftlichen Landschaften sind jedoch im Hinblick auf die Konsolidie-
rungsaussichten der Demokratien nicht uneingeschrankt positiv zu bewerten. Vielmehr zeigen die
Erfahrungen dieser asiatischen Transformationsfille, daf3 die Ausweitung zivilgesellschaftlicher
Aktivitaten und die Befreiung gesellschaftlicher Prozesse von staatlicher Kontrolle nicht notwendi-
gerweise die Demokratie starken: Auch innerhalb der Zivilgesellschaft entsteht gesellschaftlicher
und politischer Einfluf3 in Konkurrenz, und zwar nicht in einer ,reiferen” Form, sondern entspre-
chend bekannter und eingeiibter Techniken sozialer Interessenvermittlung. Ob sich die jungen
Demokratien Taiwans, Siidkoreas und der Philippinen konsolidieren werden, wird nicht nur davon
abhiingen. ob es den Zivilgesellschaften gelingt, sich von staatlicher Bevormundung zu befreien. son-
dern auch davon, ob ihre Akteure alte Einstellungs- und Verhaltensmuster tiberwinden.

Jiirgen Riiland: Religiose Erneuerung in Siidostasien. IThre Auswirkungen auf Sikulari-
sierung und Demokratie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/98, S. 34-46

Fiir Modernisierungstheoretiker galt als ausgemacht, dal Modernisierung und Sikularisierung zwei
Seiten ein und derselben Medaille sein wiirden. Seit den siebziger Jahren schwappt jedoch eine
Welle der religiosen Erneuerung tiber die Welt, von der nahezu alle groen Religionsgemeinschaf-
ten erfal3t wurden. Auch Siidostasien bildet dabei keine Ausnahme. Vor diesem Hintergrund stellt
der vorliegende Beitrag drei grundlegende Fragen: erstens, inwieweit mit der religiosen Erneuerung
Gefahren fiir die politische Stabilitit verbunden sind, zweitens, ob durch sie die sidkulare Staatsidee
zuriickgedrangt wird und, drittens, ob mit ihr jene Thesen neue Bestitigung finden, die in asiati-
schen Religionen schon immer ein Demokratisierungshindernis erblicken wollten.

Zur Beantwortung wird in einem ersten Abschnitt auf das Verhiltnis von Religion und Politik im
postkolonialen Asien eingegangen. Im AnschluBl daran werden die Erscheinungsformen, Triger-
schichten und Ursachen der religiosen Erneuerung sowie die Reaktion des Staates darauf beleuch-
tet. Im letzten Abschnitt werden die eingangs aufgeworfenen Fragen wieder aufgegriffen und folgen-
dermaBen beantwortet: Gefahren fiir die politische Stabilitat sind nicht von der Hand zu weisen, die
Gefahren fiir die sdkulare Staatsidee halten sich in Grenzen, und die Religionen der Region impli-
zieren nicht per se Demokratisierungsblockaden. Ein Erstarken fundamentalistischer Islaminterpre-
tationen konnte jedoch im Verbund mit den sozialen Folgen der Asienkrise und der damit einherge-
henden Krise des westlichen Entwicklungsmodells Demokratisierungsfortschritte aufhalten.

Siegfried Bottcher: Andere Werte und Handlungsrahmen in Ostasien. Konsequenzen fiir
Deutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 48/98, S. 47-54

Im ersten Teil des Beitrages werden die unterschiedlichen Kultur- und Wirtschaftsregionen des
Westens und Ostasiens (Japan und China) gegeniibergestellt, wobei unter einer Kultur- und Wirt-
schaftsregion jeweils Wirkungszusammenhinge zwischen zugrundeliegenden Volkscharakteren,
adaptierten Religionen, Lebensphilosophien sowie endogenen soziookonomischen Prozessen zu
verstehen sind. Unterschiede ‘in Ostasien zeigen sich auf drei Ebenen: der der religios-geistigen
Basis, der Wirtschaftsstrukturen und -politiken sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverhalt-
nisse. SchlieBlich wird der vielschichtigen ostasiatischen Krise nachgegangen und aufgezeigt, daf}
statt eines ,,pazifischen Zeitalters* ein .,chinesisches Zeitalter” an Konturen gewinnt.

Im zweiten Teil werden im Lichte der ostasiatischen Gegebenheiten Konsequenzen fiir Deutschland
im Werte- und Gesellschaftsbereich bis hin zur Wirtschaft aufgezeigt, und es wird ein entsprechen-
des Handeln empfohlen.



	Das "asiatische Wunder" in der Krise Die politisc
	I. Das ostasiatische Wirtschaftswunder 
	II. Die ostasiatische Herausforderung 
	III. Die ostasiatische Krise 
	IV. Die Schlüsselakteure für die Entwicklung Osta
	V. Fazit und Perspektiven 

	Japan und die Zukunft der ASEAN-Staaten
	I. Vorbemerkungen 
	II. Negative Nebeneffekte traditioneller Industri
	III. Japans Hilfsmaßnahmen 
	IV. Negative Auswirkungen japanischer Investition
	V. Folgen für Japan 

	Demokratisierung und die Rolle der Zivilgesellsch
	I. Zivilgesellschaftliche Entwicklung unter autor
	II. Zivilgesellschaft und der Über-gang zur Demok
	III. Die Zivilgesellschaft in der demokratischen 
	IV. Perspektiven 

	Religiöse Erneuerung in Südostasien Ihre Auswirku
	I. Von der Säkularisierung zur religiösen Erneuer
	II. Religion und Politik im postkolonialen Südost
	III. Südostasien und die religiöse Erneuerungswel
	IV. Religiöse Erneuerung: Eine Gefahr für den säk

	Andere Werte und Handlungsrahmen in Ostasien Kons
	I. Das andere Ostasien 
	II. Konsequenzen für Deutschland


